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Beginn: 13.33 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Nehmen Sie doch gern lhre Platze ein. Die
Sitzung ist eroéffnet.

Zu Beginn mdchte ich lhnen mitteilen, dass sich
die Fraktionen abweichend von der Empfehlung
des Altestenrats darauf verstandigt haben, zwei
Tagesordnungspunkte zu vertagen, und zwar die
TOPs 24 und 32, die Antrdge aus den Drucksa-
chen 21/7784 und 21/7798.

Wir kommen nun zur Regierungserkldarung des
Ersten Blrgermeisters.

Der Prasident des Senats hat mich gebeten, ihm
gemal Paragraf 12 Absatz 1 unserer Geschéfts-
ordnung die Gelegenheit zur Abgabe einer Regie-
rungserklarung zum Thema "Fahrrinnenanpassung
Elbe" zu geben. Die Fraktionen haben einver-
nehmlich vereinbart, dass hierzu eine Beratung
stattfinden soll. Dabei soll jede Fraktion eine Rede-
zeit von 30 Minuten sowie die fraktionslosen Abge-
ordneten eine Redezeit von jeweils finf Minuten
zur Verfiigung haben.

Herr Blrgermeister, Sie haben das Wort.

Erster Birgermeister Olaf Scholz: Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig
hat am 9. Februar 2017 ein klares Urteil gespro-
chen. Es hat den bei Weitem Uberwiegenden Teil
des Planfeststellungsbeschlusses anerkannt. Die-
ses Urteil ist abschlieRend. Es gibt Rechtssicher-
heit. Das bedeutet unwiderruflich: Die Fahrrinnen-
anpassung kommt.

(Beifall bei der SPD)

Die Stadt Hamburg und der Bund haben es nun in
der Hand, die verbliebenen vom Gericht noch ge-
stellten Aufgaben zigig zu 16sen.

Nimmt man ein Bild aus der Schifffahrt, dann ha-
ben wir uns mit der Anpassung der Elbfahrrinne in
Bezug auf das europaische Umweltrecht in wenig
oder noch gar nicht befahrene Gewasser begeben.
Die Seekarten waren zwar vorhanden, aber nach
ihnen gesegelt haben bislang nur wenige, in man-
chen Gewassern war sogar noch nie jemand zuvor
unterwegs. Es gab kaum Regeln oder Prazedenz-
falle, nach denen die Planer sich hatten richten
kénnen, doch jetzt sind wir an dem Punkt ange-
kommen, wo die ersten Méwen auf dem Deck lan-
den und wir sagen kénnen: Land in Sicht.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Alle grundlegenden Fragen sind geklart. Das Bun-
desverwaltungsgericht hat bestatigt, dass das Ver-
fahren korrekt durchgefiihrt und die Offentlichkeit
ausreichend beteiligt wurde. Die Gutachten der

Bundesanstalt fir Wasserbau hielten vor Gericht
genauso stand wie die habitatrechtliche Ausnah-
meprufung. Die Notwendigkeit der Fahrrinnenan-
passung steht auller Frage. Unabhangig davon, ob
auch andere Hafen in Norddeutschland fur be-
stimmte Schiffe und Ladungen infrage kdmen, wur-
de das Ziel, den Hamburger Hafen besser erreich-
bar zu machen, als berechtigt anerkannt. Die Fahr-
rinnenanpassung liegt im offentlichen Interesse.
Als korrekt wurde auch die Einschatzung bewertet,
dass die zu erwartenden geringfiigigen Sauerstoff-
veranderungen die geschiitzte Fischart Finte nicht
beeintrachtigen werden.

Wir haben insgesamt viel geschafft seit 2011: Zum
Jahresende 2011 wurde der erste Entwurf des
Planfeststellungsbeschlusses vorgelegt, im Marz
2012 gab es eine Einigung mit den niedersachsi-
schen Obstbauern und der Viehwirtschaft, im April
2012 erklarten Niedersachsen und Schleswig-Hol-
stein ihr Einvernehmen. Zuvor hatte bereits die
EU-Kommission dem Projekt und der ékologischen
Kompensation zugestimmt. Im Juli 2014 konnte
das Projekt vor dem Bundesverwaltungsgericht ge-
gen die Umweltverbandsklagen weitgehend vertei-
digt werden. In der mindlichen Verhandlung wur-
den lediglich neun kritische Punkte identifiziert — al-
les andere in dem 2 600 Seiten umfassenden
Planfeststellungsbeschluss wurde bestatigt.

(Beifall bei der SPD)

Im folgenden Jahr haben die Vorhabentrager die
erste praktische Priifung einer moglichen Gewas-
serverschlechterung nach der Europaischen Was-
serrahmenrichtlinie vorgenommen, und zwar unter
Berucksichtigung der Auslegung, die diese Richtli-
nie erstmals durch die noch frische Entscheidung
des Europaischen Gerichtshofs zum Weseraus-
bau, der Ubrigens wesentlich langwieriger ist, er-
fahren hatte. Damit war unser Hamburger Elbaus-
bau fir kiinftige Verfahren in Europa Vorreiter, und
das Bundesverwaltungsgericht hat diese Priifungs-
ergebnisse bestatigt.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Man kann es also gar nicht genug schatzen, dass
die Fahrrinnenanpassung der Elbe inzwischen so
viel Akzeptanz gefunden hat.

(André Trepoll CDU: Aber sie kommt nicht!)

In allen wesentlichen Fragen hat der gréfte euro-
paische Wasserstrallenausbau den Segen der EU-
Kommission, der Hamburger Nachbarlander Nie-
dersachsen und Schleswig-Holstein und auch des
Gerichts gefunden.

(Beifall bei der SPD — Dr. Bernd Baumann
AfD: Wieso klatschen die GRUNEN nicht?)

Dass wir so weit gekommen sind, dafiir haben sich
viele Manner und Frauen mit Herzblut engagiert.
Fir diese auflerordentliche Leistung mdchte ich
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(Erster Biirgermeister Olaf Scholz)

den Planerinnen und Planern, ob beim Bund oder
in den Hamburger Behdrden, sehr herzlich danken.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Sie alle haben Pionierarbeit geleistet. Denn die
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes
wie auch die zustdndige Hamburger Behorde
konnten fir die Fahrrinnenanpassung nicht auf an-
erkannte Fachverfahren zurlckgreifen. Gutachter
haben die Bewertungsverfahren meist neu ent-
wickelt und erstmals angewendet.

(Michael Kruse FDP: Und keine Ist-Zahlen
geliefert!)

Auch das Gericht konnte sich nicht an vorherige
Rechtsprechung anlehnen. Die Fahrrinnenanpas-
sung der Elbe ist fur die Planungsbehérden und
die Gerichte tatsachlich wie eine Seefahrt in unbe-
fahrenen Gewassern. Gemessen daran und ge-
messen an der Vielzahl der Einwande durch die
Klager sind die jetzt noch nachzubessernden
Punkte Uberschaubar, so hat es das Gericht aus-
dricklich hervorgehoben. Das Gericht hat betont,
dass die Grinde fir die Lange auch des Gerichts-
verfahrens vor allem in den immer wieder gestei-
gerten Anforderungen des Europaischen Umwelt-
rechts zu suchen seien. Das habe Behdrden wie
Gerichte vor besondere Herausforderungen ge-
stellt. Kein Verfahren ist so umfangreich und zu-
gleich so kleinteilig in die letzten Verastelungen
des noch jungen europaischen Umweltrechts ein-
gedrungen wie dieses, und kein Verfahren hat die
Planerinnen und Planer vor grélkere Herausforde-
rungen gestellt.

Trotz aller Sorgfalt miissen wir jetzt noch weitere
MaRnahmen zum Schutz des Schierlings-Wasser-
fenchels ergreifen. Auch wenn die Mehrzahl der
Okologischen Maflinahmen Anerkennung fand,
stellte das Gericht fest, dass die habitatschutz-
rechtliche Vertraglichkeitsprifung den — ich zitie-
re — "strengen Schutzanforderungen nicht in jeder
Hinsicht gerecht" wird. Dabei geht es um drei
Punkte.

Erstens: Der Schierlings-Wasserfenchel kann sehr
sensibel auf eine Veranderung des Salzgehalts im
Wasser reagieren. Deshalb muss sichergestellt
sein, dass auch auf den an sich unkritischen Aus-
bauabschnitten — es geht hier konkret um 10 Kilo-
meter, in denen nicht sicher ist, ob die Pflanze dort
bisher wirklich vorkommt — nicht doch besondere
Umstande zu einer Beeintrachtigung dieser Pflan-
ze fuhren kdnnten. Hier geht es also um die Plausi-
bilitdt der Berechnung beim Eintreten von Ausnah-
mesituationen. Die Behdrden werden nun die vor-
liegenden Daten unter dieser gerichtlichen Sorge
noch einmal auswerten und die Berechnung Uber-
prufen.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller und
Dr. Anjes Tjarks, beide GRUNE)

Zweitens: Die anderen beiden Punkte betreffen die
KoharenzmalRnahmen, die als Ausgleich flr die
Fahrrinnenanpassung vorgesehen sind. Diese
missen eindeutig gegen MalRnahmen abgegrenzt
werden konnen, die in anderen 6kologischen Zu-
sammenhangen ohnehin schon verpflichtend um-
zusetzen sind. Deshalb missen solche sowieso
durchzufihrenden Standardmalnahmen im nie-
dersachsischen Elbgebiet klar beschrieben und vor
allem eindeutig als Standardmalinahmen einge-
ordnet werden.

(Michael Kruse FDP: Das hat das Gericht
schon 2014 gesagt! Sie haben zwei Jahre
verpennt!)

Dann kdénnen die fiir den Elbausbau vorgesehenen
Ausgleichsmallinahmen davon prazise abgegrenzt
werden. Uber das weitere Vorgehen sind wir be-
reits mit dem zustandigen Landkreis in sehr guten
Gesprachen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Drittens: Um die Klassifizierung einer MalRnahme
dreht es sich auch bei der Bewertung des Vorha-
bens Spadenlanderbusch/Kreetsand im Osten von
Wilhelmsburg. Dort soll ein zusatzlicher Flutraum
entstehen und ein Lebensraum geschaffen wer-
den, der ein ideales Gebiet fir den Schierlings-
Wasserfenchel ist. Weil es flir das Naturschutzge-
biet auf Kreetsand aber bereits einmal eine Pla-
nung gab, die das Projekt zunachst als Standard-
malnahme einstufte, kann nach Ansicht des Ge-
richts die Ausgleichsflache nicht mehr flr den
Fahrrinnenausbau geltend gemacht werden. Des-
halb muss jetzt eine neue Ausgleichsflache gefun-
den werden.

(Michael Kruse FDP: Nee, 2014 hatte diese
schon gefunden werden mussen!)

Hier ergeben sich verschiedene Moglichkeiten; mit
der Priifung haben wir begonnen. Auch wenn die-
se Erganzung um eine weitere Koharenzmafinah-
me aufwendiger ist als die Bericksichtigung der
beiden anderen Anforderungen des Gerichts, so
stellt sie dennoch eine nicht zu gro3e Aufgabe dar.
Wir wirden uns freuen, wenn die Umweltverbande
hier ebenfalls Vorschlage machen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das Gerichtsverfahren ist, wie bereits eingangs be-
merkt, mit diesem Urteil abgeschlossen. Damit und
mit den vielen bereits anerkannten, erforderlichen
wie freiwilligen 6kologischen MalRnahmen werden
wir unserer Verantwortung fir den Naturraum Tide-
Elbe gerecht. Die Stiftung Lebensraum Elbe und
das Tide-Forum werden dazu beitragen, dass der
Naturschutz an der unteren Elbe kontinuierlich wei-
terentwickelt wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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(Erster Biirgermeister Olaf Scholz)

Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Die Wirtschaftsnation
Deutschland braucht einen Seehafen, der im welt-
weiten Wettbewerb mit Rotterdam und Antwerpen
oder den expandierenden Hafen am Mittelmeer
bestehen kann. Zurzeit ist Hamburg der Hafen, der
in Deutschland in der Lage ist, diese Rolle zu Uber-
nehmen. Darin liegt eine Verpflichtung fir zwei
Seiten: fir den Bund, der sich hier mit Bundesmit-
teln entsprechend engagiert, und fir die Stadt, die
den Hafen stetig modernisiert. Bund und Land hal-
ten den Fluss schiffbar. Dass die SchiffsgréRen
steigen und gerade unter dem erhdhten Konkur-
renzdruck nach der Finanzkrise noch einmal ge-
stiegen sind, ist eine Realitat, auf die wir reagieren
mussen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Fahrrinnenanpassung ist ein Grofprojekt mit
dem Ziel, die Schiffbarkeit tideunabhangig von
heute 13,50 Meter auf 14,50 Meter zu erhohen.
Um das zu erreichen, missen wir nicht nur um
1 Meter vertiefen, sondern in manchen Abschnitten
auch verbreitern. Das sieht konkret so aus: Zwi-
schen der Deutschen Bucht und Brokdorf/Gliick-
stadt vertiefen wir den Fluss um 1 Meter und blei-
ben bei 400 Metern Breite. Auf dem Teilstiick bis
kurz vor Wedel wird aullerdem von etwa 300 Meter
auf 320 Meter verbreitert, und auf dem Abschnitt
nordlich von Wedel bis zur Landesgrenze wird
— neben der Vertiefung — eine Begegnungsbox ge-
baut, um die Passage zweier entgegenkommender
Grol3schiffe zu erleichtern. Die Breite dort liegt
heute zwischen 250 und 300 Metern und wird auf
385 Meter erweitert. Ab der Landesgrenze, auf der
sogenannten Delegationsstrecke, wird vertieft und
der Fahrwasserbereich um 20 Meter verbreitert.
Hinzu kommt ein umfassendes Bauvorhaben zur
Mundung hin. Dort modellieren wir mit den Ablage-
rungen unter Wasser ein Bauwerk, das die Tidedy-
namik und die Sedimente reduzieren wird. Das ist
baulich ein Novum, bei dem auch die Bundesan-
stalt fir Wasserbau Pionierarbeit geleistet hat.

Solche Grof3projekte missen auch in Zukunft in
Deutschland mdglich sein.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE - Zuruf von Michael Kruse FDP)

Ich bin deshalb dem Bundesverwaltungsgericht da-
fir dankbar, dass es die Fahrrinnenanpassung der
Elbe nun hat moglich werden lassen. Sonst hatten
bestimmt viele in Deutschland den Mut verloren,
Uberhaupt noch Vorhaben von dieser Dimension
zu beginnen. Es bleibt ja schwierig genug. Die Vor-
haben ziehen sich jahrelang hin. Es geht standig
vor und zurtick. Immer wieder ruft jemand, dass
das alles bestimmt nichts wird. Immer wieder be-
schwert sich jemand, dass das alles zu lange dau-
ert. Immer wieder behauptet jemand, dass das al-
les anders gemacht werden muss, und erst nach

vielen, vielen Jahren zahlen sich Mihe und An-
strengung aus.

(J6rg Hamann CDU: Heute nicht!)

Deshalb appelliere ich an die Politikerinnen und
Politiker in unserem Land, den Mut nicht zu verlie-
ren und auch kiinftig so grol3e Projekte zu wagen.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Und ich wiinsche mir von uns als Burgerinnen und
Blrgern, dass wir einen souverdanen Umgang mit
Grollvorhaben und ihren komplexen rechtsstaatli-
chen Prozeduren entwickeln.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Der Hamburger Hafen, zu dessen konkreter Ent-
wicklung Senator Horch im Anschluss noch spre-
chen wird, ist viel mehr als die Schiffe, Krane und
Kais, die das Stadtbild so beeindruckend machen.
In Hamburg sammeln sich nicht nur die Waren, in
Hamburg versammelt sich auch die Kompetenz im
AuBenhandel. Die Firmen in unserer Stadt haben
die Erfahrung, wie man weltweit einkauft und ver-
kauft. Sie wissen, wie der Weltmarkt funktioniert —
namlich so, dass die meisten Fernseher, die man
in Minchen oder Bratislava kaufen kann, schon
einmal in Hamburg waren. Die Schiffsromantik, die
man selbst bei den modernen Containerriesen ent-
wickelt, lasst einen leicht Ubersehen, dass der
Hamburger Hafen an der Spitze innovativer Ent-
wicklungen steht und ein hochgradiger Innovati-
onstreiber ist.

(Beifall bei der SPD und bei Anna Gallina
und Dr. Anjes Tjarks, beide GRUNE)

Seit Jahrzehnten werden dort Logistikprozesse
durch Software und IT-Dienstleistungen unter-
stitzt. Mit smartPORT hat die Hamburg Port Autho-
rity den Hafen in die digitale Zukunft gefihrt. Im
Hafen werden nicht nur intelligente Nutzung der
vorhandenen Infrastruktur erprobt, sondern auch
die Mobilitat und die Energiequellen der Zukunft.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir machen Hamburg zu einem herausragenden
europaischen Standort fir Forschung und Innovati-
on. Wenn in diesem Sommer mit dem European
XFEL der beste Rontgenlaser der Welt seinen Be-
trieb aufnimmt,

(Zurufe von der CDU: Das ist doch lacher-
lich!)

wenn wir neue Max-Planck-Institute einweihen,
wenn wir nun Mitglied in der Fraunhofer-Gesell-
schaft geworden sind und im Deutschen Zentrum
fur Luft- und Raumfahrt werden,

(Glocke)
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(Erster Biirgermeister Olaf Scholz)

wenn wir auf den Flugzeugbau und die Windkraft
setzen, wenn wir die IT-Wirtschaft starken und eine
Informatikplattform aufbauen, wenn wir For-
schungs- und Technologieparks einrichten, wenn
wir den Medienstandort ausbauen

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

und bei den sozialen Medien weit vorn in Deutsch-
land mitspielen, wenn wir Innovationen und Start-
ups fordern ...

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Verzei-
hen Sie, Herr Blurgermeister. — Meine Damen und
Herren, ...

Erster Biirgermeister Olaf Scholz (fortfahrend):
Das stort mich nicht weiter.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Jorg Hamann CDU: Das ist genau das Pro-
blem!)

Wenn wir all diese Dinge voranbringen,

(Michael Kruse FDP: Sie merken nichts
mehr!)

dann geschieht das alles im Rahmen einer Wirt-
schaftsstruktur, die ohne den Hafen undenkbar
ware. Der Uber Jahrhunderte gewachsene Hafen
ist unverandert ein Teil von Hamburgs Aufbruch in
die Zukunft.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Uber alle Jahrhunderte hinweg hat jeder Senat,
unabhangig davon, dafiir gesorgt, dass der Hafen
auf der Hohe der Zeit und der Fluss schiffbar blei-
ben. Das war immer aufwendig und immer auch
konfliktreich. Aber an diesen beiden Zielen haben
alle Senate zu allen Zeiten festgehalten. Und so ist
es auch heute.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Ohne einen wettbewerbsfahigen Hafen wirde es
ungleich schwerer fallen, unsere Vorstellung einer
fur alle Birgerinnen und Birger lebenswerten
Stadt voranzubringen, einer Stadt, in der es be-
zahlbaren Wohnraum, nachhaltige Mobilitat, ge-
bihrenfreie, gute Bildung und vieles mehr gibt. Der
Hafen wird auch nach der digitalen Revolution ein
Herzstlck unserer Wirtschaft bleiben. Er hat eine
Hinterlandanbindung, wie sie nur sehr wenige Ha-
fen auf der Welt vorweisen kénnen. Der Hambur-
ger Hafen ist als Drehkreuz zukiinftiger Warenstro-
me und als Motor von Innovationen unverzichtbar.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es ist gut, dass die Anpassung der Fahrrinne nun
kommt.

(Zurufe von der CDU und der FDP)

Wir werden jetzt prifen, mit welchen Vorbereitun-
gen fur den Fahrrinnenausbau wir schon ohne
Planfeststellungsbeschluss beginnen kénnen

(Dennis Thering CDU: Das sind Traumerei-
en!)

und ob Ausschreibungen fiir 2018 und 2019 be-
reits mdglich sind. Sie kénnen also sicher sein:
Hamburg wird auch in Zukunft eine Welthafenstadt
sein.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD und
den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Das Wort bekommt Herr Trepoll von der CDU-
Fraktion.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Sehr geehrter Herr Blrgermeis-
ter, lassen Sie mich mit etwas Positivem anfangen.
Ich fand es richtig, dass Sie dieses Mal fur lhren
Vortrag zum Instrument der Regierungserklarung
gegriffen und nicht wie beim letzten Mal die Aktuel-
le Stunde gesprengt haben. Da deutet sich zumin-
dest ein gewisser Lerneffekt an; das hatten wir |h-
nen gar nicht zugetraut.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb ist es auch gut — und ich glaube, nach Ih-
rem Vortrag hier auch notwendig —, dass wir die
entsprechende Zeit investieren, um uns mit lhren
Ausfiihrungen auseinanderzusetzen. Denn dann
sind Sie leider wieder in altbekannte Verhaltens-
muster zurlickgefallen. Sie haben von Anfang an
konsequent an lhrer politischen Verantwortung fir
die Fakten, Uber die wir heute sprechen missen,
vorbeigeredet, Herr Blirgermeister.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dr. An-
dreas Dressel SPD: N&!)

Wir haben einmal von Ihnen gehdrt, Sie wollten die
Lufthoheit Uber die Kinderbetten erringen, mittler-
weile, muss man in Hamburg sagen, haben Sie die
Lufthoheit Uber die Durchhalteparolen, denn nichts
anderes war das, Herr Scholz.

(Beifall bei der CDU — Dr. Andreas Dressel
SPD: Wo habt ihr denn eine Lufthoheit?
Null!)

Wir haben also keine Regierungserklarung gehort,
in der Sie auch die Fehler, die Sie gemacht haben,
erklaren; das war heute eine Regierungsverkla-
rung, die Sie uns vorgetragen haben.

(Beifall bei der CDU)

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Elb-
vertiefung ist eine bittere Enttduschung fir die ma-
ritime Wirtschaft in Hamburg und fiir unsere Stadt
insgesamt. Die negativen Auswirkungen sind in ih-
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rer Dimension heute noch nicht absehbar. Sie ha-
ben dazu kein einziges Wort gesagt, aber klar ist,
dass der von lhnen zu verantwortende Stopp der
Elbvertiefung eines bedeuten kann: weniger
Schiffsanldufe in den nachsten Jahren, weniger
Umschlag und weniger Arbeitsplatze. Jeden, dem
das Wohl unserer Stadt am Herzen liegt, muss die-
se Entwicklung deshalb ernsthaft auch mit Sorge
erfullen. Das, finde ich, ist das Mindeste, was Sie
hatten sagen missen, Herr Blirgermeister.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir haben in den letzten Jahren viel Schonfarberei
und Optimismus von lhnen und Herrn Horch ge-
hért. Aber das reicht nattrlich nicht aus. Den Gipfel
haben Sie dem dann in der letzten Woche aufge-
setzt, als Sie das Urteil bewertet haben, namlich
als Meilenstein fir die Wirtschaftsnation Deutsch-
land.

(Wolfgang Rose SPD: Recht hat er!)

Und da frage ich mich, Herr Scholz: Sprechen Sie
eigentlich noch mit den Verantwortlichen, mit den
Mitarbeitern im Hafen? Schauen Sie, wenn man
wie ich aus Harburg kommt, wo fast jeder Zweite
direkt oder indirekt im Hafen oder bei Unterneh-
men im Hafen arbeitet, weill man, dass sich die
Betroffenen groRe Sorgen Uber diese Entwicklung
machen und bei |hren Worten nur noch mit dem
Kopf schiitteln. Das entnehme ich auch den Reak-
tionen lhrer eigenen Kollegen.

(Beifall bei der CDU — Arno Minster SPD:
Waren Sie schon mal im Hafen?)

Verbande, Vorstande, Gewerkschaften — die Mitar-
beiter auch, Herr Minster —, alle wissen, welche
negativen Folgen dieses Urteil und der von lhnen
zu verantwortende Stopp haben kann. Deshalb fra-
ge ich mich ernsthaft, Herr Scholz: Meilenstein fur
Deutschland, haben Sie das wirklich ernst ge-
meint?

(Zuruf: Lacherlich ist das!)

Sie haben gesagt, Hamburg misse wieder ordent-
lich regiert werden. Das war 2011 lhr zentrales
Versprechen. Was Hamburg jetzt mit diesem Urteil
aus Leipzig schwarz auf weil® bescheinigt bekom-
men hat, ist genau das Gegenteil von |hrem Ver-
sprechen, Herr Scholz.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Daran kénnen Sie naturlich lhre politische Kommu-
nikationsstrategie nicht ausrichten, aber dieses
"Ja, aber" des Bundesverwaltungsgerichts war
eben keine positive Entscheidung

(Milan Pein SPD: Was denn?)

in der aktuellen Situation, weder fiur Deutschland
noch fir Hamburg. Sie haben bereits 2011 im
Wahlkampf angekiindigt, dass mit Ihnen als Br-
germeister die Bagger fir die Elbvertiefung 2012

loslegen kénnen. Das war |hr zentrales Verspre-
chen. Ich kann mich noch gut erinnern, wie Sie uns
das vorgeworfen haben. Sie versprachen den Ma-
nagern der Container-Reedereien noch im letzten
Jahr, dass nun endlich wirklich alles gut ist. Dann
haben Sie damit kokettiert, Sie hatten alle Plan-
feststellungsverfahren gelesen, sie seien so um-
fangreich, sie seien noch nie so gut wie dieses
Mal, und haben das alles flir gut befunden. Aber
diese Schriftsatze zu lesen ist nicht ausreichend.
Sie hatten daflir sorgen missen, dass es zu kei-
nen weiteren Schlampereien und Fehlern bei den
Planungen kommt. Das ware lhr Job gewesen,
Herr Blrgermeister.

(Beifall bei der CDU — Milan Pein SPD:
Falsche Rede, Herr Trepoll!)

— Ich weil3, dass Sie das aufregt. Das ist ein gutes
Zeichen, denn darum geht es doch. Ich will das
noch einmal deutlich ausfiihren, weil es Sie an-
scheinend interessiert.

Mit der Wirtschaftskraft der Stadt spielt man nicht.
Das waren lhre Worte, Herr Scholz, es wird deut-
lich, dass lhre eigenen Worte, Ihre eigenen An-
spriiche in diesem Augenblick auf Sie zurlickfallen.

(Beifall bei der CDU)

Wer eben genau hingehort hat, der hat vielleicht
auch genau Entscheidende am Ende mitbekom-
men. Da hat der Herr Birgermeister gesagt,
2018/2019 kdénnten die Ausschreibungsverfahren
starten. Das bedeutet nichts anderes, als dass
zum Ende lhrer Amtszeit 2020 die Fahrrinnenan-
passung immer noch nicht realisiert ist, und das ist
der Skandal dieser Auswirkung dieses Urteils.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts war
nicht irgendein Urteil. Es war ein Urteil, auf das die
gesamte Stadt — die Offentlichkeit, der Hafen, die
Wirtschaft, die Politik, auch die Menschen in Ham-
burg — lange Zeit gewartet hat. Denn der Hafen ist
das wirtschaftliche Zentrum unserer Stadt, die
Herzkammer der gesamten Metropolregion. Wir
koénnen viele Debatten darlber fiihren, ob nur der
Hafen oder nicht: Er ist wichtiger Bestandteil — und
wird es hoffentlich noch lange bleiben. Er bedeutet
fir unsere Stadt mehr als 160 000 direkte Ar-
beitsplatze, Wirtschaftskraft, Unternehmertum, und
ist nattrlich auch Grundlage dafiir, dass wir unsere
sozialen Dinge finanzieren kénnen.

Er ist zusatzlich Keimzelle unserer Stadt; ohne Ha-
fen kein Hamburg. Wir in Hamburg feiern nicht die
Grindung unserer Stadt, wir feiern den Hafenge-
burtstag. Das zeigt, wie eng der Hafen und Ham-
burg verknipft sind. Ohne Hafen ware Hamburg
heute nicht das, was es ist: nicht die wichtigste
Handelsstadt Deutschlands, nicht die gréfte und
wohlhabendste Metropole Europas, die keine
Hauptstadt ist, und schon gar nicht das Tor zur
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Welt. Hafenstadt zu sein, das gehort zum Selbst-
verstandnis unserer Stadt und hat sie seit Jahrhun-
derten gepragt.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dr. An-
dreas Dressel SPD: Dass wir einen Hafen-
geburtstag haben, wissen Sie? Das ist ja ein
Betrag, Herr Trepoll!)

— Keine Sorge, ich werde gleich noch konkret, im
Gegensatz zum Birgermeister.

(Zurufe von der SPD: Ah, ah!)

Machen Sie sich keine Sorgen, Sie bekommen von
uns den Aktionsplan. Vom Birgermeister habe ich
dazu gar nichts gehort. Also gedulden Sie sich
noch ein bisschen, Herr Dressel, dann kénnen Sie
das auch noch verfolgen.

(Jan Quast SPD: Ist doch entschieden, Herr
Trepoll!)

Warum ist es jetzt eine besondere Situation? Weil
sich der Hafen, weil sich die maritime Wirtschaft
schon seit einigen Jahren in einer schweren Krise
befindet; das kénnen Sie doch gar nicht weg re-
den. Und deshalb ware es so wichtig, dass der
Hamburger Hafen Planungssicherheit und bessere
Wettbewerbsbedingungen bekommt. Diese Ent-
scheidung zum jetzigen Zeitpunkt ware das richtige
Signal gewesen, das ware der wichtigste Baustein
fur die Zukunftsfahigkeit unseres Hafens gewesen.
Das Bundesverwaltungsgericht hat den Hamburger
Senat schon wahrend der miindlichen Verhandlun-
gen im letzten Dezember dafiir abgewatscht, dass
er bei den Ausgleichsflachen getrickst hat und
dass eingereichte Planungsunterlagen zu den Um-
weltauswirkungen unvollstdndig waren,

(Michael Kruse FDP: Etikettenschwindel!)

was auch schon véllig richtig in dem Urteil 2014
deutlich geworden ist. Es sind vorher bereits
gleichlautende Hinweisbeschlisse des Gerichts er-
gangen. Ich sage deutlich: Das hatte nicht passie-
ren dirfen, Herr Scholz.

(Beifall bei der CDU)

Dass Sie dann ausgerechnet vom Schierlings-
Wasserfenchel besiegt werden, entbehrt nicht ei-
ner gewissen Komik, wenn es nicht so tragisch wa-
re in den Auswirkungen fur unsere Stadt. Man stol-
pert eben nicht immer Uber die groRen Steine, son-
dern Uber die kleinen. Das ist dem Bulrgermeister
offensichtlich passiert.

Ich kann mich noch erinnern, als Sie im Jahr 2014,
hier an dieser Stelle, den damaligen Stopp der Elb-
vertiefung mit der Auslegung der Wasserschutz-
rahmenrichtlinie erklart haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wasserrahmen-
richtlinie! Das haben wir geldst, das Pro-
blem!)

Das war das gleiche Verhaltensmuster wie eben.
Da sagen Sie, das sei eine sehr neue Rechtsmate-
rie, der EuGH habe die Schuld, und taten so, als
ob Sie Opfer hoherer Machte waren. Aber diese
Fehler, die Sie hier und heute zu verantworten ha-
ben, sind normale Dinge, die in jedem Planfeststel-
lungsverfahren seit Jahren und seit Jahrzehnten
nicht passieren dirfen.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dr. An-
dreas Dressel SPD: So ist das, wie sich
Klein Fritzchen das vorstellt!)

— Herr Dressel, jeder Bezirksabgeordnete weil},
dass man Ausgleichsflachen nicht doppelt verwer-
ten darf. Der Richter hat woértlich von Etiketten-
schwindel gesprochen. Was haben Ilhre Pro-
zessbevollmachtigten, Herr Dressel, geantwortet?
Vielleicht, haben sie gesagt. Das heil’t, Sie wus-
sten von Anfang an Uber diese Fehler Bescheid,
und das muss man lhnen politisch vorhalten: dass
dort nicht eingegriffen und nachgebessert haben.
Da koénnen Sie die Schuld auf keinen anderen
schieben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Bei einer so wichtigen Zukunftsfrage fur unsere
Stadt ist das eine wirkliche Blamage, das muss
man mit aller Deutlichkeit sagen. Herr Dressel, er-
klaren Sie uns, warum Sie keinen Antrag auf Nach-
besserung gestellt haben? Warum haben Sie die-
se Niederlage vor dem Bundesverwaltungsgericht,

(Wolfgang Rose SPD: Welche Niederlage?)

sehenden Auges hingenommen, Herr Birgermeis-
ter? Warum haben Sie nicht eingegriffen, Herr
Scholz?

Jetzt haben wir sie wieder, die Hangepartie. Haben
Sie vom Birgermeister gehort, wann er damit rech-
net, dass die Elbvertiefung kommt? Ich habe nichts
gehdrt. Herr Horch hat in der Pressekonferenz ein-
mal locker von drei bis sechs Monaten gespro-
chen, mittlerweile hért sich das schon wieder an-
ders an. Von daher ist der Schaden da. Sie haben
es erlebt, die Aktien der HHLA sind nach der Ur-
teilsverkiindigung regelrecht abgestirzt.

(Arno Minster SPD: Sind auch wieder hoch-
gekommen!)

Reeder geraten unter Druck, ihre Liniendienste zu
verlegen. Wir haben heute erste Meldungen ge-
hort, es drohe ein weiterer Umschlagsmengenver-
lust fiir unseren Hafen. Sogar die Staatsreederei
Hapag-Lloyd denkt dariber nach, Liniendienste
aus Hamburg zu verlegen, weil es sich betriebs-
wirtschaftlich nicht mehr rechnet. Das macht deut-
lich, wie wichtig ein positives Urteil gewesen ware.

Ich war selbst — ich habe lhnen das schon berich-
tet vor einigen Monaten — in Taiwan und habe mit
den Vorstandsvorsitzenden von Yang Ming und
Evergreen gesprochen. Deren Botschaft war glas-
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klar, da gab es keine asiatische Zurlickhaltung. Sie
haben gesagt: Wenn die Elbvertiefung nicht
kommt, dann kénnen wir nicht mehr kommen. Die
18 000-TEU-Schiffe sind bestellt. Und deshalb gibt
es keine Alternative fur die Fahrrinnenanpassung.
Die Ladung wird ihren Weg finden, dann eben
nicht mehr Uber den Hamburger Hafen. Und wer
davor die Augen verschlief3t,

(Arno Minster SPD: Tun wir doch gar nicht!)
der verspielt leichtfertig die Zukunft unserer Stadt.

(Beifall bei der CDU und bei Michael Kruse
FDP)

Dann ist es so, Herr Scholz, dass doch der Stopp
der Elbvertiefung, den Sie zu verantworten haben,
in trauriger Kontinuitat zu Ihrer bisherigen Hafen-
politik steht: unklare Hafenentwicklung, die Ver-
schlickungsproblematik, Verkehrsprobleme, unzu-
reichende digitale Infrastruktur, Wettbewerbsnach-
teile durch die zu hohen Geblhren und Auflagen,
insbesondere zu den Konkurrenzhafen. Die Unei-
nigkeit in der Koalition will ich gar nicht erwahnen.
Wer eben darauf geachtet hat, wer hier klatscht
und wer nicht, sieht, dass das noch einmal ein ei-
genes Thema fir sich ist.

(Farid Miiller GRUNE: Das kennen Sie
doch!)

Aber was wir jetzt von lhnen erwarten, ist ein um-
fassender Aktionsplan fir den Hamburger Hafen,
einen Uberbriickungsplan, bis eine erfolgreiche
Elbvertiefung kommt. Mich Uberrascht es sehr, wie
unvorbereitet Sie offensichtlich mit dieser Situation
konfrontiert wurden. lhre Regierungserklarung,
Herr Scholz, hat das noch einmal sehr deutlich ge-
macht. Denn selbst wenn die Elbvertiefung, hof-
fentlich so schnell wie moéglich, kommen wird, wis-
sen wir aus der Erfahrung, zum Beispiel Vertiefung
der Schelde, dass es Zeitrdaume von sechs bis
zehn Jahren sind, bis wir das wieder aufgeholt ha-
ben, bis der Riickstand wieder wettgemacht ist.

Sie haben dazu gar nichts gesagt, Herr Scholz,
deshalb denke ich einmal, Sie haben erwartet,
dass wir lhnen das vorlegen. Das will ich an dieser
Stelle tun.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Heiter-
keit bei der SPD)

Wir sollten jetzt umfassend die folgenden Punkte in
Angriff nehmen.

Erstens: Bis zur erfolgten Elbvertiefung darf es kei-
ne weiteren Kostenerhéhungen fiir die Hafenbe-
triebe mehr geben. Das betrifft insbesondere die
kostenintensiven Frachten und die Hafenbahn. Wir
sagen: Keine Belastungen auf der Kostenseite, da-
mit unser Hafen wettbewerbsfahig bleibt.

(Beifall bei der CDU)

Zweitens: Die Hafenbetriebe brauchen Standortsi-
cherheit. Dazu gehort jetzt auch, bei auslaufenden
Mietvertragen — auch bei denen, die in den nach-
sten Jahren auslaufen — unbirokratisch und
schnell anzubieten, sie zu gleichen Konditionen zu
verlangern.

Drittens: Die Beteiligung der Stadt mit der HPA an
der bisher rein privat organisierten Koordination
der Grofschiffsanlaufe im Hamburger Hafen muss
gepruft werden.

Viertens: Wenn wir im Jahr 2017 immer noch viele
Unternehmen im Hafen haben, die nicht Uber
schnelles Internet verfligen, weil das Netz veraltet
ist, dann ist das ein No-Go in dieser Situation, und
deshalb mussen wir die Chancen der Digitalisie-
rung auch hier nutzen. Wir brauchen eine Priorisie-
rung des Internetausbaus, insbesondere im Ham-
burger Hafen und in den angrenzenden Industrie-
und Gewerbestandorten. Auch das muss sofort an-
gegangen werden.

(Beifall bei der CDU und bei Carl-Edgar Jar-
chow FDP)

Und finftens: Auch die verkehrliche, also die ana-
loge Anbindung des Hafens muss endlich vorange-
bracht werden. Als CDU fordern wir deshalb schon
seit Langem den zigigen Weiterbau der Kistenau-
tobahn A 20 mit der Elbquerung, westlich naturlich
den Neubau der Hafenquerspange. Immerhin sind
auch beide Projekte jetzt im Bundesverkehrswege-
plan beschlossen und fiir den vorrangigen Ausbau
vorgesehen. Deshalb: Geben Sie endlich Vollgas
bei der Planung,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Machen wir
doch!)

genauso wie bei dem Thema des Ersatzes der
Kdhlbrandbriicke und vieler anderer Bricken im
Hamburger Hafen, Waltershofer Bricke, Veddelka-
nalbriicke, Brandenburger Briicke, Freihafenelb-
briicke. All das sind Dinge, die Sie jetzt einfach mit
mehr Druck vorantreiben missen. Sagen Sie uns,
wie es weitergeht mit der Westerweiterung, mit
dem Containerterminal Steinwerder, mit dem
Schienenguterverkehr, dass Sie den weiter aus-
bauen. Hier sind doch nun wirklich nur die Bundes-
lander, die allesamt von Rot-Griin regiert werden,
betroffen. All das muss Voraussetzung sein, damit
wir unseren Hafen wettbewerbsfahig halten.

(Beifall bei der CDU)

Sehr merkwurdig, wenn man merkt, wie es ruhiger
wird, wenn es ein bisschen ins Fachliche hinein-
geht.

(Beifall bei der CDU)

Sechstens: Die Verschlickung des Hamburger Ha-
fens muss dauerhaft gelést werden; ein bekanntes
Problem, Uber das wir hier oft gesprochen haben.

(Zuruf von Arno Miinster SPD)
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— Gut, Sie sind wieder da, ich habe es vernommen.

Der teure Deal mit Schleswig-Holstein und die bis-
herige gangige Praxis der Kreislauf-Baggerei sind
keine wirksamen L&sungen, das muss klar sein.

(Michael Kruse FDP: Und von stadtischen
Unternehmen verklagt wird!)

Es kann nicht sein, dass wir uns vor einem Gericht
fur die Vertiefung der Elbe einsetzen und der Se-
nat gleichzeitig nicht in der Lage ist, die vorgese-
henen Wassertiefen und die Erreichbarkeit aller
Hafenbecken im Hamburger Hafen zu gewahrleis-
ten. Das geht tUberhaupt nicht.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben dazu in den Haushaltsberatungen eige-
ne Antrage eingebracht. Wir halten es weiterhin fur
sinnvoll, dass die Stadt mit eigenen Schlickbag-
gern eingreift. Das ware eine kluge und auch kos-
tenglinstigere Losung, als das jetzt Monat fir Mo-
nat einem oder maximal zwei Konsortien aus Bel-
gien und den Niederlanden hinterherzuwerfen.

Und das Wichtigste, der siebte Punkt, zum
Schluss: Beheben Sie die im Urteil festgestellten
Mangel.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ach! Das ist ja
Uberraschend!)

— Ja. Hatten Sie doch vorher schon machen kon-
nen, Herr Dressel.

Diese neuen Ausgleichsflachen missen dringend
gefunden werden. Deshalb, Herr Scholz: Machen
Sie nicht 20, 30 Wahlkampfauftritte mit Herrn Albig
in Schleswig-Holstein,

(Dr. Monika Schaal SPD: So etwas Billiges!
So ein Kinderkram!)

die nur lhrer Partei nutzen, sondern machen Sie
einen Termin mit lhren Amtskollegen aus Schles-
wig-Holstein und Niedersachsen, der unserer Stadt
nutzt, bei dem Sie diese Dinge besprechen und
klaren.

(Beifall bei der CDU)

Nach dem, was man in den letzten Tagen an Dro-
hungen des niedersachsischen SPD-Wirtschafts-
ministers lesen konnte, der doch eigentlich gesagt
hat, Ausgleichsflachen nur gegen Hafenkooperati-
on, kann ich nur sagen: Dieser Egoismus fuhren-
der Sozialdemokraten in Norddeutschland ist eine
Gefahr fir den Hamburger Hafen. Und da missen
Sie eingreifen, Herr Scholz.

(Beifall bei der CDU)

Schauen Sie, naturlich sind Ausgleichsflachen
Mangelware. Deshalb ist es an der Zeit, sich anzu-
schauen, wo wir zum Beispiel diese freiwilligen
MaRnahmen treffen, die auch das Problem in dem
Urteil waren. Wo kénnen diese zurtickgestellt wer-
den,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Zurickstellen
nutzt ja nix!)

wo kénnen wir diese vielleicht auch rechtzeitig als
Ausgleichsflachen nachweisen? Aber das wird
noch einige Zeit dauern. Denn, und das haben Sie
nicht erwahnt, Herr Scholz, gegen die irgendwann
hoffentlich abermals nachgebesserten Planungs-
unterlagen koénnen naturlich die Umweltverbande
rechtlich wieder Einwande erheben. Das ist der
Stand heute. Da ist es natlrlich eine Ironie der Ge-
schichte, dass ausgerechnet SPD und GRUNE
dieses Verbandsklagerecht den Umweltverbanden
zum Geschenk machen haben

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber die CDU
hat es nicht abgeschafft!)

und jetzt mit ihren Planungsfehlern an eben diesen
klagenden Umweltverbanden scheitern.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Bei den Bedingungen, die uns die Umweltverban-
de fir die Verhandlungen diktieren wollen — wir ha-
ben das alle vernommen —, die nichts anderes be-
deuten als einen Abstieg des Hamburger Hafens
zum Regionalhafen, brauchen Sie lhr Reserve-
team von hier vorn gar nicht erst loszuschicken.
Das ist doch zum Scheitern verurteilt, das kann
nicht Grundlage fir solche Gesprache sein. Der
einzige Weg ist, diese Fehler zu korrigieren. Kein
anderer Weg fiihrt zum Ziel.

(Beifall bei der CDU)

Eines will noch klipp und klar sagen; Sie haben es
angesprochen, Herr Blrgermeister. Sie haben von
Mut gesprochen. Das ist zu begriRen. Aber dann
seien Sie auch mutig genug und lassen Sie uns
darlber sprechen, wie es sein kann, dass wir es
zulassen, dass in Deutschland wichtige Infrastruk-
turprojekte immer wieder Uber Jahre und Jahr-
zehnte von Umweltverbanden verzogert werden.
Wenn heutzutage die wirtschaftlich notwendige
Vertiefung eines Flusses um 1 Meter an einigen
Stellen langer dauert als der Bau von Millionen-
stadten in anderen Teilen der Welt, dann stimmt
doch etwas nicht mit unserem Land, das muss
doch jedem aufgehen.

(Beifall bei der CDU — Farid Miiller GRUNE:
Stimmt denn alles in China?)

Bei diesen grol’en Projekten geht es um die Zu-
kunftsfahigkeit und Wettbewerbsfahigkeit Deutsch-
lands, und deshalb ist es aus meiner Sicht an der
Zeit, die planerischen und rechtlichen Gegebenhei-
ten auf den Prifstand zu stellen. Wir kénnen uns
nicht immer nur damit herausreden, dass wir das
auf die europaische Ebene verschieben. Andere
Lander, zum Beispiel Danemark, machen es uns
vor, sie sind in diesen Verfahren viel schneller.
Und deshalb, finde ich, sollten wir uns das an-
schauen. Das Verbandsklagerecht gehdrt endlich
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auf den Prifstand. Daflir miissen wir uns starkma-
chen.

(Beifall bei der CDU — Dr. Andreas Dressel
SPD: Das sagst du jetzt am Ende der Wahl-
periode?)

Ich will nicht falsch verstanden werden. Es ist rich-
tig, dass der Umweltschutz in unserem Land mitt-
lerweile einen groRRen, einen hohen Stellenwert
hat.

(Zurufe von der SPD: Oh! Ah!)

Er kann natdrlich, richtig angelegt, sogar ein Wett-
bewerbsvorteil sein — aber eben nur, wenn man ihn
richtig macht. Aus meiner Sicht ist eben nicht nur
die Umwelt schitzenswert, nein, auch Arbeitsplat-
ze, auch Menschen sind schitzenswert. Grine
Brache im Hamburger Hafen schafft keinen Wohl-
stand und nicht das, was wir uns unter einem
modernen Staat vorstellen und wiinschen. Das
muss sich jeder vor Augen fihren.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Es bleibt festzustellen,
dass die Wertschopfung des Hamburger Hafens
deutlich hoher ist als beispielsweise in Rotterdam
oder Antwerpen. Das hat positive Effekte Uber
Hamburg hinaus auf die gesamte Bundesrepublik.
Ohne den Hamburger Hafen ware Deutschland gar
nicht Exportweltmeister, und deshalb ist es selbst-
verstandlich auch von nationaler Bedeutung, dass
die Wettbewerbsfahigkeit des Hamburger Hafens
wieder verbessert wird. Hamburgs Geschichte ist
untrennbar mit dem Hafen verknlpft, aber es geht
nicht um Tradition. In diesem Fall geht es um Zu-
kunft. Wir missen daflir sorgen, dass Hamburg als
gute Hafenstadt Zukunft hat. Diesem Anspruch,
Herr Birgermeister, diesem selbstgesteckten An-
spruch sind Sie mit dieser Entscheidung und der
dabei zu tragenden politischen Verantwortung aus
unserer Sicht nicht nachgekommen. — Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP — Milan Pein SPD: Weniger ware mehr
gewesen!)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Dressel von der SPD-Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Lieber Kol-
lege Trepoll, wieder fragt man sich, wenn man Ih-
nen so zuhdrt, in welcher Stadt wir eigentlich le-
ben,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Harburg! — Jorg
Hamann CDU und Richard Seelmaecker
CDU: Hamburg!)

von welchen verschiedenen Projekten wir reden,
von welchen unterschiedlichen Realitaten wir aus-

gehen. Um es klar zu sagen: Auch ein Oppositi-
onsflihrer sollte nicht mit alternativen Fakten unter-
wegs sein.

(Beifall bei der SPD)
Ich kehre zum Maritimen zurick,

(Karin Prien CDU: Haben Sie auch was Ei-
genes?)

schlielBlich geht es auch um die nautische Erreich-
barkeit unserer Stadt. lhr politischer Kompass ist
ausgefallen, anders kann man sich diese Abrech-
nung, die Sie hier gemacht haben, nicht erklaren.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Dass Christdemokraten in diesen Tagen auch an-
ders kdnnen, zeigt die Erklarung des Beauftragten
fur maritime Wirtschaft der CDU-Bundestagsfrakti-
on, der, glaube ich, lhnen nicht ganz unbekannte
Kollege Rudiger Kruse, der mit anderen Abgeord-
neten aus der SPD-Bundestagsfraktion regelmafig
gute Dinge fur diese Stadt bewegt. Darlber habe
ich heute von Ihnen noch nicht viel gehért. Ich will
gern einmal erwahnen, was der Kollege Kruse ge-
sagt hat. Ich zitiere wortlich:

"Das 'Ja, aber ...' des Gerichts ist eine posi-
tive Entscheidung fur beide Seiten. Die Pla-
nungsfehler sind genau zu analysieren und
die Nachbesserung zligig umzusetzen. Nach
mehr als zehn Jahren Planungszeit und vier
Jahren Rechtsstreit, nach Hunderten von
Gutachten und Gegengutachten, nach der
Thematisierung des Projekts in der Europai-
schen Kommission und im Européischen
Gerichtshof, gibt es nun Rechtssicherheit.
Mit der kommenden Elbvertiefung kann der
Hamburger Hafen wettbewerbsfahig bleiben.
Durch seine glinstige Lage tief im Binnen-
land und als logistischer Knotenpunkt Nord-
europas bedeutet ein wachsender Umschlag
auch grofRe Chancen fur andere wichtige In-
dustriezweige. Als Anlandepunkt im Asien-
Europa-Verkehr spielt Hamburg eine her-
ausragende Rolle. Gerade auf dieser Route
werden die weltgréften Containerschiffe ein-
gesetzt. Fur die Zukunft der maritimen Wirt-
schaft in Deutschland sind wir mit der heuti-
gen Entscheidung gut aufgestellt."

Vielen Dank, Herr Kruse, richtig so.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE - Karin Prien CDU: Aber das Ge-
richtsverfahren nicht! — Michael Kruse FDP:
Er hat es ja nicht in Ordnung gebracht!)

Dann kommen wir jetzt einmal zum kleinen Karo
der CDU-Burgerschaftsfraktion zurtick.

(Michael Kruse FDP: Kommen Sie in die Ge-
genwart!)
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— Das kommt doch alles. Man musste bei Ihnen
doch auch bis zu den spannenden Punkten etwas
langer warten.

Dass gerade Sie bei diesem Thema dicke Backen
machen, ist erstaunlich,

(Karin Prien CDU: Sie doch auch!)

denn, das hat Herr Kruse auch aufgefiihrt, die Pla-
nungszeit hat in lhre Regierungszeit hineinge-
reicht. Schauen wir einfach einmal, womit wir das
Projekt 2011 Gbernommen haben.

(Karin Prien CDU: Das Urteil mal lesen!)

Da war nichts vorbereitet. Wir hatten kein Okay der
EU-Kommission, kein Okay aus Kiel, nichts aus
Niedersachsen. Sie haben uns einen Torso bei der
Elbvertiefung hinterlassen. Das hat dieser Senat in
Ordnung gebracht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die CDU sagt, sie habe einen Aktionsplan fir die
maritime Wirtschaft. Oha.

(André Trepoll CDU: Kann es jetzt losge-
hen? Das ist die Frage!)

Der letzte grofe Aktionsplan, den Sie umsetzen
konnten, hiel® "Hafen finanziert Hafen".

(Michael Kruse FDP: Das reicht nicht!)

Daran haben alle im Hafen noch sehr schlechte Er-
innerungen. Deshalb sollten Sie lhren Aktionsplan
zu den Akten legen.

(Beifall bei der SPD)

Es ist schon ein bisschen heuchlerisch, wenn Sie
die Bundesregierung und die Bundeskanzlerin stel-
len ...

(Karin Prien CDU: Sie doch auch!)

— Ja. Aber irgendwie sind wir dort zwei Partner, be-
ziehungsweise drei, wenn man die CSU mitzahlt.

Die FDP hat sich auch ein bisschen beim Thema
Verbandsklagerecht echauffiert.

(Michael Kruse FDP: Das reicht nicht!)

Es gab da mal eine schwarz-gelbe Koalition. Das
Verbandsklagerecht gibt es schon etwas langer,
seit 2002. Deshalb: Bei einer Entscheidung, die ei-
nem nicht zu 100 Prozent passt, zu sagen, jetzt
misse das Verbandsklagerecht abgeschafft wer-
den, ist einfach ein Stiick weit heuchlerisch. Sie
hatten langst etwas machen kénnen, wenn Sie es
hatten tun wollen.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miller
GRUNE)

Kommen wir einmal zur Realitdt nach dem Urteil
zuruck.

(Jérg Hamann CDU: Hauptsache, Sie geben
sich selbst gute Noten!)

Da hat der Blrgermeister die Sachlage richtig be-
schrieben, und jeder, der noch Zweifel hat, mége
einfach einmal sehr genau Satz fiir Satz die Pres-
semitteilung des  Bundesverwaltungsgerichts
durchlesen.

(Zuruf von der CDU)

— Ja, genau. Die schriftliche Urteilsbegrindung
liegt weder uns noch lhnen vor. Es reicht schon,
die Pressemitteilung des Bundesverwaltungsge-
richts — das ist nicht viel, nur eine Seite — zu lesen.
Da kénnen wir deutlich ablesen — und dazu habe
Sie gar nichts gesagt —,

(Zurufe von Jorg Hamann CDU)

dass wir mit 90 Prozent der Fragen, um die es
geht, durch sind.

(Michael Kruse FDP: Trotzdem gestoppt!)

Das ist ein entscheidender Durchbruch fiir die Elb-
vertiefung.

(Beifall bei der SPD)

Dass Sie sich damit nicht richtig beschaftigt haben,
sieht man doch daran, dass Sie in lhrer Rede eben
gesagt haben, bei der letzten Regierungserklarung
habe der Burgermeister so viel Uber die Wasser-
rahmenrichtlinie gesagt.

(Joérg Hamann CDU: Das waren ja alles Ein-
wendungen!)

— Genau.

Schauen wir doch einmal hinein in die Entschei-
dung aus Leipzig. Darin steht namlich, dass die
Punkte zur Wasserrahmenrichtlinie alle sauber ab-
gearbeitet wurden. Da herumzukommen, war die
schwierigste Klippe in diesem Verfahren. Deswe-
gen ist das gerade ein Beleg dafir, dass Sie nicht
recht haben und der Senat mit seiner Analyse rich-
tig liegt, hier die Hausaufgaben ordentlich gemacht
zu haben.

(Beifall bei der SPD — Jérg Hamann CDU:
Das sind Fakten!)

Es sind konkret acht Satze in dieser Pressemittei-
lung: Keine beachtlichen Verfahrensmangel, keine
materiellrechtlichen Fehler, eine erneute Offentlich-
keitsbeteiligung war nicht erforderlich, die Progno-
sen der Bundesanstalt waren nicht zu beanstan-
den, planerische Rechtfertigung. Der entscheiden-
de Punkt: Wir missen uns nicht darauf verweisen
lassen, etwas mit anderen zwingend zusammen zu
machen, sondern es hat eine eigene planerische
Rechtfertigung. Und, und, und.

(Zuruf von Milan Pein SPD)

Und zum Thema Wasserrahmenrichtlinie, dass wir
sowohl die Maligaben des Verschlechterungsver-
bots als auch des Verbesserungsgebots eingehal-
ten haben. Das ist ein Zeichen: Hier ist handwerk-
lich ordentlich gearbeitet worden.
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(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN - Zuruf von André Trepoll CDU)

— Nein. Wir sind doch beide Juristen, Kollege Tre-
poll. Sie wissen doch, wie das normalerweise bei
Gerichtsentscheidungen ist. Wenn ein Richter nicht
alles entscheiden will, sondern nur die Sachen, die
wirklich entscheidungserheblich sind,

(Zuruf von Thilo Kleibauer CDU)

dann sagt er zu sehr vielen Sachen nichts, son-
dern nur zu den Sachen, zu denen er dann ent-
scheidungserheblich zu einem Urteil kommen will.

(Michael Kruse FDP: Da musste immer wie-
der nachgearbeitet werden!)

Daran, dass das Gericht alle anderen Sachen
auch genau abgearbeitet hat,

(Michael Kruse FDP: Aber lhre handwerkli-
chen Mangel!)

sieht man doch, dass es hier auch darum ging, an
sehr vielen Stellen Planungs- und Rechtssicherheit
fur alle Verfahrensbeteiligten zu geben. Deswegen
ist das schon ein wichtiges Urteil, ein Meilenstein-
urteil aus Leipzig, das wir hier umsetzen kénnen.
Und zur Schlussbemerkung des Urteils hat der
Herr Burgermeister doch auch etwas gesagt.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN —
Jorg Hamann CDU: lhre Leute haben nicht
geklatscht!)

— Ehe Sie sich wieder aufregen, Herr Hamann:
Vielleicht haben Sie nicht genau zugehdért. Was in
Leipzig gesagt worden ist, zitiere ich jetzt einmal
sinngemal aus der mundlichen Begriindung.

(Michael Kruse FDP: Lesen Sie einfach wei-
ter vor!)

In Relation zu der Vielzahl der Einwendungen hiel-
ten sich die Beanstandungen in sehr engen Gren-
zen. In den meisten und gerade in den grundle-
gendsten Punkten hielten die Planfeststellungsbe-
schliisse der gerichtlichen Uberpriifung stand. Die-
ser Satz sollte all denjenigen zu denken geben, die
sagen, das sei eine Klatsche fir jemanden im Se-
nat — es ist stattdessen eine Klatsche fur Ihre In-
kompetenz beim Lesen solcher Entscheidungen.

(Beifall bei der SPD)

Sie sollten jetzt wirklich einmal nach vorn gerichtet
die Fakten analysieren und sehen, welche Konse-
quenzen wir daraus ziehen.

Zu den 90 Prozent habe ich etwas gesagt. Zu den
10 Prozent, die jetzt noch zu tun sind, méchte ich
auch etwas sagen, will aber noch einmal darauf
hinweisen, was letztlich in den 90 Prozent ein
Stlck weit auch enthalten ist, ndmlich dass viele
Fortschritte erzielt worden sind fiir den Lebens-
raum Elbe. Schauen Sie sich einmal genau an, zu
welchen Fragen im Vorverfahren, im Planfeststel-

lungsverfahren selbst und jetzt im Gerichtsverfah-
ren es Fortschritte gegeben hat: bei den Punkten
Deichsicherheit, Uferunterhaltung, Minderung von
strdbmungs- und tidebedingten Auswirkungen,
Obstbau, Fischerei, Flora, Fauna. Es hat viele Pla-
nungserganzungen, viele Planungserweiterungen,
Zugestandnisse und so weiter gegeben, bis im
Verfahren ...

(Zuruf)

— Nein, und ich finde, das sollte sich eine FDP, die
doch immer flir Rechtsstaatlichkeit so viel Ubrig
hat, klarmachen. Niemand sollte hier den Eingriff in
den Lebensraum Elbe kleinreden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das ist etwas, was wir, glaube ich, alle in diesem
Haus so sehen kénnten, die CDU eigentlich auch,
die immer fir die Bewahrung der Schépfung ein-
tritt.

(André Trepoll CDU: Zu welchen Bedingun-
gen?)

Aber wir sind jetzt schon sehr nah dran an einem
vernlinftigen, sachgerechten Ausgleich zwischen
den Okonomischen und den Okologischen Belan-
gen, und das ist eine richtig gute Nachricht.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Dafiur geblhrt auch den Klagern Respekt, dass sie
namlich in diesem Verfahren auf diese Belange
hingewiesen und sie nach vorn gebracht haben.
Und deswegen will ich an dieser Stelle die Auffor-
derung noch einmal bekraftigen, die der Birger-
meister gemacht hat, auch in Richtung der Um-
weltverbande. Analysieren Sie dieses Urteil sehr
genau, hinterfragen sie auch lhre eigene Funda-
mentalposition. Wir, Senat, Behdérden und Regie-
rungsfraktionen, sind gern bereit, mit Ihnen in den
Dialog zu gehen, und zwar zu den noch ausste-
henden Fragen, die diese Entscheidung formuliert
hat.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Denn es ist schon auch eine Frage von Akzeptanz
des Rechtsstaats, dass wir gemeinsam das zu ak-
zeptieren haben, was das Gericht entschieden hat,
und das nicht wieder aufschniren.

(Michael Kruse FDP: Ich wette, Sie kriegen's
nicht hin!)

Das Bundesverwaltungsgericht hat als neutraler
Schiedsrichter entschieden, was gilt und was nicht.
Daran sollten wir uns halten, und das sollten die
Klager auch tun.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Naturlich bleibt bei diesen 10 Prozent noch etwas
zu tun; die einzelnen Punkte hat der Burgermeister
eben angesprochen. Deswegen ist die Frage, wel-
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che Vorschlage die klagenden Verbande zu dem
Punkt haben, welche Koharenzmallnahmen man
sich vorstellen kann und wie sie ausgestaltet sein
sollen. AuRerdem unterhalten wir uns Uber sehr
viele andere Fragen. Der Blurgermeister hat es auf-
gefihrt; Sie kdnnen es im Koalitionsvertrag noch
einmal nachlesen: Forum Tideelbe, die Astuar-
Partnerschaft, auch die Frage, wie der Hafen 6ko-
logisch weiterentwickelt werden kann, ein Hafen,
der in einem innerstadtischen Siedlungsraum statt-
findet. Es gibt viele Fragen. Wir reichen weiterhin
die Hand, denn es ist lohnend, die Auseinander-
setzung hier eben nicht bis zum AuRersten zu fiih-
ren. Ein weiteres Klageverfahren zu vermeiden,
ware, glaube ich, im Sinne aller.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Damit die Elbvertiefung kommt, kdnnen die Haus-
aufgaben jetzt mit Hochdruck angegangen werden.
Der Biurgermeister hat es gesagt, sie sind mach-
bar, sie sind Uberschaubar.

(Michael Kruse FDP: Das hat lhr Birger-
meister bei seiner Regierungserklarung
auch alles schon gesagt!)

Das Interessante ist doch, dass man in einem
Rechtsstaat nicht immer alles exakt prognostizie-
ren kann.

(André Trepoll CDU: Hat der Erste Burger-
meister doch gemacht!)

Die rechtsstaatlichen Prinzipien gelten. Jetzt ist
klar: Die Elbvertiefung kommt. Es geht nur noch
um die Frage dieser letzten Hausaufgaben, die zu
machen sind.

(Katja Suding FDP: Und wenn lhnen das
nicht gelingt?)

Wenn weitere Klagen dazu fiihren kénnten, das
noch einmal zu verzégern, aber es nicht zu verhin-
dern, dann ist es doch ein Gebot der Vernunft fur
alle Beteiligten, den Dialog dariber zu suchen, wie
neue Klagen vermieden werden kénnen. Dazu rei-
chen wir die Hand.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Keiner sollte, aus welchen Griinden auch immer,
darauf spekulieren, neue Hirden aufzubauen, mit
denen er meint, das Projekt noch infrage stellen zu
kénnen, auch das will ich deutlich sagen. Deshalb
freuen wir uns sehr Uber die konstruktive, freund-
schaftliche Bereitschaft aus Schleswig-Holstein,
uns bei diesen Hausaufgaben tatkraftig zur Seite
zu stehen. Und, das sage ich deutlich, wir setzen
darauf, dass Niedersachsen — sie haben uns das
Einvernehmen 2012 erklart — auch hier Wort halt
und an diesen Maligaben vernunftig mitwirkt, damit
wir eine gemeinsame Entscheidung erreichen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Niemand sollte glauben, dass man, wenn man
noch Stéckchen in die Speichen schmeildt, das
Projekt verhindern kann. Denn klar ist, diese Ent-
scheidung gibt den Weg grundsatzlich frei, und
deshalb hat das keinen vernunftigen Sinn. Vor al-
lem sollte niemand glauben, dass er gewinnt, wenn
er meint, die Elbvertiefung verhindern zu kénnen.
Das war schon damals falsch, das will ich deutlich
fir unsere Fraktion sagen. Weder wiirde der Jade-
WeserPort dann plétzlich zur Boomtown, noch wa-
ren die Okologischen Gesamtfolgen herausragend
positiv, wenn es keine Elbvertiefung geben wirde.
Das haben wir an dieser Stelle bei der letzten De-
batte Uber eine Regierungserklarung schon einmal
festgestellt. Denn die vielen Giter in Hamburg, die
hier ankommen, bis weit ins Landesinnere, haben
eine perfekte Weiterfiihrung Uber unsere Hinter-
landanbindung, uber die Eisenbahn. Das ist nicht
nur ein 6konomischer Vorteil, sondern auch ein
Okologischer Vorteil, und auch deshalb ist diese
Malnahme, die wir jetzt vorhaben, richtig.

(Beifall bei der SPD)

Die Ladungsstrome wurden sich — das wollte ich
einfach noch einmal sagen, weil mir das ein wichti-
ger Punkt ist, den wir als SPD-Fraktion immer wie-
der betonen —, wenn die Elbvertiefung nicht kame,
andere Wege suchen.

(Michael Kruse FDP: Das tun sie schon,
aber dazu sagen Sie nichts! — Vizeprasiden-
tin Barbara Duden Gbernimmt den Vorsitz.)

— Deswegen arbeiten wir doch, im Gegensatz zu
Ihnen, mit Hochdruck daran, dass es vorangeht.

Manches wurde dann vielleicht nach Rotterdam,
nach Antwerpen gehen. Und was ware eigentlich
fur die CO»-Bilanz gewonnen, wenn statt Contain-
erriesen auf der Elbe eine riesige Schlange von
Lastern auf der A 1 steht? Nichts. Deshalb ist es
nicht nur 6konomisch richtig, sondern auch dkolo-
gisch und klimapolitisch eine richtige Entschei-
dung, auf diese MalRnahme zu setzen. Sie ist auch
in dieser Weise richtig und gerechtfertigt.

(Beifall bei der SPD)

Uns geht es dabei nicht darum, dass wir jetzt in ei-
ne Abwagung kommen, da sind die groRen Pdétte
und die Containerreedereien, die groer geworden
sind, und da ist der kleine Schierlings-Wasserfen-
chel, den es zu beschitzen gilt, sondern in dieser
Abwagung fehlen entscheidende Faktoren. Es
geht um den Schulterschluss, der auch vor dieser
Entscheidung gelungen ist, zwischen Politik, Wirt-
schaft und Gewerkschaften, es geht um Zigtausen-
de Familien, es geht um Existenzen, es geht um
Arbeitsplatze.

(Karin Prien CDU: Das fallt Ihnen aber frih
ein!)

Die Metropolregion beschaftigt 150 000 Menschen
im Hamburger Hafen, wenn wir einmal deutsch-
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landweit schauen, sind es Uber 200 000 Men-
schen, die direkt von diesen Arbeitsplatzen abhan-
gen. Deshalb ist es gerade fiir uns Sozialdemokra-
ten ein entscheidender Punkt,

(Michael Kruse FDP: Deshalb ist es
schlimm, dass Sie es vermasselt haben!)

Beschaftigungssicherung in einer langen Perspek-
tive flr diese Stadt mit der Elbvertiefung zu errei-
chen.

(Beifall bei der SPD)

Auch deshalb ist die Elbvertiefung unverzichtbar,
und sie wird erganzt durch eine Vielzahl von Mal3-
nahmen; der Birgermeister hat einige davon ge-
nannt.

Ich fand es schon fast putzig, dass in Ihrem Sofort-
programm fir den Hafen die Hafenquerspange als
MaRnahme auftaucht. Sie wissen doch, dass das
an der Akutsituation nichts andert. Wir arbeiten
Uberall mit Hochdruck daran, diese Planungen mit
voranzubringen. Wir setzen jetzt die MalRgaben
aus dem Bundesverkehrswegeplan um. Es ist tbri-
gens ein grofRes Plus, dass es nun gelungen ist,
die Hinterlandanbindung auf eine nationale Ebene
zu heben und zu sagen, das ist ein Anliegen, das
ganz Deutschland hat. Da kénnen wir doch in den
Blrgerversammlungen in Wilhelmsburg und an-
derswo gemeinsam daflir streiten, dass die A 26
kommt, und zwar so schnell wie méglich.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Wir haben weitere Themen. Wir haben das Thema
der Westerweiterung, der Entwicklung des mittle-
ren Freihafens. Wir haben die Weiterentwicklung
der HPA hin zu mehr Dienstleistungsorientierung.
Es gibt viele, viele Fragen in dieser Situation, wo
wir ein Stlick weit auch mit einer Verzégerung um-
zugehen haben und wo wir dafur sorgen werden,
diese Punkte mit Hochdruck anzugehen. Wir wer-
den alles unternehmen, um den Hafen weiter zu-
kunftsfest zu machen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Man muss eben auch sagen — weil Sie sich so auf-
geregt haben, als der Burgermeister das an-
sprach —, dass wir natlrlich den Hafen nicht als
einen Solitér in der Stadt haben, sondern dass wir
ihn vernetzen mit vielen Themen von Wirtschafts-
entwicklung, Gewerbeentwicklung, Innovationen,
dass wir die Vernetzung haben von maritimer Wirt-
schaft und Luftverkehrswirtschaft und so weiter.
Dass Sie da so unruhig wurden, zeigt doch, dass
Sie diese Entwicklung offenbar nicht mitbekommen
haben. Dass wir diesen Hafen gerade in eine neue
Dekade fiihren,

(André Trepoll CDU: Bei der Elbvertiefung,
oder was?)

Zeigt: Wir haben auch die langfristige Hafenent-
wicklung auf einem verniinftigen Schirm.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Dazu gehdrt Ubrigens auch — jetzt kdnnen Sie sich
gleich wieder aufregen, ich sehe Herrn Kruse
schon, wie er gleich aufgeregt ist —,

(Dirk Kienscherf SPD: Der ist doch schon
die ganze Zeit aufgeregt!)

dass naturlich beispielsweise die Rettung von Ha-
pag-Lloyd ein wichtiger Punkt ist in der Frage, wie
wir auf Bestandssicherung in dieser Stadt setzen.
Die CDU ist bei diesem Thema irgendwann von
Bord gegangen, die FDP war nie dabei. Aber das
ist doch ein Gesamtkonzept. Wenn wir die Ar-
beitsplatze dieser Stadt erhalten wollen, dann
muss es gelingen, hier Wertschépfung zu erhalten,
Unternehmen am Sitz Hamburg zu halten. Das ist
unser Gesamtkonzept fiir diesen Hafen.

(Beifall bei der SPD, bei Farid Muller und Dr.
Anjes Tjarks, beide GRUNE)

Wir werden also Kurs halten bei der Elbvertiefung
und bei der Hafenentwicklung. Wir werden die
Hausaufgaben machen und den dritten Planergan-
zungsbeschluss auf den Weg bringen. Es gilt, wie
es schon in der Prdambel unserer Verfassung
heif3t — und wir Sozialdemokraten nehmen diesen
Punkt sehr, sehr ernst —:

"Die Freie und Hansestadt Hamburg hat als
Welthafenstadt eine ihr durch Geschichte
und Lage zugewiesene besondere Aufgabe
gegeniber dem deutschen Volke zu erfll-
len."

Wir wollen dieser Aufgabe weiter gerecht werden,
und das werden wir tun. — Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und verein-
zelt bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Das Verfahren zur Elbver-
tiefung hat eine gewisse Historie. Es dauert jetzt
15 Jahre an, lange Zeit davon von der CDU ge-
fihrt: neun Jahre. Wir waren zweimal bei der EU
— einmal beim Gerichtshof, einmal bei der Kommis-
sion —, es gab sieben Nachbesserungen, zwei Pla-
nerganzungsverfahren. Und jetzt sind wir beim Ur-
teil vom 9. Februar 2017. Ich finde, dass es gerade
in Anbetracht der Lange und der Komplexitat des
Verfahrens angezeigt ist, einen Moment innezuhal-
ten, anstatt sofort ins parteipolitische Klein-Klein zu
verfallen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Wenn man das hier so hort, méchte man hinzufu-
gen: Das gilt insbesondere fiir die Parteien, die in
diesem Verfahren schon einmal Regierungsverant-
wortung getragen haben.

(Thilo Kleibauer CDU und Dennis Thering
CDU: Und nie der Koalitionspartner?)

Nach 15 Jahren Verfahren, in denen die Anliegen
der Umweltverbande und der Hafenwirtschaft sorg-
sam aufgearbeitet und abgewogen wurden, be-
trachtet man das Verfahren wie folgt — das ist jetzt
einmal kein Hamburger Zitat, sondern eines aus
der "Siuddeutschen Zeitung" —:

"Beide Seiten haben recht."

Ich méchte hinzufigen: Damit hat die "Suddeut-
sche Zeitung" nicht unrecht. Das mdchte ich auch
als Griner klar sagen. Der Hamburger Hafen ist
ein grolRes Industriegebiet, der grélte deutsche
Hafen. Hier werden viele Menschen beschaftigt.
Und auch die gute Erreichbarkeit des Hamburger
Hafens und eine Sicherung des Standortes sind
wichtige und berechtigte Anliegen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die andere Seite ist auch wichtig, kam jedoch in Ih-
rer Rede, Herr Trepoll, eigentlich nicht vor. Die Be-
lange der Natur, oder, um es fur Sie einmal so zu
formulieren, die Bewahrung der Schoépfung ist
auch ein zentrales Anliegen. Sie sprachen vom tra-
gischen Schierlings-Wasserfenchel, der sich jetzt
irgendwie allein gegen die Elbvertiefung stemme.
Dazu muss man wissen — und das wissen wir auch
alle mittlerweile — Der Schierlings-Wasserfenchel
ist eine Pflanzenart, die nur hier vorkommt. Man
kénnte meinen, dass der Schierlings-Wasserfen-
chel deswegen der botanische Pandabar der Unte-
relbe sei, und wenn wir das so betrachten wirden,
wirden wir Uber das Projekt sicherlich anders re-
den.

(Zurufe)
— Moment.

Man koénnte auch meinen, es sei ein unbekanntes,
hassliches Sumpfkraut. Ich wollte eigentlich sagen:
Beides ist in der Sache nicht richtig. Richtig ist, und
mir ist wichtig, das einmal zu erklaren, weil Sie das
mit der Bewahrung der Schoépfung noch nicht so
richtig verstanden haben, dass der Schierlings-
Wasserfenchel die Leitart fur den Flachwasserle-
bensraum Elbe ist. Er ist namlich die Pflanze, die
Lebensraume bendtigt, die trocken fallen, aber
auch regelmafig Uberspult werden. Seine Existenz
und Existenzsicherung — und das ist das Entschei-
dende, nicht das Kraut selbst — ist die Sicherung
der Flachwasserrdume und damit eigentlich der
Flora und Fauna und der besonderen Ausbreitung
der Flora und Fauna in diesem Fluss. Und deswe-
gen ist diese Pflanze so relevant, weil es namlich
darum geht: Wird es genug Flachwasserlebensrau-
me geben? Wie verandert sich die Tide und der Ti-

denhub zu diesen Flachwasserraumen? Und wie
verandert sich die Strdmung und die Sedimentati-
on, die Deichsicherheit? Wenn man das einmal be-
griffen hat, dann merkt man auch, dass der Eingriff
in dieses Elbastuar kein kleiner Eingriff ist, und
deswegen sollte man sich damit ernsthaft ausein-
andersetzen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das gilt auch fir die Frage des Verbandsklage-
rechts. Zu den Naturschutz- und Umweltverban-
den: Wenn man anerkennen wiirde, dass der Na-
turschutz ein berechtigtes Interesse an und fiir sich
und ein berechtigtes Anliegen ist, muss man sa-
gen: Die Natur kann sich vor Gericht gegen Eingrif-
fe in sie selbst nicht wehren, und deswegen ist das
Verbandsklagerecht richtig.

(Michael Kruse FDP: Fleischgewordene
Flachwasserzone Anjes Tjarks!)

Es ist EU-Recht. Abgesehen davon tberprifen wir
damit, Herr Kruse, eigentlich nur die Einhaltung un-
serer eigenen Gesetze, und das ist in einem
Rechtsstaat eigentlich der normale Standard.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn man dieses weiter verfolgt, dann kann ich
— der Kollege Dressel hat es schon getan — auch
noch einmal den Beauftragten fir die maritime
Wirtschaft der CDU-Bundestagsfraktion zitieren,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das wollt ihr jetzt
nicht horen!)

der sagte, das Urteil sei eine positive Entscheidung
fur beide Seiten. Herr Trepoll, ich muss hinzufi-
gen: Recht hat er.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das Bundesverwaltungsgericht hat festgestellt,
dass das Planfeststellungsverfahren zur Elbe in
Teilen rechtswidrig und deshalb nicht vollziehbar
ist, aber es hat auch ausdriicklich betont, dass die-
se Teile nachgebessert werden kénnen. Ich mdch-
te an dieser Stelle ausdriicklich sagen: Genau das
wird mdglich sein und genau das werden wir jetzt
gemeinsam tun.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Gleichzeitig — wenn man von den berechtigten In-
teressen der Umwelt spricht — hat das Urteil klar
gezeigt, dass man bei grofen Infrastrukturprojek-
ten Umweltbelange nicht einfach wegfegen kann.
Es zeigt sehr klar: Bei Projekten missen heutzuta-
ge Okologische MaRstdbe berlcksichtigt werden.
Das gilt auch fir den Hafen, und ich mdéchte hinzu-
figen: Das ist verniinftig. Gerade durch dieses lan-
ge Verfahren ist es doch so, dass in Hamburg und
im Hamburger Hafen genau diese Bericksichti-
gung die tatsachliche Praxis in vielen Fallen ge-
worden ist. Gemeinsam mit den Umweltverbanden,
mit der Stadt, mit unseren Nachbarlandern haben
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wir verschiedene Diskussionsforen ist Leben geru-
fen.

Da ist einmal das Forum Sedimentmanagement.
Hier ging es darum, einen sehr alten, sehr lang an-
haltenden Konflikt in der Stadt zu l6sen, namlich
die Frage, wie geht man mit der Sedimentation im
Hamburger Hafen um.

(Zuruf von Michael Kruse FDP)

Wir haben gemeinsam 6konomisch und 6kologisch
den richtigen Weg gefunden und ein tragfahiges
Abkommen mit unseren Nachbarlandern zur Ton-
ne E3 gefunden. Genau das hilft uns dabei, diese
Probleme und Herausforderungen im Konsens zu
I6sen. Das sollten Sie einmal als Wert anerkennen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir haben, aufbauend auf diesem Forum Sedi-
mentmanagement, im Dezember zusammen mit
den Nachbarlandern das Forum Tideelbe gegriin-
det, wo es genau darum geht — und |hr Anliegen
gilt es, mitzunehmen, Herr Kruse —, Uber die Frage
zu reden, wie man dem Verbesserungsgebot der
Wasserrahmenrichtlinie tatsachlich gerecht werden
kann, und gemeinsam MalRhahmen zu ergreifen.
Wie kann man die strombaulichen MaRnahmen auf
den Weg bringen zur Dampfung des Tidehubs und
damit zur Sicherung der Flachwasserzonen, die ich
gerade als Herausforderung beschrieben habe?
Wie kann man strombauliche MalRnahmen auf den
Weg bringen, um der Sedimentation, um dem
Schlickproblem im Hamburger Hafen zu begeg-
nen? Ich glaube, es ist wichtig, dass wir verstehen,
dass wir uns diesen Themen nur gemeinsam stel-
len kénnen. Das sind nicht nur zentrale 6kologi-
sche Fragen. Die Schlickfrage ist auch, wie wir alle
wissen, eine zentrale Fragestellung der Opposition
in diesem Haus. Ich muss sagen, Sie sind noch
nicht gerade mit ursachlichen Lésungsvorschlagen
fur dieses Thema, namlich fur sedimentations-
dampfende Forderungen, aufgefallen. Das zeigt,
wie wichtig das Forum Tideelbe auch in lhren Au-
gen sein musste.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir haben schon zusammen mit lhnen, lieber Herr
Trepoll, oder lhren Vorgangern in einer Koalition
gesessen, die sich mit dem Thema Elbvertiefung
beschaftigt hat. Wir haben damals die Stiftung Le-
bensraum Elbe ins Leben gerufen, um wichtige
MaRnahmen zum Erhalt des Okosystems Elbe vor-
anzutreiben.

(Thomas Kreuzmann CDU: Das war Be-
standteil des Koalitionsvertrags!)

Man hort hier, man kénne es gut oder schlecht fin-
den, dass die Verursacher zumindest einen kleinen
Teil der Kosten auffangen miissen und die 6kologi-
schen Schaden und Naturrdume wieder hergestellt
und aufgewertet werden. Ich muss sagen, ich finde
das gut. Aber, lieber Herr Kruse, vielleicht betrach-

ten Sie das einmal aus lhrer Perspektive so: Da-
durch, dass die Stiftung Lebensraum Elbe aus
dem Hafengeld finanziert wird, profitiert die Natur
und die Umwelt direkt von der Prosperitat des
Hamburger Hafens. Sie sollte also ein eigenes In-
teresse an der Prosperitat des Hamburger Hafens
entwickeln. Und das, diesen Gedanken, finde ich
auch in der Sache richtig.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In Bezug auf die Stiftung Lebensraum Elbe, lieber
Herr Kruse, sollte man vielleicht noch hinzufligen:
Die nicht richtige Aussage aus lhrem Wahlpro-
gramm, die Stiftung Lebensraum Elbe verhindere
die Elbvertiefung, ist eher komisch, selbst fiir einen
Befurworter derselben. Richtig ist namlich das ge-
naue Gegenteil.

(Michael Kruse FDP: Wir kénnen auch I|hr
Wahlprogramm hier diskutieren, aber darum
geht es ja nicht! Es geht hier um die Regie-
rungserklarung!)

Die Stiftung plant neue Projekte, insbesondere fir
den Schierlings-Wasserfenchel, und sie kultiviert
genau diese seltene Art. Deswegen hilft uns die
Stiftung, die ndtigen MalRnahmen Uberhaupt erst
umzusetzen. Aber diese Komplexitat und diese Zu-
sammenhange sind der FDP-Fraktion ja eher
fremd.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Meine Damen und Herren! Die Perspektiven fir
den Hamburger Hafen sind klar. Fir unseren Ha-
fen sprechen viele besondere Qualitaten. Da ist
erstens seine sehr gute Hinterlandanbindung, ins-
besondere per Bahn. Wir haben heute 46 Prozent
Hinterlandverkehr per Bahn — ein neuer Rekord,
wir eilen quasi auf 50 Prozent Bahnanbindung im
Hinterlandverkehr zu. Weitere Qualitaten sind sei-
ne moderne Technik, seine hohe Abfertigungsqua-
litat und nicht zuletzt die leistungsbereiten Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Ich glaube, es ist klar, un-
ser Hafen geht in keine ungewisse Zukunft.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir unternehmen derweil weitere Mal3nahmen zur
Starkung des Hafens. Wir entwickeln den mittleren
Freihafen in Steinwerder, der Ideenwettbewerb ist
gestartet und lauft bis Ende Marz. Wir bringen die
Westerweiterung voran, widmen uns dem Thema
neue Kohlbrandbriicke,

(Michael Kruse FDP: Wird ja auch beklagt!)

ein Riesenprojekt, und wir bauen den ersten
Kreuzfahrtterminal am Uberseezentrum neu. Damit
entsteht auch fir den Hamburger Hafen eine gute,
richtige und wichtige Perspektive.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die Richter in Leipzig hatten die schwierige Aufga-
be, zwischen den Wirtschaftsinteressen und der
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Umwelt abzuwagen. Ich habe es bereits gesagt,
aus meiner Sicht ist es so: Beide Seiten haben be-
rechtigte Interessen und berechtigte Forderungen.
Eingangs habe ich geteilt, was die "Slddeutsche
Zeitung" geschrieben hat, und abschlieffend nun
etwas, das die "tageszeitung" sagt. Ich zitiere:
Deshalb mussen alle Beteiligten — und ich mdchte
hinzufligen, das gilt auch fir die Umweltverban-
de — zu der Einsicht gelangen, dass grofRe Infra-
strukturprojekte nur miteinander zu realisieren
sind. Okonomie durch Okologie ist jetzt die Leitli-
nie, und nicht Ianger Okonomie statt Okologie.

Das Urteil ist weise, weil es Umwelt und Wirtschaft
gleichermalRen starkt. Man konnte auch sagen,
Rudiger Kruse behalt recht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es ist gelungen, und das habe ich versucht aufzu-
zeigen in meiner Rede, Uber diesen langen Zeit-
raum, den dieses Verfahren schon wahrt, auch
Fortschritte in der Kommunikation und dem Mitein-
ander zu machen und viele umstrittene Projekte
partnerschaftlich zu l6sen. Das gilt bisher aus-
dricklich nicht fiir die Elbvertiefung, aber ich moch-
te hinzufligen: Hierflir hat das Gericht jetzt einen
Rahmen gesetzt. Ich méchte daran arbeiten, dass
wir diese Frontstellung Uberwinden, fir die Natur
und fir den Hafen, und wider das parteipolitische
Klein-Klein. — Danke schén.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Hackbusch von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Meine Fraktion hat den
Grundsatz, dass sich die Hamburger Hafenwirt-
schaft auch an die geographischen Bedingungen
dieser Stadt anpassen muss und das Motto der
Zukunft nicht darin bestehen kann, die Elbe den
SchiffsgréRen immer weiter anzupassen, sondern
mit den jetzigen geographischen Bedingungen das
Beste fur den Hamburger Hafen herauszuholen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde, dass es in einer Grundsatzdebatte Uber
den Hamburger Hafen gilt, etwas grundsatzlicher
zu diesen Fragestellungen auszusagen, und nicht
nur, wie der Birgermeister das meiner Meinung
nach getan hat, die juristische Interpretation eines
Urteils darzustellen.

(Wolfgang Rose SPD: Haben Sie nicht zu-
gehort, oder was?)

Das Schlimmste daran, Herr Birgermeister, und
was ich lhnen vor allen Dingen vorwerfe: Sie fallen
hinter die Diskussion, die in dieser Stadt Uber die-
se Fragen stattgefunden hat — ich gehe gleich
noch einmal darauf ein —, wieder zuriick und tun

mit Ihrer Regierungserklarung so, als ob Sie schon
wieder die nachste Elbvertiefung ankiindigen. Die
Schiffe sind noch einmal grofRer geworden und
Herr Bonz vom Unternehmensverband Hafen
Hamburg hat sich schon gemeldet, dass eine wei-
tere Elbvertiefung notwendig sei. Und Sie haben
kein Wort dazu gesagt. Nach meiner Meinung fal-
len Sie damit hinter die Diskussion zuriick, und Sie
sind nicht in der Lage, diese Sache, die wirklich
wichtig ist fur die Stadt, verantwortlich zu regeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Weil in der Diskussion in Hamburg vor allem auf
die 6konomischen Aspekte eingegangen wurde,
will ich dazu nicht nur meine Meinung darstellen,
sondern jemanden zitieren, der in den letzten Dis-
kussionen kurz vor dem Urteil relativ viel dazu ge-
sagt hat: den Direktor des Hamburger WeltWirt-
schaftsinstituts, Herrn Vopel. Professor Vopel hat
ausgefihrt, dass Hamburg insgesamt eine Kkriti-
sche Situation im Hafen habe. Zitat:

"Die Elbvertiefung wird es dem Hafen er-
mdglichen, noch mal eine Dekade im Wett-
bewerb zu bestehen — danach aber waren
die Einbriiche umso dramatischer."

Er hat es in der "WirtschaftsWoche" sogar zuge-
spitzt:

"Wenn das Gericht jetzt eine Vertiefung un-
tersagen wirde, konnte das die Stadt viel-
leicht zu ihrem Glick zwingen."

Das wollen wir hier diskutieren und das ist genau
zu uberlegen, Herr Blrgermeister. Sie gehen auf
diese Diskussion nicht ein, sondern veranstalten
dieses kleine Geplankel nach dem Motto "Die Elb-
vertiefung kommt, dann ist alles glorreich, oder sie
kommt nicht, dann ist alles eine Katastrophe". Auf
das einzugehen, was die Aufgaben dieser Stadt
sind, und sich daran zu orientieren — dass Ihnen
das nicht gelungen ist, finde ich wirklich ein Drama.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Begrenzung ist vorhanden und die grof3en
Schiffe werden grofe Schwierigkeiten haben. Das
sagt lhnen jeder. Dementsprechend wird die Stadt
sich darauf vorbereiten muissen, dass der Hafen
fir uns weniger von Bedeutung sein wird in der
nachsten Zeit und wir uns entsprechend orientie-
ren konnen. Auch lhre Rede weist darauf hin, dass
dieser rot-griine Senat sich nicht daran orientiert,
sondern scheinbar weitermachen will wie bisher,
und das ist schlecht fir diese Stadt und keine Zu-
kunftsperspektive.

(Beifall bei der LINKEN)

Dann will ich natirlich noch etwas sagen im Zu-
sammenhang mit den Verfahren und zu dem, was
von der rechten Seite hier so gern gebracht wird;
ich sehe schon, China ist Vorbild.
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(Zurufe — Arno Minster SPD: Das haben wir
nicht gesagt, das ist Bullshit!)

Warum ist es eigentlich so eine komplizierte Ge-
richtsentscheidung gewesen? Jeder, der sich da-
mit auseinandergesetzt hat, findet die Ursachen
ganz einfach. Das Europaische Parlament und die
Europaische Kommission haben beschlossen,
dass die Elbe und alle Gewasser insgesamt sich in
ihrem Zustand nur noch verbessern dirfen, weil
wir gemeinsam festgestellt haben, dass die Situati-
on an den Flussen schlechter geworden ist. Ent-
sprechend wurde ein Besserungsgebot vorge-
schrieben. Das zu prifen, ist durchaus kompliziert.
Ich bin nicht der Meinung wie Arno Miinster, dass
das damit erreicht worden ist. Das ist natlrliche ei-
ne Sache, die kompliziert festzustellen ist, wenn
man gleichzeitig zwei Sachen beschlie3t, und vor
allen Dingen, wenn man weil3, dass jede Stadt, wie
auch Hamburg, sagt: Meinetwegen soll es uberall
nicht schlechter werden, aber bei uns haben wir ei-
ne besondere Situation, wir miissen eine weitere
Kanalisierung vorantreiben. Das ist keine gute Vor-
aussetzung, das ist eine schlechte Voraussetzung.

(Beifall bei der LINKEN - Arno Minster
SPD: Das stimmt doch nicht!)

Zum Verbandsklagerecht. Unsere klare Haltung
dazu: Das Verbandsklagerecht ist ein demokrati-
scher Fortschritt. Es kann nicht sein, dass nur die-
jenigen, die Grund und Boden haben und direkt
dort sitzen, ein Klagerecht haben, aber die Natur
oder diejenigen, die keinen Grund und Boden ha-
ben, nicht. Dementsprechend ist das ein demokra-
tischer Fortschritt, wenn es so gelungen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Die grof3e Frage ist: Wie gehen wir jetzt mit dieser
Situation weiter um? Weil sowohl von der FDP wie
auch von der CDU gesagt worden ist, wir missten
den Hamburger Schifffahrtsort weiter starken und
dirften die armen Unternehmen, die Pacht zahlen,
auf jeden Fall nicht starkeren Belastungen ausset-
zen, noch einmal zur Erinnerung: Die Pachten be-
tragen durchschnittlich 3,50 Euro pro Quadratme-
ter — im Jahr. Das ist die Situation, und das, sagen
Sie, sei katastrophal. Diese Art Dauersubventionie-
rung von Schifffahrtsstandorten und -betrieben
kann keine Zukunft haben. Was ist denn passiert
in dem Bereich, den wir das letzte Mal in dieser
Republik dauersubventioniert haben, bei den Ham-
burger Reedern? Was ist denn geschehen in die-
sem Bereich, obwohl es praktisch gar keine Steu-
ern mehr gegeben hat, Stichwort Tonnagesteuer?
Es ist eine katastrophale 6konomische Entwick-
lung, die sich aufgrund dessen eingestellt hat. lhre
Dauersubventionierung, die Sie hier wieder for-
dern, ist nicht nur nicht gerecht, sie ist auch dkono-
misch katastrophal und sollte nicht weitergefiihrt
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein weiterer wichtiger Punkt, die Sache mit der
HHLA-Aktie. Auch das ist doch Unsinn. Sehen Sie
sich die Entwicklung der HHLA-Aktie in den letzten
drei Monaten an. Unter anderem, vielleicht mit ei-
ner zu optimistischen Prognose, ist sie auf 30 Pro-
zent gestiegen, wogegen sie vorher jahrelang im-
mer vor sich hin gedimpelt ist. Und dann ist sie
einmal um 10 Prozent gesunken, und daraus ma-
chen Sie gleich eine Staatsaffare. Das ist doch Un-
sinn. Auch das ist kein Argument, diese Thesen,
die Sie vorbringen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Uwe Giffei
und Wolfgang Rose, beide SPD)

Dementsprechend vergessen Sie vollig — darauf
mdchte ich noch einmal hinweisen — die immensen
nicht nur 6kologischen, sondern auch 6konomi-
schen Kosten, die die Elbvertiefung hat; weit tGber
600 Millionen Euro. Wir vermuten nach den gegen-
wartigen Informationen, dass wir auf jeden Fall die
Elbphilharmonie-Kosten erreichen werden. Dazu
haben wir jahrlich eine Subventionierung der Bag-
gerei. Das kostet den Hamburger Haushalt schon
jetzt jedes Jahr tGber 100 Millionen Euro, und das
wird sich durch eine weitere Elbvertiefung noch
einmal dramatisch erhdhen. Wir werden also wei-
ter Uber 100 Millionen Euro jahrlich Ausgaben al-
lein fir Baggerarbeiten haben. Auch darliiber muss
man sich Gedanken machen. Das sollte doch 6ko-
nomisch begrenzt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will noch zwei Punkte hinzufiigen, weil sie
wichtig sind fur die weitere Debatte. Der eine — es
wurde angesprochen, aber dartber ist zu wenig
nachgedacht worden — ist die Frage der Hafenko-
operation. Sie bedarf einer genaueren Diskussion,
als wir sie im Plenum fihren. Ich will lhnen etwas
ganz Einfaches sagen.

(Michael Kruse FDP: Erzdhlen Sie doch mal
von Ihrem Gutachten, Herr Hackbusch!)

Wir waren im Jahre 2001 in einer Situation, die
besser war als die jetzige. Vielleicht kann sich der
Bilrgermeister noch daran erinnern. Es gab eine
Beteiligung von Hamburg am Wilhelmshavener
Hafen. Einen solchen Schritt im Zusammenhang
mit der HHLA zu diskutieren und sich dort zu betei-
ligen und gemeinsame Angebote fiir die Chinesen
und andere Reeder zu machen, ist etwas, das da-
mals verninftig war und meiner Meinung nach
heute noch um einiges vernunftiger ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Debatte, die im Jahr 2001 hier in der Burger-
schaft darlber gefiihrt worden ist, warum das ab-
geschafft worden ist, ist eine sehr erstaunliche De-
batte, die man vielleicht noch einmal nachvollzie-
hen sollte. Das wesentliche Argument gegen diese
Kooperation war: Die Schiffe werden jetzt
7 500 TEU groB, es ist es nicht vorstellbar, dass
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sie groRer werden. Dementsprechend hatte Wil-
helmshaven nie eine Perspektive. Alle diese Argu-
mente sind Uberholt durch die 6konomischen Wirk-
lichkeiten. Eine Hafenkooperation ist notwendig
und auch einfach zu machen, und dementspre-
chend ware das durchaus ein Schritt, den Sie dis-
kutieren mussen.

(Beifall bei der LINKEN — Michael Kruse
FDP: Haben Sie lhr eigenes Gutachten ge-
lesen?)

— Ja, wir haben das Gutachten genau gelesen.
Was ich lhnen eben dargestellt habe, ist eine der
Schlussfolgerungen, die ich aus dem Gutachten
ziehe.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu weiteren Punkten. Naturlich muss man sich
Uberlegen, die Hinterlandverkehre in dieser Stadt
neu zu organisieren. Und zum Stichwort Hafenent-
wicklungsplan: Die neuen Zahlen aus dem Ham-
burger Hafen, weniger als 9 Millionen TEU, ist die
Halfte von dem, was angekindigt worden ist und
woran der letzte Hafenentwicklungsplan an Masse
orientiert war. Aufgrund dessen die gesamte Pla-
nung im Hamburger Hafen umzustellen, wére ein
vernunftiger Schritt. Das ist langfristige Entwick-
lungsplanung fur den Hamburger Hafen, und das
ware die Zukunft. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Zu den Beschéftigten haben Sie
gar nichts gesagt!)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Suding von der FDP-Fraktion.

Katja Suding FDP: Frau Prasidentin, sehr geehrte
Damen und Herren! Die Entscheidung des Bun-
desverwaltungsgerichts vom letzten Donnerstag
zur Elbvertiefung ist ein herber Rickschlag fir den
Hamburger Hafen und damit fur die Stadt und die
Metropolregion Hamburg.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Der Planfeststellungsbeschluss wurde Gott sei
Dank nicht aufgehoben, aber — und dabei ist es
vollig egal, ob 90 Prozent der Punkte unstrittig
sind — dieser Planfeststellungsbeschluss wurde flr
rechtswidrig und damit fir nicht nachvollziehbar er-
klart. Das ist Fakt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Vollziehbar und
nachvollziehbar sind verschiedene Dinge!)

— Herr Dressel, das sollten Sie, Herr Jurist, zur
Kenntnis nehmen.

Es kann namlich nicht gebaut werden.
(Beifall bei der FDP und der CDU)

Es kann also immer noch nicht losgehen. Die jah-
relange Hangepartie geht weiter. Hafen und Ha-
fenwirtschaft missen weiterhin um ihre Ladung,
um Geschéaftsmodelle, um ihre gesamte Zukunft
bangen. Fir Hamburg war der letzte Donnerstag
ein sehr schlechter Tag. Dieses Urteil ist ein Deba-
kel. Sie, Herr Birgermeister, konnten leider auch
mit lhrer Regierungserklarung nicht widerlegen,
dass das so ist.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Dieses Debakel kommt keineswegs aus dem
Nichts. Das Urteil ist leider eine Klatsche mit Ansa-
ge. Spatestens seit 2014 war klar, dass das Bun-
desverwaltungsgericht Zweifel daran hatte, ob die
vorgesehenen MalRnahmen zum Schutz des
Schierlings-Wasserfenchels ausreichend sein wur-
den, und es hatte auch erhebliche Zweifel an der
Zulassigkeit von Kreetsand als Ausgleichsmalinah-
me. Diese Zweifel wurden von der Stadt auch in
den nachgebesserten Planungsunterlagen nicht
ausgeraumt. In der mindlichen Verhandlung kurz
vor Weihnachten 2016 wurden sie noch einmal
deutlich — sogar von Etikettenschwindel sprach das
Gericht in Bezug auf die vorgeschlagene Aus-
gleichsmallnahme. Damit attestierten die Richter
den Verantwortlichen der Stadt ein unglaublich ar-
rogantes und fir Hamburg obendrein gefahrliches
Verhalten. Verantwortlich dafir ist am Ende der
Erste Burgermeister. Olaf Scholz namlich hat das
Projekt zur Chefsache gemacht, war aber bis heu-
te nicht in der Lage, dieses zum Erfolg zu fuhren.

Nach dem verlorenen Volksentscheid zu den Ener-
gienetzen, dann dem verlorenen Volksentscheid
zu Olympia, um nur einmal zwei Beispiele zu nen-
nen, zeigt diese neue Niederlage wieder einmal,
dass die Zukunft dieser Stadt bei lhnen in den
falschen Handen ist, Herr Scholz. Statt sich mit
dem gebotenen Einsatz um das wichtigste Infra-
strukturprojekt der Stadt zu kiimmern, gefallen Sie
sich lieber in der Bundespolitik, und dafiir bekommt
Hamburg nun die Quittung.

(Beifall bei der FDP und bei Ralf Niedmers
CDU)

Der Enthusiasmus, den sowohl Senator Horch bei
der Pressekonferenz in Hamburg als auch der Ers-
te Burgermeister am Rande der Ministerprasiden-
tenkonferenz in Berlin an den Tag gelegt haben, ist
daher Uberhaupt nicht nachvollziehbar.

Heute haben wir wieder gehort, dass die Fahrrin-
nenanpassung kommen wird. Das werden wir se-
hen. Der heutige Auftritt des Blrgermeisters war in
dieser Hinsicht wirklich schrecklich. Ich weil} nicht,
woher er die Sicherheit nehmen will, dass diese
Elbvertiefung kommt. Das Gleiche gilt fir den Auf-
tritt von Senator Horch und HPA-Chef in der Pres-
sekonferenz. Alle haben auf Nachfrage hin Uber-
aus deutlich gemacht, dass sie keineswegs von
den Auflagen des Gerichts Uberrascht waren; man
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habe das erwartet. Und alle haben versichert, dass
die Erfillung dieser Auflagen berhaupt kein Pro-
blem sei; man habe ja schon eine Liste an weite-
ren Ausgleichsflachen zur Hand, die misse man
jetzt blol3 prifen und dann in das Verfahren ein-
bringen. Aber wenn erwartet wurde, dass das Ge-
richt diese Auflagen machen wiirde, und es angeb-
lich so einfach ist, diese zu erfillen, dann drangen
sich doch vehement ein paar Fragen auf. Warum
haben denn die Planer die beanstandeten Pla-
nungsfehler nicht schon langst abgestellt? Warum
haben die Verantwortlichen nicht viel friher die
Chance genutzt, die Planungsunterlagen so nach-
zubessern, dass wir am 9. Februar 2017 grines
Licht bekommen haben? Warum ist der rot-griine
Senat das fir den Hafen so unglaublich grof3e Risi-
ko eingegangen, dass die Fahrrinnenanpassung
jetzt noch einmal um unbestimmte Zeit verschoben
oder vielleicht sogar nie kommen wird? Die Ant-
wort ist: Sie waren zu nachlassig und haben damit
die Wettbewerbsfahigkeit und die Zukunft der
Stadt aufs Spiel gesetzt.

(Beifall bei der FDP und bei Ralf Niedmers
und André Trepoll, beide CDU)

Es ist wahrlich nicht leicht, die durchaus hohen
Auflagen des Gerichts zu erfiillen. Das kann Ham-
burg nicht im Alleingang I6sen; dazu braucht es ei-
ne funktionierende Zusammenarbeit mit den an-
grenzenden norddeutschen Landern, insbesonde-
re mit Niedersachsen. Aber der niedersachsische
Wirtschaftsminister Olaf Lies — in Klammern:
SPD - hat schon kurz nach der Urteilsverkiindung
deutlich gemacht, dass sein Interesse an einem
starken Hamburger Hafen nicht so ausgepragt ist.

Wenn es dann doch gelingt, diese Ausgleichsmal}-
nahmen zu finden, dann ist noch véllig unklar, ob
sie erstens durch das Bundesverwaltungsgericht
akzeptiert werden, und zweitens — das ist noch
entscheidender —, ob die Umweltverbande nicht
schon wieder klagen werden. Die Aussagen aus
deren Richtung lassen jedenfalls nichts Gutes ah-
nen, was mindestens eine Verzdgerung, im
schlimmsten Fall sogar das Aus fir die Elbvertie-
fung bedeuten wurde.

Bei allem Verstandnis daflr, dass es jetzt darum
geht, die Kunden des Hafens nicht zu verlieren
und ihnen und sich selbst nach dem fir Hamburg
so negativem Urteil Mut zu machen, muss es doch
jetzt vor allen Dingen darum gehen, die Situation
ehrlich, realistisch und niichtern einzuschatzen.
Das ist der Senat den Hamburgerinnen und Ham-
burgern schuldig. Das ist auch notwendig im Um-
gang mit den Hafenkunden, denn sie bindet man
vor allem durch Vertrauen in das, was versprochen
wurde. Versprochen wurde vom Wirtschaftssenator
kurz nach Aufnahme seiner Amtsgeschafte im
Jahr 2011, dass Anfang 2012 die Bagger rollen.
Jetzt schreiben wir das Jahr 2017 und immer noch

ist kein Bagger weit und breit zu sehen. So ver-
spielt man Vertrauen.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
und Ralf Niedmers, beide CDU)

Dieses Vertrauen muss der Senat jetzt so schnell
wie mdglich wieder aufbauen, aber nicht, indem
den Reedereien Zeitplane fur die Elbvertiefung vor-
gelegt werden, die véllig unrealistisch sind und jeg-
licher Grundlage entbehren. Senator Horch muss
schnell das Gesprach mit den Verantwortlichen in
den Reedereien suchen und ihnen Anreize bieten,
dass sie Hamburg mit ihren Liniendiensten weiter
anlaufen, auch wenn der Hamburger Hafen jetzt im
Wettbewerb mit anderen europaischen Hafen wei-
ter an Attraktivitat verlieren wird. Hafen wie Rotter-
dam und Antwerpen haben sich namlich nach der
Wirtschafts- und Finanzkrise besser erholt als
Hamburg. Dort sind die Umschlagzahlen schneller
gewachsen als in Hamburg, und dieser Trend wird
sich durch die verzdgerte Elbvertiefung noch ver-
starken.

Die Reedereien planen jetzt ihre Routen fir die
nachsten Jahre. Wenn Hamburg jetzt aus diesen
Routenplanen herausfallt, kommen diese Schiffe
auch nach einer Elbvertiefung in ein paar Jahren
nicht wieder. Hamburg verkdme dann zum Regio-
nalhafen, mit schweren wirtschaftlichen Folgen fur
die Stadt und die gesamte Metropolregion. Ober-
ste Prioritat muss daher haben, den Verlust von
Ladung an andere Hafen in Europa zu stoppen.

Wenn Sie, Herr Dressel, mit dem Finger auf ande-
re zeigen, wie Sie es auch heute in lhrer Rede ge-
tan haben, dann méchte ich Sie noch einmal daran
erinnern, dass es auch lhr eigener Koalitionspart-
ner ist, der nichts unversucht lasst, die Elbvertie-
fung scheitern zu lassen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ne, Unsinn!)

Ich jedenfalls habe noch nie einen Fall erlebt, in
dem Koalitionspartner in ihrem Koalitionsvertrag
explizit festhalten, dass sie sich Uber eines der
zentralen Vorhaben der Legislaturperiode uneinig
sind.

(Beifall bei der FDP — Dr. Andreas Dressel
SPD: Auch das ist nicht richtig!)

SPD und GRUNE haben in ihrem Vertrag festge-
stellt, dass sie sich Uber die Notwendigkeit der Elb-
vertiefung nicht einig sind.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und wie geht
das dann weiter im Koalitionsvertrag?)

Bei der Elbvertiefung handelt es sich aber nicht um
irgendein beliebiges Projekt, sondern um das zen-
trale Infrastrukturprojekt, das fir die Zukunft des
Hafens und somit fir die wirtschaftliche Prosperitat
der ganzen Stadt entscheidend ist — ein Projekt,
das schon wegen seiner langen Planungsphase
und des auch schon damals hinlanglich bekannten
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Gegenwinds unbedingt Entschlossenheit der poli-
tisch Verantwortlichen gebraucht hatte. Das ist
aber leider Uberhaupt nicht der Fall. Erst Ende
2015 hat Umweltsenator Kerstan noch im Allein-
gang versucht, die Elbvertiefung zu verzogern, in-
dem er klammheimlich bei der zustandigen Was-
ser- und Schifffahrtsdirektion um eine Fristverlan-
gerung fur die Stellungnahme gebeten hatte.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Herrn Dr. Dressel?

Katja Suding FDP (fortfahrend): Herr Dressel
modchte etwas vortragen; das kann er ja gleich an
dieser Stelle tun. Von daher: nein.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Eine Frage ist
eine Frage!)

Diese Verzdgerung bei der Stellungnahme, um die
Herr Kerstan gebeten hat, ist, wie ich finde, ein un-
geheuerlicher Vorgang innerhalb einer Regierung.
Auch heute haben wir — ich habe Herrn Tjarks sehr
genau zugehdrt — in seiner Rede kein Wort dar-
Uber gehort, dass er oder seine Fraktion diese Elb-
vertiefung wirklich will. Nichts dazu haben Sie ge-
sagt. Das hatten Sie wirklich tun mussen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Dr. Andreas Dressel SPD: Einfach
mal lesen!)

Wir fordern daher den Blrgermeister auf, endlich
daflr Sorge zu tragen, dass beide Koalitionspart-
ner in Sachen Elbvertiefung an einem Strang zie-
hen, und zwar in dieselbe Richtung.

In Deutschland ist es in den letzten Jahren immer
schwieriger geworden, grofRe Infrastrukturprojekte
umzusetzen. Das Verbandsklagerecht hat den Um-
weltverbanden die Méglichkeit gegeben, diese Vor-
haben massiv zu verzdgern oder sogar zu verhin-
dern. Ich finde es richtig, dass die Belange der
Umwelt eine groRe Berlicksichtigung finden. Wir
dirfen unsere natirlichen Lebensgrundlagen nicht
zerstoren. Aber das darf nicht dazu flhren, dass
wir es in Deutschland und in Europa nicht mehr
schaffen kdnnen, unsere Infrastruktur so auszu-
bauen, dass wir unseren Wohlstand weiterhin er-
halten kdnnen. Eine gut funktionierende Infrastruk-
tur ist namlich eine wesentliche Voraussetzung da-
fir, dass es uns auch in Zukunft gut geht. Deshalb
muss das Verbandsklagerecht auf den Prifstand
und wir missen dabei aufpassen, dass die richtige
Balance gehalten wird. Das Verbandsklagerecht
muss wichtigen gesellschaftlichen Interessen die-
nen, nicht aber dem Geltungsdrang einzelner Ver-
bande; daflr ist es nicht gemacht worden, Herr
Hackbusch.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Grol3projekte wie die Elbvertiefung mussen auch in
Zukunft planbar sein. Fir die Beteiligten missen
Rechts- und Planungssicherheit gewahrleistet sein.
Dafiir muss insbesondere die Umsetzung der euro-
paischen Gesetzgebung in deutsches Recht unter
die Lupe genommen werden. Denn nicht in allen
Landern der EU, in denen das Verbandsklagerecht
genauso gilt wie in Deutschland, kommt es immer
wieder zu grolen Verzdgerungen bei Bauvorha-
ben. In Danemark beispielsweise gab es mit dem
Bau der Fehmarnbeltquerung viel weniger Proble-
me als in Deutschland. Wir sollten also genau hin-
schauen, was dort anders und besser lauft und
was wir in Deutschland &ndern muissen. Daran
werden wir als FDP-Fraktion sehr gern mitarbeiten.

Eine zigige Umsetzung der Elbvertiefung schafft
viele Gewinner, zuallererst naturlich den Hafen,
seine Betriebe und deren Mitarbeiter, dann die
Bilrgerinnen und Blrger unserer Stadt, die von ho-
hen Steuereinnahmen aus einem wirtschaftlich
starken Hafen profitieren, genauso wie sie von ei-
ner werthaltigen HHLA profitieren, denn die ist ja
mehrheitlich im Besitz der Stadt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das sagen Sie
mal Herrn Kruse!)

— Nicht, dass wir das so wollen; es ist so.

Umgekehrt gilt natirlich: Falls die Elbvertiefung
nicht oder weiterhin verzégert auf Jahre kommt,
dann gibt es in Hamburg viele Verlierer. Trotz des
Schlamassels, in das der rot-griine Senat unsere
Stadt gebracht hat, wollen wir deshalb als FDP-
Fraktion die Elbvertiefung, und wir hoffen wirklich
sehr darauf, dass sie kommt.

Wir hoffen, dass Hamburg noch einmal mit einem
blauen Auge davonkommt. Der Senat muss jetzt
alles dafur tun, damit unausweichliche Kostenstei-
gerungen und zeitliche Verzégerungen so gering
wie moglich ausfallen werden. Hamburg braucht
die Elbvertiefung, um nicht in der maritimen Be-
deutungslosigkeit zu versinken, und zwar schnell.
Herr Burgermeister, Herr Scholz, nehmen Sie die-
se Aufgabe ernst, und zwar ernster, als Sie es in
der Vergangenheit getan haben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Baumann von der AfD-Fraktion.

Dr. Bernd Baumann AfD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die Elbvertiefung ist nicht nur
in Hamburg, sondern mittlerweile bundesweit The-
ma. Ich weil} nicht, ob Sie es im "heute-journal" im
ZDF gesehen haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist ja schon
mal gut, dass Sie "heute-journal” gucken!)
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Da hatte das Bundesverwaltungsgericht ein Team
von Botanikern als Gutachter an die Elbe ge-
schickt, um den Schierlings-Wasserfenchel, fir
den sich mittlerweile die ganze Republik interes-
siert und der rechtlich fir den Welthafen Hamburg
so wichtig geworden ist, zu suchen. Denn, so wur-
de berichtet, auf der ganzen grofen weiten Welt ist
das Pflanzlein ausgestorben; nur an der Elbe gibt
es es noch, und auch dort nur an sehr wenigen
Stellen. Ansonsten gibt es das auf keinem Konti-
nent, in keinem Land, in keinem Landstrich mehr,
und auch an der Elbe nur an Stellen, wo zwischen
Ebbe und Flut das Wasser etwas Uberspult wird,
und auch da nur, wo der Salzgehalt nicht so hoch
ist, und auch dort wachst es nur im Schatten ande-
rer Gewachse. Das Gericht schickte also das Gut-
achterteam, die Kamera war dabei, die Botaniker
sollten die letzten Pflanzlein suchen, das "heute-
journal" berichtete, das Gutachterteam lief viele
Hundert Kilometer mit GPS, um die Pflanzen zu
kartografieren und fand die letzten sechs Schier-
lings-Wasserfenchel. Der leitende Wissenschaftler
sagte, dieses Pflanzchen sei wirklich super, super,
super selten — das waren seine Worte. Dann beug-
te er sich nach unten, um es mit seinem Finger zu
beriihren, und sagte, sie seien jetzt Hunderte Kilo-
meter gelaufen, das sei das Ding, von dem wir alle
sprechen — das Pflanzchen war halb so grol} wie
sein Zeigefinger —, und jetzt sehe es so unspekta-
kuladr aus; das sagte er sehr enttduscht in die Ka-
mera. Klaus Kleber fragte anschlieRend wie der
Rest des Landes, ob dieses Pflanzchen jetzt die
Zukunft Hamburgs und seinen Welthafen stoppen
konne. Das Ganze ist in der Republik wie eine Far-
ce angekommen und der Bedeutung des Hafens
vollkommen unwdirdig.

(Beifall bei der AfD)

Aber, das muss man auch sagen, es ist keine Ge-
richtsposse. Die eigentlichen Ursachen des Dra-
mas liegen ganz woanders. Zu Recht wehrt sich
der Vorsitzende Richter Nolte gegen den Vorwurf,
das Gericht habe zu 6kologisch geurteilt oder tber-
spannt umweltrechtlich entschieden. Er spielt den
Ball zu Recht in die Politik zurtick. Das Gericht war
gefesselt durch umweltrechtliche Regelungen, die
uns bestimmte Politiker, bestimmte Parteien einge-
brockt haben. Lassen Sie uns dariber einmal re-
den. Erst bei diesen Fragen wird das volle Versa-
gen von Rot-Griin deutlich, aber eben nicht nur
das von Rot-Griin, sondern beispielsweise auch
das groRRe Versagen der CDU, die heute so groR}
die Backen aufgeblaht hat. Lassen Sie uns einmal
darauf eingehen.

Hafen und Elbvertiefung sind in eine schlimme um-
weltrechtliche Schraubzwinge geraten, einge-
klemmt zwischen zwei Umweltrichtlinien. Das ist
zum einen die europaische Wasserrahmenrichtli-
nie, die alle Anrainer des Gewassers verpflichtet,
diese permanent Okologisch aufzuwerten. Es gibt
da ein generelles Verschlechterungsverbot. Jedes

Wirtschaftsprojekt, jeder Eingriff darf die Qualitat
des Wassers durch ein permanentes Verbesse-
rungsgebot fur alle Anrainer, die Gewasser perma-
nent Okologisch durch sogenannte Malinahmen
aufwerten, nicht verschlechtern. Aber diese EU-
Richtlinie unterscheidet nicht, ob es sich bei dem
Gewasser um ein schones touristisches Flisschen
handelt oder um eine der wenigen verkehrsstrate-
gisch riesigen Wasserstrallen des globalisierten
Massenverkehrs wie die Unterelbe. Es lasst keine
Ausnahmen zu, auch nicht flir sehr hohe wirt-
schaftspolitische Bedeutungen. Fir alle Projekte
gelten das Verschlechterungsverbot und das Ge-
bot permanenter 6kologischer Verbesserung. Die-
ses Korsett ist viel zu eng. Daran ist die Politik
schuld, die solche Gesetze macht, und nicht die
Richter; das muss einmal deutlich gesagt werden.

(Beifall bei der AfD)

Dieses fir die Wirtschaft viel zu enge umweltrecht-
liche Korsett hat die rot-griine Bundesregierung
unter Kanzler Schrdoder auf dem Gewissen; das
kénnen wir festhalten. Aber es ist nicht nur dieses
Korsett der Umweltwasserrahmenrichtlinie, das viel
zu eng ist. Schlimmer noch fir den Hafen ist das
Zusammenspiel mit einer zweiten Umweltrichtlinie,
der sogenannten Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie.
Wir missen uns den Namen merken; dariiber wer-
den wir noch 6fter zu reden haben. Denn was pas-
siert in der Praxis? Mit der Wasserrahmenrichtlinie,
das war das erste EU-Regelwerk, werden immer
neue Gebiete an der Elbe definiert, in denen soge-
nannte Mallhahmen zur 6kologischen Verbesse-
rung durchgefihrt werden. Das ist schon fir diese
Raume und auch sehr sympathisch, denn wir alle
wollen Umwelt- und Naturschutz. Aber diese knap-
pen Schutz- und Verbesserungsraume fehlen dann
an anderer Stelle, wo sie fur das Fortkommen
Hamburgs und des Hafens strategisch notwendig
sind. Denn sobald die Hafenwirtschaft irgendwo
dringende Modernisierungsmaf3nahmen ergreift,
wenn sie den Hafen erweitern oder Elbvertiefun-
gen durchfiihren will, weil sie im beinharten Wett-
bewerb dazu gezwungen ist, konnen diese nur ge-
nehmigt werden, wenn ausreichend Ausgleichsfla-
chen zur Verfigung stehen. Die Flora-Fauna-Habi-
tat-Richtlinie soll die Lebensrdume damit verbes-
sern, Tiere und Pflanzen und als besonderes Bei-
spiel den Schierlings-Wasserfenchel schutzen.
Aber jeder neue Eingriff des Hafens und der Wirt-
schaft muss durch Ausgleichsflachen geheilt wer-
den.

So war es auch 2001 beim Airbus-Industrieareal,
Sie erinnern sich, im Muihlenberger Loch.
170 Hektar wurden kiinstlich aufgeschuttet, und
dafir mussten Ausgleichsflachen zur Verfiigung
stehen. Das gab es damals noch. Hahnofersand,
Borghorster Elbwiesen konnten benannt werden,
die entsprechend 6kologisch so herrichtbar waren,
dass sie zu Ausgleichsflachen werden konnten —
auch 170 Quadratmeter.
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Jetzt hat der Senat beim Elbvertiefungsprojekt in
Ermangelung anderer Flachen solche Flachen als
Ausgleichsflachen angeboten, die schon als 6kolo-
gische Verbesserungsgebiete im Rahmen der
Wasserrahmenrichtlinie angegeben waren. Solche
kénnen aber umweltrechtlich nicht als neue Aus-
gleichsflachen fir die Flora-Fauna-Habitat-Richtli-
nie gelten. Das ist die Zwickmuhle, in der die Ha-
fenwirtschaft und Senator Horch, wenn er das vor-
antreiben will, stecken. Das Bundesverwaltungsge-
richt hat die Elbvertiefung nicht gestattet, weil das
Areal in Kreetsand nicht anerkannt werden konnte,
weil es schon fir Verbesserungen im Rahmen der
Wasserrahmenrichtlinie verbraucht war, es also
keine Ausgleichsflache mehr gab. Aber wie konnte
der Senat bei der Elbvertiefung, diesem wichtigen
Projekt, in die Schraubzwinge zwischen Wasser-
rahmenrichtlinie und Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie
geraten? Dazu muss man wissen, wie diese Um-
weltrichtlinie Flora-Fauna-Habitat zustande kam
und wie die Politik hierbei versagt hat. Wer hat sie
denn zu verantworten, Herr Trepoll? Die CDU un-
ter Kanzler Kohl, 1994 .Die Richtlinie musste mithil-
fe der CDU durchs EU-Parlament, durch die Kom-
mission, durch den Ministerrat. 1997, Herr Trepoll,
wurde sie noch einmal novelliert. Wer war damals
Umweltminister, Herr Trepoll? Wer hat das im Um-
weltministerrat der EU durchgepeitscht? Frau Mer-
kel. Frau Angela Merkel war das als Umweltminis-
terin.

(Zurufe und Heiterkeit)

Sie hat das alles fur gut befunden, obwohl deut-
sche Interessen, besonders auch die des Hambur-
ger Hafens, so sehr auf dem Spiel standen. Der
damalige Hamburger Birgermeister Henning Vo-
scherau, damals in der Koalition mit der
STATT Partei, hat sich vehement dagegen ge-
wehrt. Auch das muss man deutlich sagen: Der
Mann hat im Sinne der wirtschaftspolitischen Ver-
nunft dieser Stadt recht gehabt. Er sah die Proble-
me Hamburgs und der Unterelbe, sich als interna-
tionaler Weltverkehrshafen nicht ein so restriktives
Korsett aufzwingen zu lassen. Die CDU hat es da-
mals anders gesehen, Herr Trepoll. Viele andere
Experten und Funktionstrager nahmen Kohl und
Merkel ins Gebet, um sie davon abzubringen, die
EU-Richtlinie in dieser Form durchzuwinken, aber
beide haben es gemacht, ohne Ausnahmerege-
lung — fir rdumliche Besonderheiten wie in Ham-
burg doch so notwendig. Auch dies war ein Versa-
gen der CDU, Herr Trepoll. Davon habe ich heute
von |lhnen nichts gehort.

Frau Merkel aber war damals schon auf ihrem
GRUNEN-freundlichen Kurs — auch das kann man
im Ruckblick noch einmal in den Blick nehmen —,
wie sie spater auch plétzlich den Schwenk machte
in der Kernenergie und hin zur Masseneinwande-
rung und Grenzoffnung.

(Heiterkeit bei CDU und SPD - Birgit Stéver
CDU: Kommen Sie doch mal zum Themal!)

— Bitte, meine Damen und Herren, wenn Sie Spal}
haben, freut mich das.

(Glocke — Zuruf: Nein, nein, wir haben keine
Freude!)

Was die restliche CDU und der Rest des Landes
nicht vergessen und nicht verstanden haben:
Schon damals hatte in der CDU kaum jemand den
Mumm, sich gegen Merkels links-griine Avancen
fur politische Vernunft zu erheben.

(Zuruf: Nicht das Themal!)

Das fallt auf Sie heute zurlick, Herr Trepoll. Des-
wegen sollten Sie gerade bei der Elbvertiefung,
wenn wir die wirklichen Ursachen beleuchten, die
Backen nicht ganz so weit blahen.

(Beifall bei der AfD)

Denn der Hafen und ganz Hamburg missen heute
darunter leiden. Die EU-Wasserrahmenrichtlinie
und die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie erdrosseln
gemeinsam mit den engen, unflexiblen, dogmati-
schen Ausnahmeregimen fur zentrale Industrie-
standorte die vitalen Zukunftschancen unserer Ha-
fenstadt Hamburg. Das gibt es so weder in China
noch in Rotterdam noch bei sonst irgendeinem
Konkurrenten auf der Welt. Schlimmer noch, diese
EU-Richtlinien, diese Schraubzwingen, sind auch
ein Anreiz, sich aullerhalb Deutschlands anzusie-
deln. Es gibt bereits erste Signale, dass am Rhein
die BASF ein Projekt absagt und lieber an die
Themse nach London geht, weil die mittlerweile
aus der EU ausgetreten sind.

(Milan Pein SPD: Sie kdnnen sich ja mal au-
Rerhalb ansiedeln!)

Die Briten sind nicht nur Brexit-bléde; dafur gibt es
auch Argumente, wie wir heute wieder einmal mer-
ken.

Noch schlimmer ist ein weiteres Zusatzproblem fir
die Hafenwirtschaft. Es wurde eine Stiftung ge-
grundet, der Name ist heute schon gefallen: die
Stiftung Lebensraum Elbe. Sie hat ein honoriges
Ziel, namlich den 6kologischen Zustand der Tideel-
be zu verbessern, natlrliche Vielfalt zu bewahren,
Lebensraume, Flusslandschaften zu starken, so-
dass Tiere und Pflanzen wieder in den Umweltrau-
men leben kdénnen, so, wie es sein soll. Das wollen
wir eigentlich alle.

(Milan Pein SPD: Alles Teufelszeug!)

Das ist ein honoriges Ziel. Doch die Flachen an der
Elbe sind knapp. Und diese Stiftung ist es, welche
die Gebiete zu sogenannten MaRnahmengebieten
im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie definiert.
Wenn sie so definiert sind, dann kommen sie als
Ausgleichsflachen fir die Hafenwirtschaft nicht
mehr in Frage. Wenn Senator Horch und die Ha-
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fenwirtschaft den Hafen ausbauen und die Elbe
vertiefen wollen, kénnen sie auf diese Ausgleichs-
flachen nicht mehr zurlickgreifen. Sie sind dann
sozusagen umweltrechtlich nackt, wenn die Stif-
tung flugs alle in Frage kommenden potenziellen
Ausgleichsgebiete vorab schon zu &kologischen
MaRnahmengebieten erklart hat. Das ist hier pas-
siert, und darauf hat noch niemand von Ihnen hin-
gewiesen.

(Beifall bei der AfD — Vizeprasidentin Antje
Moéller Gbernimmt den Vorsitz.)

In dieser Stiftung haben nun die klagenden Um-
weltverbande zusammen mit der griin gesteuerten
Umweltbehdrde eine entscheidend starke Stellung;
das mussen wir festhalten. Das ist anders als
sonst irgendwo in Europa oder der Welt. Die Flora-
Fauna-Habitat-Richtlinie wirkt in der ganzen EU,
aber nirgends haben Umweltverbande eine solch
starke Stellung wie in Deutschland — mit leider oft
fundamentalistischen Planen. Umweltschutz ist
uns allen wichtig, aber hier geht es oft zu weit.

Irgendwo sonst gibt es auch nicht dieses Ver-
bandsklagerecht wie in Deutschland,

(Jan Quast SPD: Das hatten Sie schon!)

das von Rot-Griin unter Kanzler Schréder damals
wieder eingefihrt wurde. In Hamburg wird das
noch einmal schlimm verstarkt durch die Hambur-
ger Stiftung Lebensraum Elbe, die den Umweltver-
banden und Senator Kerstan von den GRUNEN
anstelle von vernlnftigeren Teilen des Senats wie
Senator Horch die Obermacht in dieser Stiftung
gibt; leider ist das so.

Geben wir uns keinen lllusionen hin. Senator Ker-
stan sagte als Gastredner beim Unternehmerver-
band der Hafenwirtschaft am 29. November 2016
vor Zeugen, er personlich

(Heiterkeit bei der SPD und der CDU)

— lachen Sie bitte — sei ausdrtcklich gegen die Elb-
vertiefung. Als Zeugen waren die Staatsrate Bosin-
ger, Rieckhof und natirlich auch andere bekannte
Gaste zugegen. In der Praxis lief es in Hamburg al-
so leider so, wie von der Offentlichkeit wenig be-
merkt, dass Umweltverbande und Umweltbehdrde
in der Hafenwirtschaft jede Mandvriermasse und
Flexibilitdt fir Modernisierung, Hafenerweiterung
und Elbvertiefungsprojekte vorab genommen ha-
ben, sodass die Elbvertiefung jetzt vor Gericht ge-
stoppt wurde, weil benannte Ausgleichsflachen kei-
ne echten mehr waren. Umweltverbande und Um-
weltminister Kerstan wollen die Elbvertiefung nicht
und tun alles dagegen, auch Uber die Stiftung; das
ist doch klar. Das hatte alles ganz anders laufen
mussen.

Die Stiftung soll letztlich mit 40 Millionen Euro Stif-
tungskapital ausgestattet werden. Kluge Senatspo-
litik hatte deshalb vor Grindung einer so machti-
gen Umweltstiftung mit den Umweltverbanden ein

vernlnftiges Gesamtpaket verhandeln missen, so-
dass alle verninftigen Belange der Umwelt, aber
naturlich auch die Belange der Hafenwirtschaft hat-
ten einflieBen kdnnen und insbesondere die Elb-
vertiefung zu einem vernlnftigen Ausgleich hatte
gebracht werden kbénnen. Das hatte man vor der
Grindung dieser Stiftung machen missen. Das
ware eine vernlnftige Politik gewesen. Das wurde
nicht gemacht. Das ist Politikversagen in Hamburg,
und darunter leidet die ganze Stadt.

(Beifall bei der AfD)

Aber wer hat denn eigentlich diese Stiftung auf die
Schiene gesetzt, die Umweltverbanden solche
Macht gibt und jetzt in Verbindung mit den griinen
Teilen des Senats eine solche Durchschlagskraft
hat? Wer war das denn? Auch hier wieder hat,
Herr Trepoll, die CDU dieses Desaster zu verant-
worten. Diesmal Ole von Beust, die schwarz-griine
Koalition. Es war ein Geschenk der CDU an die
GRUNEN in der damaligen schwarz-griinen Koali-
tion, unter der wir, was das angeht, heute noch lei-
den.

(Jan Quast SPD: Das habt ihr, die CDU, al-
les verbockt!)

Das Kind ist also in den Brunnen gefallen und die
vom Gericht versagte Elbvertiefung ist die schlim-
me Folge. Was kdnnen wir denn jetzt noch tun?
Was muss jetzt passieren? Jetzt ist der Ball nun
wirklich beim Blrgermeister. Olaf Scholz muss als
Staatsmann auftreten und die Bremse ziehen.
Hamburg braucht jetzt ein Machtwort vom Burger-
meister. Alles, was kunftig noch mdgliche Aus-
gleichsflache sein kénnte, muss der Hafenwirt-
schaft fur zukinftige Projekte erhalten bleiben. Das
muss so sein. Das Ganze darf nicht langer frei ver-
fugbarer Teil der Umweltbehtérde und nachgeord-
neter Instanzen bleiben. Der Hamburger Senat hat
selbst in der Stiftung ein Vetorecht. Hier bedarf es
endlich einer eindeutigen Anweisung des Blrger-
meisters.

(Beifall bei der AfD — Lachen bei Milan Pein
SPD)

— An einer dummeren Stelle hatten Sie nicht la-
chen kénnen. Sie tragen die Verantwortung fur die
Stadt. Es ist sensationell, welches Gebaren Sie
nach solch einem Versagen zeigen.

Herr Burgermeister, setzen Sie dem griinen Brem-
ser, Senator Kerstan, und seinem grinen Staatsrat
endlich die notwendigen Grenzen, wie es das In-
teresse unserer Hansestadt verlangt. Wir alle im
Parlament sollten diesen Senat unterstitzen, damit
ein vernunftiges Ausgleichsflachenmanagement
schnell mdglich wird. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Meine Damen und
Herren, das Wort bekommt nun Herr Dr. Flocken.
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Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, sehr geehrte Volksvertreter! Ein
Hafen braucht Schiffe, Schifffahrtswege, Anbin-
dung ans Hinterland mit einer Industrie, die be-
gehrte Waren herstellt und die Gewinne erzielt, mit
denen Importe bezahlt werden kénnen. Vor allem
braucht ein Hafen aber Handelspartner, die uns
vertrauen. Hier hat die Bundesregierung Hamburg
und der Hafenwirtschaft in den letzten sieben Jah-
ren immensen Schaden zugefligt. Sie hat standig
den Schulmeister in einer Weise heraushangen
lassen, die im Ausland als typisch deutsche Uber-
heblichkeit bekannt ist und auf die zu Recht oder
zu Unrecht — das ist vdllig unerheblich — sehr emp-
findlich reagiert wird. Anstatt an der Verbindung
Deutschlands und Hamburgs zur Welt zu arbeiten,
will sie den Griechen erklaren, wie Haushalt geht,
den Polen, Tschechen und anderen, wen sie in ihr
Land lassen missen. Die Briten will sie fur den Br-
exit mdglichst hart bestrafen und die USA beleh-
ren, welchen Prasidenten das Volk wahlen soll.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Dr. Flocken, ich rufe Sie gemall Paragraf 46
Absatz 1 zur Sache.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):* Ich
spreche zur Hafenwirtschaft.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ach so!)

Sie wird namlich schwer dadurch geschadigt, dass
die Bundesregierung sich gegen Russland in einen
Handelskrieg hat ziehen lassen. Hauptverantwort-
lich ist die Merkel-Partei, aber die AuRerungen von
Herrn Schulz zum Thema lassen befiirchten, dass
es noch schlimmer kommen kann.

Die Elbvertiefung. Schwer zu sagen, ob in den ge-
nannten Nationen der Widerwille gegen Bevormun-
dung und Erpressung starker wirkt oder die Ver-
achtung vor einem Land, das nicht den Mut hat,
seine Grenzen zu schutzen. Jedenfalls hat Merkel
es geschafft, Deutschland in einer Weise politisch
zu isolieren, wie es das seit 72 Jahren nicht mehr
gab.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Dr. Flocken, ich rufe Sie erneut zur Sache
und weise Sie darauf hin, dass der dritte Sachruf
die Entziehung des Wortes mit sich fuhrt.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Der Hafen.

(Heiterkeit bei der CDU und der FDP)

Dass es dem Hafen iberhaupt noch gut geht, liegt
daran, dass die wichtigsten Regionen fir den Ha-
fen von der desastrosen Bevormundungs- und Ag-

gressionspolitik kaum erreicht werden, abgesehen
von den standigen Sticheleien gegen China, die
dort als Folklore abgetan werden. Aber der Han-
delsverkehr mit Asien ist in besonderer Weise auf
die grof3en Containerschiffe angewiesen. Ganz an-
ders Russland. Russland kénnte man als Partner
sofort wiedergewinnen. Der Ostseehandel wird
Uber kleinere Schiffe abgewickelt. Denken Sie
doch einmal dariber nach, was ware, wenn wir
den Handelsboykott einfach boykottieren wirden.
Welche Mdglichkeiten zur Schadensbegrenzung
eine deutsche Landesregierung hat, ist umstritten.
Auf jeden Fall missen aber von Hamburg Signale
des Friedens und der Achtung vor anderen Vol-
kern und deren Selbstbestimmungsrecht ausge-
hen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das kommt vom Richtigen!)

Vielen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Herr Senator Horch.

Senator Frank Horch: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich méchte Ihnen nun erganzend zu dem, was der
Erste BUrgermeister bereits vorgetragen hat, erlau-
tern, welche Perspektiven wir fir den Hamburger
Hafen nach dem Leipziger Urteil vom 9. Februar
2017 sehen.

Wir alle wissen um die grof3e Bedeutung des Ham-
burger Hafens fur unsere Stadt, aber auch fur un-
ser Land. Wir tragen nicht nur fir die Wirtschaft im
Norden, sondern fiir die Im- und Exportnation
Deutschland eine grofe Verantwortung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb wird es Sie nicht verwundern, dass wir
jetzt mit Hochdruck an die Umsetzung der nachs-
ten Schritte gehen, welches bereits an den letzten
Tagen intensivst stattgefunden hat. Dabei geht es
zunadchst um die MalRnahmen, die sich direkt aus
dem Urteil zur Elbe ergeben. Auch wenn uns das
schriftliche Urteil noch nicht vorliegt,

(Milan Pein SPD: Doch, Frau Prien hat es
schon!)

kennen wir bereits die zwei Themenkomplexe im
Planfeststellungsverfahren, zum einen die Habitat-
Richtlinie zum Schierlings-Wasserfenchel, zum an-
deren auch gewisse Erganzungen zum Koharenz-
recht, die der Blrgermeister in Einzelheiten darge-
stellt hat. Die Fahrrinnenanpassung ist das Was-
serbauprojekt in Europa und vor allen Dingen hier
in Deutschland mit der héchsten Bedeutung und
von allerhéchster Komplexitat.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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Wir wollen mit diesem Verfahren allen Kunden des
Hamburger Hafens bessere Anlaufbedingungen er-
moglichen. Gleichzeitig geht es darum, den Hafen
weiterhin zukunftsfest zu machen und seinen Er-
folg, den wir zweifelsohne haben, langfristig zu si-
chern.

Der Hafen bleibt der wichtigste Eckpfeiler der Wirt-
schaftskraft unserer Stadt. Unser Ziel ist es, den
Hamburger Hafen vor allem als Universalhafen zu
erhalten und weiterzuentwickeln. Wenn wir an den
Hafen denken, denken wir natirlich meist aufgrund
der GroRe der Schiffe an die groflen Containerter-
minals. Viele denken dazu noch an die Kreuzfahrt-
terminals, die jedes Jahr — auch in Hamburg, das
will ich anmerken — immer besser ausgelastet sind.
Vergessen wir aber nicht — das ist eines der ent-
scheidenden Dinge fir den Universalhafen Ham-
burg —, dass es darlber hinaus noch 40 Terminals
fur andere Guter wie Schittgut, Stiickgut, Projekt-
ladung und Flussigladung gibt. Diese Vielseitigkeit
zeichnet den Universalhafen aus und macht ihn so
stark in Nordeuropa.

(Beifall bei der SPD)

Das Entscheidende ist, dass an all diesen Termi-
nals die Wertschopfung entsteht, die unsere Stadt
und dem Norden insgesamt Wohlstand bringt. Gut
10 Prozent der Beschéftigten in Hamburg hangen
direkt oder indirekt vom Hafen ab. Insofern freut es
mich sehr, dass wir unseren Hafen trotz aller welt-
politischen Gegebenheiten weiterhin gut ent-
wickeln.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Sie werden die positiven Umschlagzahlen, die heu-
te Morgen veroffentlicht wurden, zur Kenntnis ge-
nommen haben. Das sind Fakten, Fakten unserer
Wettbewerbshafen, und es sind Ergebnisse aus
dem abgelaufenen Jahr 2016. Wir haben eine po-
sitive Tendenz zu verzeichnen. Der Containerum-
schlag wuchs wieder um 1 Prozent.

(Michael Kruse FDP: Vorher ging er aber um
10 Prozent runter!)

Das sind nicht mehr die Zahlen, die wir gehabt ha-
ben; die werden wir aber auch so alsbald nicht wie-
derbekommen. Von den Gitern werden immer
mehr — das ist entscheidend und wir legen grof3en
Wert darauf — aus dem Wirtschaftsstandort Metro-
polregion Hamburg Uber die Schiene transportiert.
Aktuell sind es, Stand der Verdffentlichung heute,
46 Prozent der Verkehre Uber die Schiene. Der
Lkw-Verkehr ist mit 42 Prozent abgel6st worden.
Das ist einer unserer grofdten Erfolge, den wir in
der Balance zwischen 6konomischen und 6kologi-
schen Gesichtspunkten haben.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Aber es ist nicht allein der Umschlag, der ins Ge-
wicht fallt. Auch das ist ein wichtiger Aspekt fiir den
Hamburger Hafen: Wir haben im Hafen insgesamt
500 Betriebe in verschiedensten Branchen. Der
Hafen ist eines der gréBten Industrieareale und
Gewerbegebiete in Deutschland. Wir wollen auch
in Zukunft weiter wachsen. Die HPA wird deshalb
in einen umfangreichen Ausbau und in den Unter-
halt der gesamten Hafenstrukturen investieren.
Zum anderen werden wir die Neu- und Weiterent-
wicklung von Flachen vorantreiben: fir den Hafen-
umschlag, wie ich sagte, fur die Industrie, und
auch flr ein breites Gewerbe. Das wichtigste stra-
tegische Flachenprojekt 1auft im Bereich Mittlerer
Hafen, sprich Steinwerder. Hier werden wir ein
Areal von rund 42 Hektar vollig neu ausrichten, an-
gepasst auf unsere aktuelle Zeit. Das Gebiet bietet
ein Potenzial: Bis zu 1 100 Meter Kaimauer mit
drei Liegeplatzen, auch fir GroRschiffe, die Her-
stellung von Terminalflachen im Oderhafen und die
Wasserflachen fir ein besseres Mandvrieren in
diesem Hafenbereich. Derzeit fihrt die HPA einen
internationalen Ideenwettbewerb durch, um eine
marktkonforme und zeitgemafie Entwicklung die-
ses Gebiets sicherzustellen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Im Sinne der Universalhafenstrategie des Senats
kénnen sich Interessenten aller denkbaren Bran-
chen beteiligen. Das Gebiet kann sowohl als Ha-
fenumschlag als auch fur hafenaffine Industrien
genutzt werden. Es sind insbesondere neuartige
Konzepte gefragt, die sich aus Zukunftstrends un-
serer Zeit — kleines Stichwort: 3D — und einer stra-
tegischen Marktentwicklung ableiten lassen. Eben-
so treiben wir die sogenannte Westerweiterung,
um wieder zu den Projekten der aktuellen Situation
zu kommen, weiterhin intensiv voran. Das Projekt
umfasst eine Flachenerweiterung des Container-
terminals Hamburg CTH und den Ausbau von ent-
scheidender nautischer Bedeutung, namlich den
Drehkreis im Parkhafen, an dem die Einfahrt zum
Waltershofer Hafen verbessert wird. Dieser Plan-
feststellungsbeschluss erfolgte im Dezember 2016.

(Michael Kruse FDP: Wird beklagt!)
— Es ist Tatsache.

Die Kohlbrandbriicke kommt in die Jahre. Im nach-
sten Jahrzehnt werden wir daher einen Ersatz bau-
en missen. Das ist eine groRe Herausforderung,
die auf den Hafen und die Stadt zukommt. Wir wer-
den daher jetzt intensiv Planung und Umsetzung
anstol3en.

Schliellich, weil es mittlerweile ein bedeutender
Wirtschaftshintergrund im Hafen ist, wird das
Kreuzfahrtgeschaft weiterhin  gestarkt. Unser
Kreuzfahrtterminal CC1 im Uberseequartier in der
HafenCity wird realisiert. Unsere gesamte Planung
ist klar darauf ausgerichtet, die Wachstumspoten-
ziale fur den gesamten Hamburger Hafen in den
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von mir angesprochenen Bereichen — Hafenum-
schlag, Industrie, Kreuzfahrt — durch die richtigen
Weichenstellungen wie kinftige Kapazitatsentwick-
lung zu fordern. Auch dazu eine Anmerkung von
mir: Wir sind in den letzten Jahren mit einer Markt-
beobachtung an die Kapazitatsentwicklung heran-
getreten wie kein anderer Hafen in der Nordrange.
Die Erweiterungen der Maasvlakte 2, Thamesport
London, Antwerpen, laufen heute nicht mehr kon-
form mit den wahren Entwicklungen, was Contai-
nerverkehre angeht. Deswegen glaube ich, dass
wir mit unseren Kapazitatsentwicklungen, die wir
im Hafenentwicklungsplan festgeschrieben haben,
mit unserer Flachenstrategie, vor allen Dingen
auch mit den Verkehrsanbindungen, unterstrichen
durch den jlingsten Bundesverkehrswegeplan, ei-
ne absolut positive Entwicklung der Wettbewerbs-
situation flir den Hamburger Hafen langfristig si-
cherstellen kdnnen.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Oberstes Ziel der Hafenentwicklung des Senats
sind die vielféltigen Arbeitspldtze im gesamten
Hamburger Hafen und die Wertschépfung. Das
sind die Fakten, an denen die Aktivitaten im Hafen
gemessen werden. Wir sind mit den jlingsten Zah-
len von heute und in den Entwicklungen aus dem
letzten Jahr weit gekommen. Das mdchte ich un-
terstreichen, auch wenn es manchen, auch mir,
manchmal nicht schnell genug geht. Doch wir stel-
len mit unserem Verfahren die Weichen fir die Zu-
kunft der Elbe, aber auch fir den Hamburger Ha-
fen insgesamt. Dabei ist, wie wir heute einige Male
gehort haben, Sorgfalt wichtig, denn die Entwick-
lung muss nachhaltig sein. Hierflirr tragen wir die
Verantwortung und daflr arbeiten wir tagtaglich mit
grolkem Engagement. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Dr. Seeler von
der SPD-Fraktion bekommt das Wort.

(Zurufe)

Meine Damen und Herren! Ich habe mehrere Wort-
meldungen schon langer vor Herrn Niedmers ge-
habt. Von daher ist es die Entscheidung des Prési-
diums.

(Zurufe)

Dr. Joachim Seeler SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Vielen Dank fir die Aufmerk-
samkeit von der CDU-Fraktion.

Das war heute keine Sternstunde der Opposition.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wenn man einmal das Zerrbild nimmt, das von der
CDU vom Hafen gezeichnet wird — Frank Horch

hat es gerade gesagt: 2016 ist der Hafen gewach-
sen.

(Michael Kruse FDP: 1 Prozent!)

Die Investitionen sind finanziert und werden umge-
setzt. Die Mar vom steigenden Hafengeld ist Un-
sinn. Anstieg des Hafengeldes 2016: 0 Prozent.
Anstieg des Hafengeldes 2017: 0,9 Prozent, damit
unter Inflationserwartung. Das ist die Realitdt im
Hamburger Hafen.

(Beifall bei der SPD)

Kollege Hackbusch, das Bild der LINKEN von der
Hafenpolitik, so wie es hier im Hause angekom-
men ist, muss, wenn ich das zusammenfassen
darf, der gegebenen Geografie folgen. Die erste
Fahrrinnenanpassung 1818 hat dafiir gesorgt,

(André Trepoll CDU: Endlich wieder Ge-
schichtsstunde!)

dass eine dreieinhalb Meter tiefe Fahrrinne sicher-
gestellt wurde. Hatte man schon damals diesen
Ansatz verfolgt, hatte es heute noch nicht einmal
eine dreieinhalb Meter tiefe Fahrrinne gegeben
und wir kdnnten den Hamburger Hafen mit Flach-
schuten erreichen.

(André Trepoll CDU: Da gab es DIE LINKE
ja auch noch nicht!)

Das ware nun alles andere als sinnvoll gewesen.
Ich glaube, dass man den Ansatz lieber nicht wei-
terverfolgen sollte.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Muller
GRUNE)

Auch bei Ihnen, Frau Suding, und der FDP wére
es hilfreich, sich vielleicht einmal mit lhren eigenen
Parteikollegen auszutauschen. Ich darf zitieren:

"Das Urteil gibt Anlass zur Hoffnung, dass
diese fiir die Uberlebensfahigkeit des Ham-
burger Hafens wichtige wasserbauliche
MalRnahme der Elbvertiefung letztlich durch-
gefiihrt werden kann. Dies ist eine erfreuli-
che Nachricht [...] fur[...] Hamburg [...]."

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)

Das hat Ihr Kollege Kubicki am 9. Februar 2016
gesagt. Auch da ware es vielleicht hilfreich, wenn
Sie sich gemeinsam zu einer Meinung durchringen
wirden.

(Beifall bei der SPD — Katja Suding FDP: Sie
reden von Einigkeit? Wann kommt denn Ihr
Koalitionspartner?)

Bei der AfD habe ich zumindest mitgenommen,
dass sie sich das "heute-journal" ansieht. Mehr war
aus dem Beitrag allerdings auch nicht herauszuzie-
hen.

(Beifall bei der SPD)
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Die Fahrrinnenanpassung kommt. Wir sind auf der
Zielgeraden. Es gibt jetzt mit dem Urteil drei sehr
klar abgegrenzte Arbeitspakete: die Feststellung
der Kohérenzflachen im Landkreis Stade, die Pri-
fung des Salzgehaltes in Bezug auf den Schier-
lings-Wasserfenchel und die Frage Kreetsand so-
wie eine Ersatzmafinahme. Natirlich hatten wir
uns auch ein anderes Urteil winschen kdénnen.
Aber bei der Komplexitat des Verfahrens und der
Verfahrensdauer kdnnen wir damit zufrieden sein,
dass wir jetzt Rechtssicherheit fiir die Fahrrinnen-
anpassung haben.

(Beifall bei der SPD)

So schwierig und so komplex dieses Verfahren ist,
beim Kritikpunkt Etikettenschwindel, der von der
Opposition heute genannt wurde,

(Jérg Hamann CDU: Das hat er nicht ge-
sagt!)

von wegen, Kreetsand hatte man doch wissen
kdnnen, muss man sich die Mihe machen, die ent-
sprechenden Unterlagen zu lesen. Dann stellt man
fest, dass Kreetsand eine Standardmafnahme des
Flachenausgleichs im Rahmen des Gebietsmana-
gements ist. Es war statthaft, das bis Mitte 2016
als Ausgleichsflache in einem Planergdnzungsbe-
schluss anzugeben. Erst am 11. August 2016 hat
das Bundesverwaltungsgericht mit der Weserent-
scheidung klargemacht, dass dieses vor Gericht
nicht mehr Bestand hat. Das war weit nachdem die
Unterlagen des Zweiten Erganzungsbeschlusses
im Marz 2016 eingereicht wurden. Diese konnten
gar nicht bei seridser Abarbeitung bericksichtigt
werden.

(Beifall bei der SPD)

Die Fahrrinnenanpassung kommt, und es ist gut,
dass dieses Signal heute von der Debatte ausgeht,
damit die Unternehmen im Hafen Planungssicher-
heit haben, die Beschaftigten wissen, dass ihre Ar-
beitsplatze perspektivisch sicher sind, und vor al-
len Dingen auch die Kunden im In- und Ausland, in
Europa und in Asien, wissen, dass sie den Ham-
burger Hafen in ihren Dispositionen unverandert
mit hdchster Prioritat berlcksichtigen kénnen. Des-
wegen ist es sehr zu begruflen, dass Frank Horch
sich schon in der nachsten Woche auf den Weg
macht und mit den wichtigsten Kunden im Hambur-
ger Hafen, in Europa, das Gesprach sucht und die-
se Kunden davon Uberzeugt, dass diese Malinah-
me jetzt umgesetzt wird. Aber ich glaube, dass Se-
nator Horch vielleicht nicht nur die Kunden, son-
dern auch die FDP- und die CDU-Fraktion besu-
chen sollte; das konnte hilfreich sein.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE - Katja Suding FDP: Vielleicht auch
die Fraktion der GRUNEN!)

Das Erstaunlichste ist nun, dass die Kollegen von
der CDU die Plandauer des Planerganzungsbe-

schlusses, des ganzen Vorhabens, so kritisieren,
und ihre einzige Antwort ist: Wir machen einen
neuen Plan. Ich glaube, dass das nicht wirklich der
Ansatz ist. Jetzt geht es darum, das, was festge-
schrieben ist, umzusetzen, und das tut der Senat.

Die maritime Standortstrategie hat vier Saulen, auf
der sie steht. Das Erste ist Infrastruktur. Dabei ist
die Fahrrinnenanpassung ein sehr zentrales Vor-
haben; erganzt um weitere Vorhaben, die in den
nachsten Jahren kommen, ist der infrastrukturelle
Ausbau ein Ankerpunkt in der maritimen Standort-
strategie.

Aber genauso wichtig ist die zweite Saule. Der Se-
nat tut mit der HPA und den zustandigen Behdrden
alles daflr, dass die Industrieproduktion im Hafen
weiterhin ausgebaut wird. Denn Industrieprodukti-
on, Verarbeitung und Weiterverarbeitung ziehen
Ladung. Ein Drittel des Umschlags des Hamburger
Hafens heute ist Ladung, die im Hafen weiterverar-
beitet wird. Deswegen ist es richtig und sinnvaoll,
dass die Flachen, die laut Frank Horch dahin ge-
hend ausgewiesen sind, dass Produktion weiterhin
im Hafen stattfindet, ausgebaut werden und da-
durch Beschéftigung gesichert wird.

(Beifall bei der SPD)

Die dritte Saule: Um den maritimen Standort gibt
es ein ganzes Bundel von Dienstleistern. Das sind
die Schiffsmakler — Hamburg ist weltweit fiihrender
Standort fur Schiffsmakler —, das sind die Zertifizie-
rungsbetriebe, Rechts- und Steuerberatung, Aus-
und Weiterbildung, Forschung und Entwicklung
— es gibt gute Erfolge mit dem Deutschen Mariti-
men Forschungszentrum und dem Zentrum fir
MARE Logistik —, sowie natirlich das Thema Fi-
nanzierung. Auch hier qilt es, stetig daran zu arbei-
ten. Deswegen bin ich froh, dass es Initiativen da-
fur gibt, dass in Hamburg die Schiffsfinanzierungen
langfristig erhalten werden. Dariber laufen die Ge-
sprache, und es ist gut, dass Hamburg diesen Teil
langfristig perspektivisch behalt.

(Beifall bei Wolfgang Rose SPD)

Die letzte Saule, der vierte Punkt, ist das Thema
AuRenhandel. Hamburg ist gefordert — und das
war in der Geschichte auch schon so —, standig
neue Umschlagsgebiete zu erschlief’en. Deswe-
gen ist es so wichtig, dass der Senat fortlaufend
Gesprache fihrt. Wenn der Blirgermeister sich mit
dem Vorstandsvorsitzenden von VW ftrifft, ist es
naturlich auch Teil dieses Gesprachs, ob nicht wei-
tere Autoverladungen Uber den Hamburger Hafen
abgewickelt werden kdénnen. Deswegen sind sol-
che Gesprache sehr wertvoll.

(Beifall bei der SPD und bei Michael Kruse
FDP und Dr. Anjes Tjarks GRUNE)

Abschlielend: Hamburg feiert in diesem Jahr sei-
nen 828. Hafengeburtstag. Uber Jahrhunderte ist
die Wettbewerbsfahigkeit des Hamburger Hafens
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immer weiter fortentwickelt worden und musste
sich unter Beweis stellen. Die Fahrrinnenanpas-
sung ist nun die zentrale MalRnahme in dieser Epo-
che, damit der Hafen auch weiterhin seine Wettbe-
werbsfahigkeit behalt. Deswegen ist es gut, dass
sie jetzt kommt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Muller
GRUNE - Zurufe von André Trepoll CDU
und Michael Kruse FDP)

Vizeprasidentin Antje Méller: Nun bekommt Herr
Niedmers von der CDU-Fraktion das Wort.

Ralf Niedmers CDU: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich bin nicht be-
kannt daflir, dass ich heimlich die "Siddeutsche
Zeitung" lese, aber wenn ich mir so anhoére, was
Herr Tjarks vorhin gesagt hat, als er die "Stddeut-
sche Zeitung" ins Spiel brachte, will ich einmal die
heutige Schlagzeile erlautern. Die "Slddeutsche
Zeitung" titelt heute:

"Hamburg muss sich die Schuld selbst zu-
schreiben. Es ist nicht das Problem der Um-
weltschitzer, dass ein Sumpfkraut Ham-
burgs wichtigstes Zukunftsprojekt, die Elb-
vertiefung, verzdgert. Verantwortlich sind die
Behdrden."

Es ist schon spannend, wie die "Siddeutsche Zei-
tung" die Lage einschatzt.

(Beifall bei der CDU)

Ich wirde Herrn Dr. Dressel empfehlen, eine Kon-
gruenz zwischen dem, was sein Erster Blrger-
meister sagt, und dem, was er hier zum Besten
gibt, herzustellen. Denn ich erinnere noch einmal
daran, dass der Birgermeister hier gesagt hat, fru-
hestens 2018/2019 kénne mit einer Ausschreibung
fur diese BaumaRnahme begonnen werden. Wer
ein bisschen etwas davon versteht, weil3, dass erst
ausgeschrieben, dann vielleicht beklagt, angefoch-
ten und irgendwann vergeben wird. Dann wird die
Ausfihrung geplant und es beginnen vielleicht ir-
gendwann einmal die Baggerarbeiten. Ich bin ge-
spannt, was die groRen Carrier jetzt im April 2017
bei ihren Linienfahrdiensten und Routen entschei-
den werden. Ich weil® nicht, ob Sie dann hier noch
so lustig in der Runde sitzen und zu Scherzen be-
reit sind.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Herr Dr. Dressel grof3e Spriiche zum Thema
Umweltschutzverbdnde und Verbandsklagerecht
macht und sagt, wir hatten das mit zu verantwor-
ten, dann maochte ich eines deutlich klarstellen: Die
Regierung Schroder Il hat ein Umwelt-Rechtsbe-
helfsgesetz eingefiihrt, das eine erweiterte Ver-
eins- und Verbandsklage vorsieht. Genau das ist
das Problem, das jetzt diese Folgewirkung hat flr
eines der wichtigsten ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Niedmers, gestatten Sie eine Zwischenfrage
von Herrn Dr. Dressel?

Ralf Niedmers CDU: Ich wirde jetzt gern mit mei-
ner Rede fortfahren.

Vizeprasidentin Antje Méoller: Bitte fahren Sie
fort.

(Zuruf von Hansjérg Schmidt SPD)

Ralf Niedmers CDU (fortfahrend): — Einfach locker
bleiben und zuhdéren.

Ich mdchte deshalb jetzt erst einmal weiter in die
Analyse einsteigen. Woran ist die zeitnahe Umset-
zung der Fahrrinnenanpassung am 9. Februar
2017 erneut vor dem Bundesverwaltungsgericht
gescheitert? Zu benennen sind zwei Kernpunkte:
erstens handwerkliche Fehler des rot-grinen Se-
nats und zweitens gesetzliche Hemmnisse und
Hurden. Was nun die handwerklichen Fehler des
rot-griinen Senats angeht, stellt sich die Frage,
warum die Fachbehdrden zum Beispiel nicht in der
Lage waren, ausreichende Eingriffsausgleichsfla-
chen bereitzustellen beziehungsweise diese Unter-
lagen nachzuliefern und ins Verfahren einzubrin-
gen. Dann hétte man bei sorgfaltiger Prifung er-
kennen konnen, dass man die Malihahme Spa-
denlander Busch, Kreetslag als Koharenzmafnah-
me gar nicht in Betracht hatte ziehen dirfen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Kreetsand!)

Insoweit stellt sich die Frage, ob man den Erfolg
Hamburgs gemeinsam gar nicht konnte oder woll-
te. Fur die umweltplanerischen Belange ist die Be-
hérde fir Umwelt und Energie zustandig, deren
Prases Herr Kerstan bekanntlich erklarter Elbver-
tiefungsgegner ist. Welche Fachbeitrége in welcher
Qualitat hat seine Behdrde geliefert? Das wollen
wir wissen und klaren. Das sind sehr viele span-
nende Fragen, zu denen wir heute vonseiten des
Senats gar nichts gehdrt haben. Auf diese Fragen
erwarten wir aber am kommenden Dienstag in der
Sitzung des Wirtschaftsausschusses — dort steht
eine Selbstbefassung auf der Tagesordnung -
ausfuhrliche und klare Antworten. Und ich flge hin-
zu: Sollten wir hier nicht ausfihrlich auf unsere
Fragen Antworten erhalten, behalten wir uns weite-
re MaRnahmen vor.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das klingt jetzt ja
richtig bedrohlich!)

Parlamentarische MalRnahmen sind erlaubt.
(Beifall bei der CDU)

Was nun die gesetzlichen Hemmnisse und Hiirden
angeht, mochte ich zunachst auf etwas hinweisen,
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was der vorsitzende Richter sinngemall geauliert
hat, nachdem ein GroRteil der anwesenden Perso-
nen den Gerichtssaal bereits verlassen hatte, es
war also nur noch eine kleine Gruppe von Men-
schen dort. Da ist sinngemall Folgendes gesagt
worden: Mit der Vogelschutzrichtlinie und der Habi-
tatschutzrichtlinie hat der EuGH ein strenges
Schutzregime errichtet. Diese Strenge manifestiert
sich insbesondere in dem vom EuGH aufgestellten
Rechtssatz, dass jeder Zweifel an der Vertraglich-
keit eines Vorhabens mit den Erhaltungszielen des
jeweiligen Gebietes zulasten des Vorhabens geht.
In diesem rigiden Mal3stab liegt die eigentliche Ur-
sache dafir, dass Uberlegungen zum Erhaltungs-
zustand und zur Betroffenheit gefahrdeter Tier-
und Pflanzenarten Fachplanungsverfahren derartig
dominieren.

Diese Analyse sollte uns allen wirklich zu denken
geben. Der Erste Burgermeister, der sich unterhalt
und den das wahrscheinlich gerade nicht so inter-
essiert, hat aus Sicht der CDU nun drei besondere
politische Managementaufgaben, an denen er sich
messen lassen muss.

Erstens: Der Stiftungszweck der Stiftung Lebens-
raum Elbe ist offensichtlich nicht aufgegangen und
muss neu definiert werden. Ziel dieser Anderung
sollte es unter anderem sein, dass die Stiftung
kiinftig ausschlieBlich die vorgegebenen Sowieso-
MaRnahmen gemall EU-Wasserrahmenrichtlinie
durchzufihren hat. Die Stiftung soll sich dabei kei-
ne neuen eigenen Projekte mehr aussuchen kén-
nen, sondern sich auf ihre urspringliche Aufgabe
konzentrieren. Diese MaRnahme — das kann ja der
Erste Blrgermeister einmal unter Beweis stellen —
kann er sehr schnell umsetzen, wenn er es denn
will. Wir wollen sehen, ob er es schafft.

Zweitens: Auch die gesetzlichen Hemmnisse und
Hindernisse, die wir besprochen haben, missen
verandert werden. Ich bin gespannt darauf, in wel-
chem Umfang sich der Birgermeister an Geset-
zesinitiativen zur Modifizierung des Umweltrechts
und des Verbandsklagerechts beteiligen, ja sie so-
gar fordern wird, und wie er dabei mit seinem gru-
nen Koalitionspartner umgehen und diesen einfan-
gen wird.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wie waren denn
da eure Vorschlage? Wann kommen eure
Vorschlage in Berlin?)

— Wir stehen da an eurer Seite.
(Heiterkeit bei der SPD)

Drittens: Der Burgermeister muss in den kommen-
den Wochen — und das ist der wichtigste Punkt —
den Beweis dafiir antreten, dass sein politisches
Netzwerk tatsachlich so gut ist, wie er es hier im-
mer sagt. Mit seinem sozialdemokratischen Minis-
terprasidentenkollegen Weil muss er jetzt schnell
einen Weg finden, damit das Land Niedersachsen
bei den fir die Durchfiihrung der Ausgleichsmal3-

nahmen dringend bendtigten Bereitstellungen an
Ausgleichsflachen tatsachlich vollumfanglich mit-
zieht.

(Beifall bei der CDU)

Herr Blrgermeister, die Hamburger Wirtschaft hat
bei lhnen Fihrung bestellt. Sie haben bislang nicht
geliefert. Tun Sie jetzt endlich lhre Pflicht und lie-
fern Sie.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Maller: Herr Dr. Tjarks von
der GRUNEN Fraktion bekommt nun das Wort.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Es gibt in dieser Debatte
nur noch Weniges zu sagen. Ich mdchte auf Frau
Suding eingehen, deren Vorwurf war, der Birger-
meister sei zu viel in Berlin, um Hamburgs Interes-
sen voranzutreiben. Frau Suding, dariber, wer
mental schon in Berlin ist, wollen wir hier nicht re-
den. Aber der Blrgermeister hatte dort Aufgaben
und Sie haben vielleicht erst kommende Aufgaben
in dieser Stadt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Mi-
chael Kruse FDP: Kommt demnéchst!)

Was die GRUNEN und den Koalitionsvertrag an-
geht, also die Formulierung, die Sie beanstanden,
namlich dass wir uns Uber die Elbvertiefung uneins
sind, ist Gbrigens eine wortliche Formulierung aus
dem schwarz-grinen Koalitionsvertrag von 2008.
Mit lhnen werden wir zum Gllck nie in die Verle-
genheit kommen, in dieser Stadt einen weiteren
Koalitionsvertrag abzuschlieflen; aber auch dann
wilrde sich diese Formulierung darin wahrschein-
lich wiederfinden. Ich méchte ausdriicklich sagen,
dass ich zu den Nachbesserungen im Urteil gesagt
habe, dass diese maglich sind und wir sie jetzt um-
setzen werden. Ende der Durchsage.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Herr Niedmers, ich finde |hre Ausfihrungen zum
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz schon etwas putzig.
Da fihrt also die Regierung Fischer-Schroder die-
ses Gesetz ein.

(Karin Prien CDU: Das macht es ja nicht
besser, Herr Tjarks!)

Ich habe lhnen auch schon einmal erklart, warum
man das macht, weil namlich die Natur in der Sa-
che gar nicht klagen kann. Dass irgendjemand auf
die Einhaltung der Gesetze in unserem Land
besteht, ist das Normalmal® eines Rechtsstaats.
Aber wenn Sie das ablehnen, was Sie, Herr Nied-
mers, auch tun kdnnen, dann hatten Sie einmal sa-
gen mussen, dass es danach eine schwarze und
eine gelbe Bundesregierung gab, die vier Jahre
lang das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz nicht abge-
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schafft hat. Wenn Sie jetzt herumweinen, dann
sind das nur Krokodilstranen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn Sie dann weiter anklindigen, man habe jetzt
eine Selbstbefassung — die haben wir lbrigens im
Wirtschaftsausschuss alle gemeinsam, ich glaube,
innerhalb von zehn Minuten per E-Mail beschlos-
sen, weil das in der Sache richtig ist —, dann freue
ich mich auf lhre gewohnt harten Fragestellungen
im Ausschuss, die wir Ihnen alle beantworten wer-
den. Und wenn Sie die Antworten dann nicht ver-
standen haben, kénnen Sie ja weitere MalRnahmen
ergreifen, zum Beispiel das Schreiben einer Klei-
nen Anfrage.

Wir haben in Bezug auf den Hamburger Hafen
heute die Zahlen vorgetragen bekommen. Der
Hamburger Hafen — der Kollege Seeler sagte es —
wird dieses Jahr 828 Jahre alt. Wir missen fest-
stellen, dass er gerade das drittbeste Jahr seiner
Geschichte hinter sich hat, und insofern kdnnen wir
alle sagen, dass wir mit dem Hamburger Hafen auf
einem guten Weg sind. Wir brauchen diesen Akti-
onsplan der CDU nicht, der in der Sache zusam-
mengefasst bedeutet, weiterhin noch mehr das zu
subventionieren, was schon nicht so schlecht sub-
ventioniert ist. Man kann auch Unternehmen sub-
ventionieren — das finde ich in der Sache sogar
haufig richtig —, es aber ohne Sinn und Verstand
zu tun, fGhrt uns ins finanzpolitische und auch ha-
fenpolitische Nirwana. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Nun bekommt Herr
Jersch von der Fraktion DIE LINKE das Wort.

(Arno Munster SPD: Na, der war ja wirklich
noch nicht im Hafen!)

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Es war spannend, was
man hier gehdrt hat, insbesondere die Ausfuhrun-
gen des Burgermeisters und des Wirtschaftssena-
tors. Wenn der Birgermeister Land in Sicht sieht,
dann, glaube ich, ist es eher die Wand, gegen die
diese Regierungskoalition mit ihrer Hafen- und
Okologiepolitik rennt.

(Beifall bei der LINKEN und bei Michael Kru-
se FDP)

Ich konnte kein wirklich tiefes Einsehen in 6kologi-
sche Zusammenhange erkennen und habe das
Geflihl, dass hier ein véllig unzureichendes Ver-
sténdnis jenseits der Wirtschaftspolitik des Hafens
vorliegt.

(Beifall bei Heike Sudmann DIE LINKE)

Wenn dieser Senat, auch im Rahmen von G20,
sich gern damit schmiicken mdchte, Gber die Su-
stainable Development Goals zu reden, dann kann

ich dazu nur sagen, allein finf davon werden mit
dieser Politik wirklich gefahrdet.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das war gestern,
Herr Jersch! Elbvertiefung ist dran!)

Das heifdt, bei jeder der Veranstaltungen zu den
Sustainable Development Goals kann dieser Senat
sich eigentlich nur noch in die Ecke stellen und
schamen flr das, was er hier umwelttechnisch an-
richtet.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir reden Uber Wirtschaftswachstum, ohne 6kolo-
gischen Schaden anzurichten.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die Arbeitsplatze
interessieren euch nicht mehr als LINKE!)

Ich glaube, die Frage ist schon beantwortet: Dafir
ist keine dieser MalRnahmen wirklich geeignet. Wir
reden Uber Stadte, die nachhaltig gemacht werden
sollen. Der Hafen ist Teil der Stadt und nicht, wie
man manchem hier entnehmen konnte, die Stadt
Teil des Hafens. Das missen wir uns klarmachen.

(Beifall bei der LINKEN)

Der nachhaltige Konsum und die nachhaltige Pro-
duktion sind nicht wirklich erfillt, auch nicht die
Biodiversitat, die Sie immer wieder in Nebensatzen
angefiihrt haben. Aber letztendlich wird irgend-
wann natlrlich auch der Schierlings-Wasserfen-
chel Ihre Halbsatze nicht mehr Uberleben. Darauf
lauft lhre Politik hinaus. Schlimm in diesem Zusam-
menhang finde ich, dass die Partnerschaft fur die
Nachhaltigkeitsziele der UN hier wirklich nicht
mehr gewahrleistet ist. Ich fordere die Regierungs-
koalition auf, das heutige Angebot der Umweltver-
bande und die Hand, die ihnen zum Gesprach hin-
gestreckt worden ist, anzunehmen.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Wir haben sie gehalten!)

Manches finde ich wirklich abenteuerlich, insbe-
sondere auch die CO»-Bilanz des Kollegen Dres-
sel, die er hier zum Besten gegeben hat. Ich glau-
be, sie halt einer wirklichen Uberpriifung nicht
stand.

(Beifall bei der LINKEN)

Und um noch einmal auf das "Land in Sicht" des
Blrgermeisters in Verbindung mit den Aussagen
des Weiter-so einzugehen: Wenn man das Land
sieht und weiterhin diesen Kurs nimmt, sollte man
vielleicht abbremsen, um keinen Schiffbruch zu ris-
kieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Letztendlich ist der Weg dieser Politik des Senats
gesaumt von unwiderruflich geschadigter Umwelt,
von Missachtung der Wasserrahmenrichtlinie.
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(Arno Munster SPD: Das stimmt doch alles
nicht, was Sie erzahlen! Sie missen sich
mal informieren!)

— Letztendlich ist es ein Ausblick auf eine fulminant
gescheiterte Hafen- und Umweltpolitik in dieser
Freien und Hansestadt Hamburg, Herr Kollege. Sie
brauchen nicht so laut zu werden. Ich habe das Mi-
kro, ich bin lauter.

(Beifall bei der LINKEN — Wolfgang Rose
SPD: Mannomann!)

Uns kommt es jetzt darauf an — und ich sehe noch
nicht, dass wir ohne Prozesse weiterkommen —,
dass wir die Nachbesserungen, die dieser Senat
wieder wahrscheinlich nicht vollstdndig vorlegen
wird, genau monitoren und aufpassen miussen,
dass die Umweltauflagen auch wirklich erfullt wer-
den. Denn angesichts der Politik dieses Struktur-
verweigerungssenats, die es ja letztlich ist, und
wenn man den Kollegen Seeler mit seiner Drei-Me-
ter-Fahrrinnenanpassung hért, sollten wir die Kir-
che im Dorf lassen und uns Uber geschichtliche
Perspektiven unterhalten.

(Kazim Abaci SPD: Genau!)

Wir sind heute weiter, als wir es damals waren. Um
genau das zu berilcksichtigen, haben wir die Um-
weltverbande, haben wir das Verbandsklagerecht,
und das gilt es zu verteidigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Nebensatzdkologie, die immer wieder von der
Regierungskoalition, insbesondere von der SPD,
vertreten wird, macht Angst hinsichtlich unserer
Umwelt und der Umwelt der Elbanrainer. Insofern
war das, was ich heute von Regierungsseite gehort
habe, eine herbe Enttduschung. Es wird noch viele
Auseinandersetzungen fir die Okologie geben, ge-
gen die SPD. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN — Wolfgang Rose
SPD: Na, dann bin ich ja wieder richtig auf-
gestellt!)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Kruse von der
FDP-Fraktion bekommt nun das Wort.

Michael Kruse FDP: Ich wirde gern auf das The-
ma zuriickkommen. Ich kann nicht nachvollziehen,
dass Herr Jersch gesagt hat, es werde hier Neben-
satzokologie betrieben. Nein, das ist nicht unser
Problem, sondern unser Problem ist doch, dass in
dem Verhaltnis Okologie auf der einen Seite und
Okonomie auf der anderen Seite etwas aus den
Fugen geraten ist. Man kann doch feststellen, dass
in dieser Stadt alle méglichen MaRnahmen, die da-
fur da waren, genau das abzufedern, was wir so
dringend brauchen, namlich die Fahrrinnenanpas-
sung, mittlerweile erfolgt sind, zum Beispiel die
Stiftung Lebensraum Elbe, zum Beispiel gestiege-
ne Zufiihrungen an die Stiftung Lebensraum Elbe,

aber auch an die Stiftung Wattenmeer. Wir kénnen
feststellen, dass das alles schon gemacht wird: Die
Stiftung Lebensraum Elbe erhielt in den vergange-
nen Jahren 50 Prozent mehr Zuflihrungen aus
dem Hafengeld, fur die Stiftung Wattenmeer wur-
den in den letzten Jahren die Zufihrungen verfinf-
facht. Nur eines fehlt, namlich die Fahrrinnenan-
passung. Da muss man doch sagen, dass in die-
sem Verhaltnis grundsatzlich etwas nicht stimmt.
Selbstverstandlich hangt das auch damit zusam-
men, dass die Umweltverbande die Moglichkeit be-
kommen haben, Klagen einzureichen, und dass
der Senat und auch der schwarz-griine Vorganger-
senat und wiederum auch der SPD-Vorgangerse-
nat es nicht vermocht haben, den Umweltverban-
den zu sagen, okay, ihr bekommt etwas und dafir
wollen wir aber auch etwas. Genau das ist nicht
geschehen. Wir kénnen feststellen, dass die Kas-
sen von Umweltverbanden, Stiftungen und behérd-
lichem Umweltschutz noch nie so prall gefillt wa-
ren. Aber der Wohlstand, auf dem das Ganze ba-
sieren sollte, wird zusehends abgewdirgt, weil die
Fahrrinnenanpassung immer noch nicht kommt.

(Beifall bei der FDP und bei Ralf Niedmers
CDU)

Man muss leider auch feststellen, dass die Um-
weltverbande Uber das Ziel hinausschieRen. In der
Satzung des BUND heildt es, sie setzten sich fiur
die Erhaltung menschenwirdiger Umwelt ein. Ja,
aber zu dieser menschenwirdigen Umwelt zahlen
doch auch die Arbeitsplatze. Da ist doch etwas aus
der Balance geraten. Auf der einen Seite haben
wir 150 000 Arbeitsplatze, von denen wahrschein-
lich 300 000 Menschen abhangig sind, und Unter-
nehmen, die sich in der Krise befinden, und auf der
anderen Seite haben wir den Schierlings-Wasser-
fenchel. Es ist etwas aus der Balance geraten, und
deswegen missen wir das geraderticken und an
das Verbandsklagerecht herangehen. Ich finde es
ja schon gut, dass auch aus den grof3en Fraktio-
nen mittlerweile Zustimmung dafir kommt, dass
wir an dieses Verbandsklagerecht herangehen,
denn das war ein teurer Irrweg, und deswegen
mussen wir es grundsatzlich reformieren. Ja, das
missen wir auf Bundesebene tun und werden es
dann im September auch auf Bundesebene unter-
stutzen.

(Beifall bei der FDP)

Aber die Frage vor Gericht war ja eine andere.
Heute konnten wir feststellen, dass Herr Scholz
nicht nur den Charme einer Wiedervorlagemappe
hat, nein, er ist die personifizierte Wiedervorlage-
mappe. Endlich haben wir Rechtssicherheit, hat er
in seinen Regierungserklarungen schon 2011 und
2014 zur Fahrrinnenanpassung erklart. Das haben
Sie doch damals schon erzahlt. An ein Zitat kann
ich mich besonders gut erinnern:

"Der Hamburger Senat hat alles getan und
wird alles tun, um eine Realisierung der
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Fahrrinnenanpassung so schnell wie noch
moglich zu erreichen."

Wir kénnen feststellen, dass genau das nicht ge-
schehen ist.

(Dr. Christel Oldenburg SPD: Das stimmt
doch gar nicht!)

Zumindest die Befiirworter der Fahrrinnenanpas-
sung haben gehofft, dass in der vergangenen Wo-
che ein positives Urteil gefallt wird. Das ist nicht
geschehen. Woran liegt das? Es liegt daran, dass
Ihr Burgermeister Olaf Scholz die Prioritaten in die-
ser Stadt vdllig falsch setzt.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben diese Woche erfahren, dass 80 Perso-
nen in dieser Stadt damit beschéftigt sind, diejeni-
gen, die kein glltiges Parkticket mehr haben, ab-
zuzetteln. 80 Personen laufen durch diese Stadt
und zetteln ab. 15 Personen planen die Fahrrin-
nenanpassung. Das ist die Schwerpunktsetzung,
die wir lhrem Senat zu verdanken haben, und das
Ergebnis ist ein Organisationsversagen, das bei Ih-
rem Burgermeister Olaf Scholz liegt.

(Beifall bei der FDP)

Und dann wird es richtig peinlich: Die Vorhaltungen
des Gerichts von 2014 lesen sich exakt so wie die
Vorhaltungen von Anfang 2017. Im Hinweisbe-
schluss von 2014 heil’t es — ich zitiere —:

"Den Planfeststellungsbeschlissen kann
[...] nicht enthommen werden, dass [...] die
festgelegten  Koharenzsicherungsmalfinah-
men Uber die [...] festzulegenden Standard-
mafRnahmen hinausgehen."

Vergleichen Sie das einmal mit den Satzen aus der
Pressemitteilung des Gerichts von letzter Woche,
dann werden Sie feststellen, dass lhr Senat zwei-
einhalb Jahre bei diesem Thema gepennt hat und
wir deswegen die Fahrrinnenanpassung jetzt nicht
bekommen.

(Beifall bei der FDP)

Und es geht noch weiter: Sie Uberlassen die wichti-
ge Fuhrung in diesem Projekt einer Behorde mit ei-
nem Staatssekretar Ferlemann, der in Cuxhaven
als Kreistagsabgeordneter gegen die Fahrrinnen-
anpassung stimmt, nur um dann am nachsten Tag
zu erklaren, kein Problem, er kdnne das innerlich
voneinander trennen, in Cuxhaven stimme er da-
gegen, in Berlin arbeite er daran. Dem haben Sie
den Lead in diesem Projekt tUberlassen und wir be-
kommen die Fahrrinnenanpassung nicht,

(Arno Minster SPD: Das ist Bullshit!)

weil wir gravierende Schwachen in den Unterlagen
fur die Planfeststellung haben.

(Arno Miinster SPD: Das stimmt doch gar
nicht!)

Auch das haben Sie zu verantworten.
(Beifall bei der FDP)

Dann redet Herr Tjarks hier darlber, wie toll die
Vereinbarung sei, unseren Schlick zur Tonne E3
zu verbringen. Da kann ich echt nur mide lacheln.
Herr Albig erklart auf dem Neujahrsempfang der
SPD-Burgerschaftsfraktion, dass man jetzt also
wirklich keine faulen Deals mehr miteinander ma-
chen mdchte. Wir miissen uns fragen, wieso es
nur kurz vor der Wahl und nicht im letzten Jahr
modglich war, keine faulen Deals miteinander zu
machen. Warum miuissen wir erst auf den Wahl-
kampf warten, damit wir gute Deals bekommen?
Ihr Wirtschaftsminister Meyer aus Schleswig-Hol-
stein sagte letztes Jahr beim UVNord, na ja, ihr
wolltet bei uns vor der Kiste Schlick verbringen,
wir wollten dafiir ein paar Schilerinnen und Schi-
ler mehr auf eure Schulen schicken, deswegen ha-
ben wir einen Kuhhandel gemacht. Herzlichen
Gluckwunsch. Hoéren Sie endlich auf mit diesen
Kuhhandeln, regieren Sie endlich vernlnftig, stim-
men Sie sich mit den norddeutschen Landesregie-
rungen ab, dann hatten wir dieses Projekt schon,
weil wir dann die entsprechenden Flachen bereits
identifiziert hatten. Herr Tjarks, wenn Sie unser
Wahlprogramm zitieren, nur um zu sagen, man
solle hier kein parteipolitisches Klein-Klein ma-
chen, dann halte ich das flr wirklich grotesk. Es ist
bezeichnend, dass Herr Tjarks jetzt nicht mehr im
Saal ist; offensichtlich ist ihm das Thema nicht so
wichtig. Er hat sich auch heute wieder nicht dazu
erklart, dass er gern die Fahrrinnenanpassung ha-
ben méchte.

Sie haben dieses Gemurkse der letzten zweiein-
halb Jahre zu verantworten. Daran sind nicht ein-
mal die GRUNEN schuld. Das hat die SPD-geleite-
te Behoérde zu verantworten. Jetzt erklaren Sie mir
einmal bitte — dazu hat keiner der Redner der Re-
gierungskoalition auch nur im Ansatz etwas ge-
sagt —, warum wir darauf vertrauen sollten, dass
dieser Senator Horch es in den nachsten zwei Jah-
ren tatsachlich hinkriegt. Sie alle hatten diese Hin-
weise im Jahr 2014. Wie viele Jahre wollen Sie
sich denn noch geben? Irgendwann wird die Fahr-
rinnenanpassung keinen Nutzen mehr bringen,
weil sie zu spat kommt. Diese Verzdgerung haben
Sie zu verantworten.

(Beifall bei der FDP)

Herr Seeler, Sie sagen, Sie verstiinden das alles
gar nicht, der Hafen habe doch im letzten Jahr
1 Prozent Umschlagswachstum verzeichnet. Da
kann man nur sagen, herzlichen Glickwunsch. Wir
hatten ein Minus von 10 Prozent im Jahr 2015, die
Sie natirlich nicht erwdhnen, sondern Sie sagen,
es gebe doch keine Krise, der Hafen habe doch
2016 ein Umschlagswachstum von 1 Prozent zu
verzeichnen. Herr Seeler, 10 Prozent minus, 1 Pro-
zent plus, das macht 9 Prozent minus in lhrer Re-
gierungszeit. Das ist die Bilanz fur den Hafenum-
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schlag in Hamburg, die zeigt, dass die Hafenpolitik
bei Ihnen nicht in guten Handen ist.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)

Ich prophezeie heute, dass dieser Blrgermeister
und dieser Wirtschaftssenator nicht mehr erleben
werden, dass die Fahrrinnenanpassung wahrend
ihrer Amtszeit fertiggestellt wird. Das wird in dieser
Legislaturperiode Uberhaupt nicht mehr mdglich
sein. Ja, da lacht Herr Kerstan nur. Er weil}, dass
ich recht habe, und freut sich darlber.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)

Heute vor zwei Jahren war Burgerschaftswahl.
Was haben wir seitdem erlebt und werden wir noch
erleben? 2015 Scheitern von Olympia, 2016
Flichtlingskrise, die Sie immer noch nicht im Griff
haben, 2017 herber Rickschlag bei der Elbvertie-
fung, 2018 ist fir die HSH Nordbank und das sich
dort anbahnende Desaster gebucht. Herr Scholz,
Sie sind der personifizierte Riickschlag fiir diese
Stadt. In lhrer Verantwortung enden jede Menge
groler Projekte im Desaster, aber es fangen keine
groBen Projekte an. Ich bin gespannt, was wir ir-
gendwann einmal unseren Kindern erzahlen wer-
den, wenn sie fragen, was getan wurde, als es um
die Zukunft der Wirtschaft in dieser Stadt ging.
Dann werden sie uns vorwerfen: |Ihr habt nur er-
zahlt, dass das alles noch in Ordnung ist und der
Schierlings-Wasserfenchel hier genligend Freirau-
me bekommt, anstatt die Probleme dieser Stadt zu
I6sen.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos)

Nein, die Zukunft dieser Stadt ist bei Rot-Griin und
bei Olaf Scholz nicht in guten Handen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Frau Oelschlager
von der AfD-Fraktion bekommt nun das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Inklusi-
on kann sinnvoll sein und funktionieren. Auch der
Schierlings-Wasserfenchel und ein moderner zu-
kunftsfahiger Hafen missen kein Widerspruch
sein. Ideen und Ansatze hierzu gab es bereits zu-
hauf, zum Beispiel die schon im Planfeststellungs-
verfahren geplanten SchutzmafRnahmen im Zollen-
spieker Vorland ebenso wie die ins Spiel gebrach-
ten MalRnahmen im Bereich des Alten Moorburger
Hafens in Overwerder am Oberhaken oder an der
Spadenlander Spitze. Ideen gab es also. Proble-
matisch wurde es bei der fachlichen Umsetzung
ebenso wie bei der rechtlichen Bewertung. Dass
die vermeintliche Ausgleichsflache Kreetsand nicht

mehr infrage kommt, haben die Stadt und der Se-
nat sich erstens selbst zuzuschreiben und hétte
zweitens fruhzeitig erkannt werden mussen. Tat-
sachliche Probleme beim Erhalt des Schierlings
gibt es im Ubrigen nicht. Die Samen lassen sich
sammeln und sind bis zu 30 Jahre keimfahig. Neue
Populationen kdnnen also durchaus gezogen und
auch an anderen Orten angesiedelt werden. Wah-
rend diese Pflanze, die nur bei uns vorkommt, spe-
zialisiert ist auf die StRwasserbereiche der Tideel-
be, so sollte sich doch zwischen Geesthacht und
Gluckstadt noch ein Platzchen zur geschitzten An-
pflanzung finden lassen, und zwar auf rechtlich
noch nicht vorbelasteten Flachen. Da drangt sich
nun der Eindruck auf, dass der letzte politische
Wille gefehlt hat, alles zu tun, um die Elbvertiefung
rechtssicher zu planen.

Die spatere Ausgliederung der Umweltbehérde aus
der ehemaligen Behorde fur Stadtentwicklung und
Umwelt hat ihren Teil dazu beigetragen. Ganzheit-
liches, im besten Sinne nachhaltiges Denken ist
dieser Behorde fremd. Da ich lhre Fachkenntnisse
schatze, Herr Senator Kerstan, und sehe, was
trotzdem aus Ihrer Behérde kommt, oder, wenn es
um konkrete Vorschlage zur Rettung der Elbvertie-
fung geht, hatte kommen mussen, aber nicht kam,
dann stelle ich fest, dass es bei diesem Senat we-
niger das Nicht-Konnen als offensichtlich das
Nicht-Wollen ist. Wenn Sie den Hafen nicht weiter-
entwickeln wollen, dann sagen Sie es uns einfach.
Berlcksichtigen Sie dabei bitte auch gleich die
Auswirkungen, die das auf die stadtischen Unter-
nehmen im Hafen, namentlich die HHLA, und auf
die vom Hafen abhéngigen Arbeitsplatze haben
wird. Schieben Sie den Schwarzen Peter nicht
dem Bundesverwaltungsgericht zu, das kaum an-
ders entscheiden konnte, und erst recht nicht dem
Schierlings-Wasserfenchel. Es erfordert bei all den
Flachen, die bereits fir Ausgleich reserviert sind,
naturlich etwas mehr Fantasie, etwas mehr Pla-
nung, etwas mehr Genauigkeit, eine seltene Pflan-
ze einerseits zu erhalten, weil sie erhaltenswert ist,
und andererseits die Wettbewerbsfahigkeit des Ha-
fenstandorts Hamburg nicht aus ideologischen
Griinden aufs Spiel zu setzen. Auch der Hambur-
ger Hafen als moderner Logistikstandort ist erhal-
tenswert. Ich habe das Gefuhl, dies insbesondere
fur die grinen Damen und Herren betonen zu mis-
sen. Hafen- und Artenschutz, das geht, und das
sogar in einengenden EU-Richtlinien. Es scheint
wohl nicht in diesem rot-grinen Senat zu gehen.
Bitte beweisen Sie, dass ich mit dieser Einschat-
zung falsch liege. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Méller: Meine Damen und
Herren, weitere Wortmeldungen sehe ich nicht.
Damit haben wir eine fast dreistiindige Beratung
zur Regierungserklarung beendet.
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Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 4, Druck-
sache 21/2316: Wahl einer oder eines Deputierten
der Behdrde fir Schule und Berufsbildung, in die-
sem Fall Wahl eines Deputierten.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Schule und Berufsbildung

— Drs 21/2316 -]

Der Stimmzettel fiir diese Wahl liegt lhnen vor. Er
enthalt je ein Feld fur Zustimmung, Ablehnung und
Enthaltung. Ich bitte Sie nun, den Stimmzettel nur
mit einem Kreuz zu versehen. Stimmzettel, die den
Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen
lassen oder Zusatze enthalten, sind ungultig. Auch
unausgefillite Stimmzettel gelten als ungultig. Bitte
nehmen Sie nun lhre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die Schriftflihrungen nun bitten, mit dem
Einsammeln der Stimmzettel zu beginnen.

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Das
scheint der Fall zu sein. Damit schlief3e ich die
Wahlhandlung. Das Wahlergebnis wird gleich er-
mittelt und im Laufe der Sitzung bekannt gemacht.**

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 22, Druck-
sache 21/7606 in der Neufassung, Antrag der
Fraktion DIE LINKE: Offentliche Infrastruktur aus-
weiten: WLAN breiter anbieten.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Offentliche Infrastruktur ausweiten: WLAN brei-
ter anbieten

— Drs 21/7606 Neufassung -]

Diese Drucksache mochte die AfD-Fraktion an den
Stadtentwicklungsausschuss Uberweisen.

Wer wiinscht dazu das Wort? — Herr Jersch von
der Fraktion DIE LINKE, Sie bekommen es.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich beginne mit einem
Zitat aus der Koalitionsvereinbarung:

"Offentliche WLAN-Angebote sind Teil der
digitalen Infrastruktur groRer Stadte. Der Se-
nat hat daher ein groRes Interesse daran,
offentliche und o6ffentlich geteilte Netze aus-
zubauen."

Angesichts der Jahreszeit, in der wir uns befinden,
ware es angebracht, jetzt einen Tusch und danach
den Narhalla-Marsch zu spielen. Dabei besteht

**Das Wahlergebnis ist auf Seite 3771 zu finden.

durchaus Einigkeit dartiber, dass der digitale Wan-
del kommt und geférdert werden muss, dass es ei-
ne Teilhabe geben und der Internetzugang fir alle
Hamburgerinnen und Hamburger sichergestellt
werden muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber wie sieht letztendlich der Status in dieser
Stadt aus? Der Status in dieser Stadt ist eine Tou-
ristenbespielung von wenigen einzelnen Access
Points am Alstertor — man kann nur sagen, das Al-
stertérchen — oder am Kreuzfahrt-Terminal. Sechs
Bezirke in dieser Stadt haben sich in ihren Bezirks-
versammlungen bereits mit dem Thema o6ffentli-
ches WLAN beschéftigt. Das macht deutlich, dass
in unserer Stadt das Interesse daran sehr grof} ist
und nicht nur von irgendwelchen Nerds geteilt wird.
Mittlerweile wird die Digitalisierungsstrategie der
Freien und Hansestadt Hamburg von Stadten wie
Buxtehude oder Neu Wulmstorf Gberholt; von ih-
nen kann sich die Freie und Hansestadt Hamburg
einiges abschneiden. Wir missen das o6ffentliche
WLAN zu den Menschen bringen, zu den Hambur-
gerinnen und Hamburgern, anstatt es in irgendwel-
chen Drucksachen zu beerdigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir missen anerkennen, dass die Lebensweisen
in dieser Stadt sich andern, dass die Menschen
den offentlichen Raum immer mehr fir sich er-
obern, dass der Lebensschwerpunkt sich von den
Wohnungen auf die offentlichen Platze verlagert.
Wenn wir dem Rechnung tragen wollen, missen
wir naturlich eine entsprechende Infrastruktur in
unserer Stadt anbieten, wir missen den Wandel
des Angebots annehmen und die Digitalisierung in
diese Richtung treiben, das heil’t, sie breit aufstel-
len und fir das Leben tauglich machen. Wir brau-
chen das Angebot fir die Hamburgerinnen und
Hamburger, die in ihrer Stadt drauRen leben, dort
arbeiten und im Moment am mangelnden Digitali-
sierungsangebot in dieser Stadt leiden. Dafur brau-
chen wir die Kréfte in der Stadt, die die Ortskennt-
nisse haben

(Hansjorg Schmidt SPD: Sie offenbar ja
nicht!)

und sich mit diesem Thema bereits beschaftigt ha-
ben. Augenscheinlich ist der Senat nicht in der La-
ge, ein verninftiges Angebot auf die Reihe zu brin-
gen. Die Bezirke mussen hierzu mit ins Boot geholt
werden. Wir missen das offentliche WLAN-Ange-
bot, das wir de facto noch gar nicht haben, auch in
die Unterzentren unserer Stadt bringen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das heil3t aber auch, die Bezirke zu ertichtigen.
Die Bezirke sind seit Jahren ein Opfer der Sparpo-
litik des Senats, wie wir bereits an verschiedenen
Stellen thematisiert haben.
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(Dirk Kienscherf SPD: Stimmt doch gar
nicht!)

Das Know-how in dieser Stadt ist verlagert worden
und in den Bezirken Uberhaupt nicht mehr vorhan-
den. Wenn wir zu einem erfolgreichen Projekt kom-
men wollen, wenn wir das o6ffentliche WLAN zu
den Menschen in dieser Stadt bringen wollen,
dann missen wir ein bisschen Geld in die Hand
nehmen und fir eine entsprechende Organisation
sorgen, um ein entsprechendes Angebot machen
zu koénnen und vielleicht irgendwann einmal weiter
zu sein als Buxtehude oder Neu Wulmstorf.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sollten deshalb gemeinsam mit den Bezirken
und dem Know-how, das dort vorhanden ist, die ur-
banen Zentren Hamburgs dezentral versorgen,
denn im Moment sieht es doch so aus, als wiirden
wir in dieser Stadt nur 6ffentliches WLAN im Ange-
bot haben, wenn wir uns neben eines der Klohaus-
chen setzen,

(Michael Kruse FDP: Oder rein!)

die mittlerweile mit Access Points ausgestattet
werden sollen, oder wenn wir Bussen des HVV
hinterherrennen, die ein 6ffentliches WLAN anbie-
ten oder den ganzen Tag mit der S-Bahn herum-
fahren. Das kann nicht wirklich das Ziel der Ham-
burger Digitalisierungsstrategie sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich werbe fir eine Zustimmung zu unserem An-
trag, damit wir endlich ein funktionsfahiges offentli-
ches WLAN in dieser Stadt und nicht nur funktions-
unféhige Absichtserklarungen haben. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Schmidt von
der SPD-Fraktion bekommt nun das Wort.

Hansjorg Schmidt SPD: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die Kolleginnen
und Kollegen von der LINKEN sind beim Thema
WLAN-Ausbau in Hamburg offenbar nicht ganz auf
der Héhe der Diskussionen und auch nicht wirklich
von Ortskenntnissen gepragt. Wenn man zum Bei-
spiel morgens am Osterbrookplatz in die Buslinie
112 einsteigt, kann man sich dort in das 6ffentliche
WLAN einloggen — das ist nicht das von der Hoch-
bahn —, und wenn man drinbleibt und in der Innen-
stadt aussteigt, ist man weiterhin drin. Warum das
so ist, liegt daran, dass die Burgerschaft in der
letzten Legislaturperiode einstimmig eine WLAN-
Strategie fur Hamburg beschlossen hat — einstim-
mig heit im Ubrigen, auch mit den Stimmen der
LINKEN, aber daran scheinen Sie sich nicht mehr
Zu erinnern.

Uber die Eckpunkte dieser Strategie klare ich Sie
noch einmal ein bisschen auf: Die Provider, die 6f-

fentliche WLAN-Angebote in Hamburg umsetzen
wollen, sollen unterstiitzt werden. Der Ausbau von
WLAN-Angeboten in Bussen und Bahnen und 6f-
fentlichen Dienststellen der Stadt soll vorangetrie-
ben werden. Die bundesrechtlichen Rahmenbedin-
gungen fir WLAN-Betreiber, Stichwort Stérerhaf-
tung, sollen verbessert werden. Zivilgesellschattli-
che Initiativen, wie zum Beispiel Freifunk als Part-
ner, sind beim Ausbau zu unterstiitzen. Das hat
die Burgerschaft in der letzten Legislaturperiode
einstimmig so beschlossen und das wird momen-
tan umgesetzt.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt kommt DIE LINKE mit einem Antrag um die
Ecke, der dieser Strategie vollkommen wider-
spricht. Sie fordern, die Stadt solle nun ein eigenes
bezirkliches WLAN einfiihren. Wir haben schon da-
mals gesagt, dass wir ein staatliches WLAN ableh-
nen und auf die Zusammenarbeit mit den Provi-
dern und den zivilgesellschaftlichen Akteuren set-
zen.

(Beifall bei der SPD — Zuruf: Postfaktisch! —
Vizeprasident Detlef Ehlebracht tGbernimmt
den Vorsitz.)

Ihr Antrag liest sich nach dem Motto, hey, WLAN
ist total modern, auch wir LINKE wollen bei diesem
Thema endlich einmal wieder vorkommen. Lassen
Sie mich den Stand der Dinge einmal aktuell zu-
sammenfassen. Wir haben in Hamburg mehrere
Netzbetreiber, die o6ffentliche kostenfreie WLAN-
Zugangspunkte anbieten. Die Telekom ist mittler-
weile bei Uber 500, Vodafone Kabel Deutschland
ist bei Uber 100, Freifunk hat mittlerweile fast
1 000 Knotenpunkte in Hamburg. Ein Wort vorab
zu Freifunk: Das ist auch ein Partner der Stadt
beim WLAN-Ausbau in den Flichtlingsunterkinf-
ten, woflr wir gerade Geld zur Verfligung gestellt
haben. Das ehrenamtliche Engagement von Frei-
funk ist beachtlich und deshalb an dieser Stelle
auch noch einmal der Dank von uns an die Freifun-
ker.

(Beifall bei der SPD)

Dann einmal zu MobyKlick: Auch da scheint DIE
LINKE nicht genau zu wissen, was das eigentlich
ist. MobyKlick ist kein Projekt der Stadt Hamburg,
sondern ein Angebot der Firma willy.tel GmbH. Es
macht Uberhaupt keinen Sinn, die Stadt aufzufor-
dern, dieses nun in den Bezirken auszurollen; das
ist nicht die Stadt, die das betreibt. Das Projekt
MobyKlick umfasst derzeit rund 100 Knotenpunkte
in Hamburg. Die Stadt ist als Partner aktiv, indem
sie kostenfrei stadtische Infrastruktur zur Verfi-
gung stellt. Dafiir hat sich willy.tel GmbH verpflich-
tet, in der Innenstadt eine mdglichst hohe Ab-
deckung mit WLAN anzubieten. Sie werden sehen,
dass das jetzt auch in den kommenden Wochen
noch viel starker um sich greift, als es schon der
Fall ist. Der Ausbau des WLAN wird zusatzlich
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zum vereinbarten Ausbau in der Innenstadt auch in
den anderen Stadtteilen, Studierendenwohnhei-
men und dem o&ffentlichen Nahverkehr vorangetrie-
ben. Ich habe eben das Beispiel Osterbrookplatz in
Hamm genannt. Gehen Sie einmal mit einen
WLAN-Scanner durch die Stadt und Sie werden
sehen, wie viele Access Points es mittlerweile gibt.

Eine andere Wissensliicke offenbart der Antrag der
LINKEN darlber hinaus auch noch. Sie fordern,
dass die Bezirke ihre IT-Personalplanung fir den
WLAN-Ausbau evaluieren sollen. Die Bezirke ha-
ben schon seit Jahren keine eigene IT-Abteilung.
Insofern macht eine Personalplanung bei diesem
Thema Uberhaupt keinen Sinn.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Mduller
GRUNE)

Der WLAN-Ausbau in Hamburg rollt unaufhaltsam.
Vergleichen Sie die heutige Situation mit der von
vor 2011, so werden Sie sehen, wie stark dieses
Thema in der Stadt prasent ist. Wir haben fur den
WLAN-Ausbau eine Strategie und diese tragt
Frichte, ohne die Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahler dabei zu belasten. Ein staatliches WLAN-
Modell, so wie es die LINKEN fordern, ware ein ex-
trem teures Unterfangen, und deswegen lehnen
wir den Antrag ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miller
GRUNE)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Schmidt. — Wir héren jetzt Herrn Ovens von
der CDU-Fraktion.

Carsten Ovens CDU:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Jersch, Sie haben gesagt,
der rot-grine Senat mdéchte Hamburg gern zur di-
gitalen Vorreitermetropole ausbauen. Das ist et-
was, wohinter sich grundsatzlich fast alle von uns
stellen und sagen, ja, das ist gut fir Hamburg.
Hamburg kann da sicherlich auch viel erreichen,
Hamburg kann vor allem aber auch noch viel ma-
chen, wie wir gerade von Kollege Schmidt gehort
haben. Das WLAN-Konzept wurde in der letzten
Legislatur beschlossen; wunderbar. Jetzt haben
Sie aber gerade selbst gesagt, dass Sie unter an-
derem in den Bezirksamtern gar nicht mehr die
Ressourcen haben, um zu diesem Thema etwas
beizutragen. Es mag vielleicht ein naturgemalles
Problem lhres Sparkurses sein, dass Sie Uberall
Kundenzentren schlielen und Verwaltungsperso-
nal abbauen; das kennen wir von der SPD und es
ist offenbar beim WLAN genau das Gleiche.

(Beifall bei der CDU — Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Herr Ovens, erlauben Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Schmidt?

Carsten Ovens CDU:* Er kann ja gern gleich noch
einmal etwas dazu sagen. Ich mache erst einmal
weiter.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Das war ein
Nein.

Carsten Ovens CDU (fortfahrend):* Wir kdnnen an
dieser Stelle, Herr Schmidt — auch da werden Sie
mir sicherlich zustimmen, da brauchen Sie jetzt gar
nicht so herumzukrakelen — das Thema WLAN
wunderbar Uber die letzten zwei Jahre fortspinnen.
Sehen wir uns doch einmal an, was die Zeitungen
geschrieben haben, zum Beispiel das "Hamburger
Abendblatt" am 22. Dezember 2015:

"Das offentliche W-LAN kommt mit Verzoge-
rung"

Wir als CDU haben versucht, nachzubohren und
Ihrem Senat ein bisschen auf die Springe zu hel-
fen, weil die Regierungsfraktionen es offenbar
nicht tun. Was ist das Ergebnis? 21. September
2016 steht erneut, in diesem Fall, glaube ich, nicht
im "Hamburger Abendblatt", sondern in der " Welt":

"[...] freies WLAN kommt spater”

Wenn Sie sich heute in den von Ihnen zitierten Bus
oder in den Metrobus 5 setzen, haben Sie dort
zwar mittlerweile an vielen Stellen die Access
Points; das ist auch gut so. Ob das dann funktio-
niert, ist ein bisschen so ahnlich wie Abenteuer
Bahn — thank you for travelling —, aber trotzdem
sind Sie haufig auch dort offline, da bringt es Ihnen
auch nichts, wenn Sie einen Access Point haben.
Egal ob es von der Stadt oder von Privaten aufge-
stellt ist, Sie verkaufen es, wenn es darauf an-
kommt, als lhren Erfolg. lhr gepriesenes WLAN
funktioniert in Hamburg noch lange nicht so, wie es
soll.

(Beifall bei der CDU)

Herr Jersch, man mochte natlrlich vermeiden,
dass Sie den ganzen Tag Bussen hinterherlaufen
oder S-Bahn fahren, um kostenfrei WLAN zu ge-
nielRen. Das wollen wir naturlich auch nicht den
Touristen zumuten, die sich schlie3lich drauRen in
der Stadt aufhalten und nicht nur mit Bus und
Bahn fahren sollen. Trotzdem hinkt lhr Antrag lei-
der an ein paar zentralen Punkten. Gleich als ich
den ersten Antragspunkt gelesen habe, erinnerte
ich mich an den alten Spruch: Wenn du nicht mehr
weiterweildt, dann griinde einen Arbeitskreis. Mit
Arbeitskreisen ist uns aber an dieser Stelle nicht
geholfen. Leider sind Sie an vielen Stellen in lhrem
Antrag unkonkret. Sie sagen, es sollen Haushalts-
mittel zur Verflgung gestellt werden, um Konzepte
zu erarbeiten. Was das konkret fir Konzepte sein
sollen, sagen Sie nicht, sondern Sie sagen nur:
freies WLAN in den Bezirken. Da steht jetzt aber
nicht, ob es an offentlichen Platzen oder in jeder
StralRe sein soll. Ich hdre schon den Aufschrei der
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LINKEN, wenn das die Bezirke machen wirden,
aber nicht jede StralRe freies WLAN bekommt.
Dann schreien Sie gleich wieder nach sozialer Ge-
rechtigkeit. Deswegen ist auch das ein Punkt, der
gegen lhren Antrag spricht, Herr Jersch.

(Beifall bei Stephan Gamm und Dennis The-
ring, beide CDU)

Letztlich wollen wir auch an dieser Stelle den Se-
nat nicht Gberfordern. Wir haben es vorhin in der
Regierungserklarung des Ersten Bilrgermeisters
gehort. Er kriegt schon die Elbvertiefung als zen-
tralstes Projekt dieser Stadt nicht hin. Wenn wir
ihm jetzt auch noch freies WLAN in den Bezirken
auflasten, mein Gott, wir wollen doch diesen Senat
auch noch irgendwie arbeitsfahig halten. Von da-
her mussen wir lhren Antrag leider an dieser Stelle
ablehnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Ovens. — Als Nachster spricht Herr Mller von
der GRUNEN Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Wir hatten in der letzten Birger-
schaftssitzung eine Frage der FDP, bei der es um
Internetanschliisse in dieser Stadt ging. Wie wir
vom Senat erfahren haben, haben circa 94 Pro-
zent der Haushalte Netzanbindung. So viel zum
Status unserer Stadt. Es stellt sich natlrlich die
Frage, mit welchem finanziellen Aufwand eine
Stadt — bei einer Fast-Abdeckung — ein zusatzli-
ches staatliches Netz zur Verfligung stellen sollte.
Die Birgerschaft, das hat der Kollege Schmidt
schon gesagt, hatte sich in der letzten Wahlperi-
ode dazu entschieden, ein o6ffentliches WLAN zu
beférdern, es aber nicht als Staats-WLAN einzu-
fuhren. Das ist der entscheidende Unterschied.
Wenn Sie das namlich machen, das wissen Sie
doch auch, kostet es erstens in einem Stadtgebiet
wie Hamburg viel Geld, zweitens haben Sie eine
Doppelabdeckung, und drittens miissen Sie es jah-
relang ausschreiben, hinterher mit Anbietern ver-
handeln und so weiter und so fort. Wir haben uns
gegen diesen langen holprigen und kostspieligen
Weg entschieden. Jetzt beméangeln Sie, dass das
alles noch nicht vollkommen ist. Ja, es ist noch
nicht alles vollkommen. Aber es ist vollkommener,
als Sie es dargestellt haben. Und wenn Sie sich
das bisschen Mihe gemacht hatten, sich einfach
einmal auf die Homepage von MobyKlick zu bege-
ben, dann hatten Sie gesehen, dass es auch
schon in den Bezirken und nicht nur in der Innen-
stadt viel Abdeckung gibt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Der Anbieter wirbt sogar damit, dass das Netz in
den Bezirkszentren stédndig ausgebaut wird. So viel
dazu.

Dass die Hochbahn jetzt mit demselben Anbieter
ihre Busse und ihre U-Bahn-Stationen ausbauen
will, und, wenn technisch méglich, auch noch die
U-Bahn selbst und die S-Bahn ebenfalls — was na-
tarlich technisch mdglich, aber auch eine Frage der
Kosten ist; das werden wir uns alles noch einmal
anhoren missen —, flhrt zu einer sehr grofRen Ab-
deckung, ohne dass massiv Steuergelder in ein
Doppelnetz flieRen.

Ich bin durchaus ein Freund davon, dass man die
Geschichte nicht versucht, neu zu schreiben, Herr
Ovens. Die IT-Abteilungen in den Bezirken sind
unter einer CDU-Regierung abhandengekommen.
Aber lassen Sie uns jetzt nicht die Vergangenheit
aufarbeiten, sondern daruber reden, wie wir es
jetzt hinbekommen. Dass der Senat es nicht so
schnell hinbekommen hat, wie er sich das selbst
gewulnscht hatte, hat nichts damit zu tun, dass
Herr Brosda keinen Bock auf das Thema hat. Es
hat einfach auch damit zu tun, dass Sie, wenn Sie
es nicht als Staats-WLAN machen - ich gehe da-
von aus, dass die CDU das nicht méchte —, be-
stimmte Bedingungen einhalten missen, sodass
jeder Anbieter mitspielen darf. Das ist gar nicht so
einfach, aber der Senat hat es hinbekommen. Zu
der Frage, wie das gelungen ist, kbnnten Sie auch
einmal eine Kleine Anfrage stellen. Jetzt sind ndm-
lich die Vertrdge abgeschlossen worden, dass an-
gebotsneutral erstens der Strom zur Verfligung ge-
stellt werden kann und zweitens die ganzen Instal-
lationen so erfolgen kénnen, dass es hinterher kei-
ne EU- oder wettbewerbsrechtlichen Verfahren ge-
gen die Stadt gibt. Mein Eindruck ist, dass das auf
dem Weg ist. Vielleicht haben wir ja irgendwann
einmal auch noch zum Thema Digitales hier eine
Regierungserklarung; dann erlautern wir lhnen das
alles noch einmal ganz genau. Das scheint ja fir
Sie ein Thema zu sein.

Vielleicht sagt uns DIE LINKE ja noch, was sie
wirklich unter 6ffentlichem WLAN versteht. Wir ver-
stehen darunter, dass es offentlich genutzt werden
kann, dass damit keine Werbung refinanziert wird,
dass es fur die Menschen &ffentlich zuganglich ist,
dass es den Steuerzahler nichts kostet, sondern
dass es ein Service obendrauf ist. Wenn Sie etwas
anderes drunter verstehen, konnen Sie es gern
kundtun. So wie wir den Antrag verstanden haben,
werden wir ihn ablehnen. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der SPD)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Muller. — Es spricht als Nachster Herr Kruse
von der FDP.

Michael Kruse FDP: Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Die eigentlich unterhaltsame Grundan-
nahme, die diesen Antrag tragt, ist, dass es mit
dem WLAN in dieser Stadt klappen wiirde, wenn
der Staat es macht. Herr Jersch, waren Sie schon
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einmal an einen Dataport-Arbeitsplatz angeschlos-
sen? Hatten Sie schon einmal IP-Telefonie von
Dataport? Hatten Sie schon einmal Internet von
Dataport? Wenn ja, dann wirden Sie nicht glau-
ben, dass man denen jetzt das WLAN in dieser
Stadt Ubertragen sollte, und das auch noch auf Be-
zirksebene. Also das ist nun wirklich eine humori-
stische Grundannahme, die Sie da tatigen.

Spald beiseite. Wir sind uns aber in der Analyse ja
einig. Wie Farid Muller eben klug gesagt hat, hat-
ten wir uns wirklich gewunscht, dass das mit dem
WLAN in dieser Stadt schneller geht. Wir sind uns
Uber den Weg dahin nicht immer einig gewesen.
Wir sind auch mit den Ausbauzielen und mit der
Verfugbarkeit auch in der S-Bahn, Carsten Ovens,
nicht zufrieden. Aber natlrlich steht trotzdem die
Frage im Raum, wer dabei eigentlich welche Auf-
gabe hat. Die Tatsache, dass die Stadt, also der
Staat, festlegt, dass wir das WLAN wollen, heif3t
nicht gleichzeitig, dass die Stadt es auch selbst
machen muss. Genau diesen Weg, lieber Herr
Jersch, méchten wir als FDP mit Ihnen nicht ge-
hen. Denn wir sagen, der Staat kann zwar sagen,
dass naturlich alle eine Breitbandversorgung brau-
chen, dass naturlich alle verninftige, auch kabel-
ungebundene Anbindungen brauchen, aber das
bedeutet nicht, dass der Staat das machen muss.
Ich persodnlich glaube auch nicht, dass es dann un-
bedingt schneller gehen wirde.

Der Senat hat mit seiner Ankiindigungspolitik der
letzten Jahre schon eine gewisse hohe Erwar-
tungshaltung geschaffen. Deswegen sind nicht nur
von uns die Verzdgerungen entsprechend kom-
mentiert worden. Wir haben festgestellt, dass es
bisher in dem Male, wie es angekiindigt wurde, of-
fensichtlich nicht Prioritatensetzung war. Der Amts-
leiter Medien ist ja jetzt auch befordert worden. In-
sofern haben wir jetzt natirlich noch héhere Hoff-
nungen und noch héhere Erwartungen, dass das
Ganze jetzt beschleunigt wird. Vielleicht sagt uns
Herr Brosda gleich noch etwas dazu. Insofern hal-
ten wir den Antrag so nicht fir richtig und wiirden
ihn an den Ausschuss Uberweisen.

Vielleicht als Schlusswort: Farid Mdaller, nachstes
Mal, wenn wir Uber WLAN reden, erklare ich dir
auch noch, warum es sinnvoll ist, dass es Breit-
bandversorgung kabelgebunden wund trotzdem
aber ein schnelles WLAN gibt, denn die Menschen
in dieser Stadt haben gar nicht Lust, mit einer Ka-
beltrommel herumzurennen. Deswegen ist beides
notwendig und sinnvoll und nicht in Ergdnzung zu-
einander zu sehen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Stephan Gamm
CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Kruse. — Als Nachster spricht zu dem Thema
Herr Professor Kruse von der AfD.

Dr. Jorn Kruse AfD: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Auch DIE LINKE will
WLAN. Das ist gut so. Aber das hatten wir ja
schon, wenn ich mich recht erinnere, nach Antra-
gen von CDU und FDP in dieser kurzen Zeit, wo
wir in diesem Hause sind, mehrere Male. Das Pro-
blem war damals die ungeklarte Rechtslage bezie-
hungsweise das Haftungsrisiko der Betreiber fir
Uploads, die gegen Gesetze verstolRen. Das drfte
nach dem Urteil des EuGH vom 16. September
2016 geklart sein. Die AfD hat daraufhin in einer
Schriftlichen Kleinen Anfrage den Senat gefragt,
welche Folgen das fur Hamburg habe. Daraufhin
hat der Senat eine Antwort geschrieben, die so
peinlich diinn und inhaltsleer ist, dass ich dachte,
daran haben sie wahrscheinlich einen Praktikanten
gesetzt und ihm zehn Minuten daflir gegeben. Das
war peinlich.

(Wolfgang Rose SPD: Was haben Sie denn
gegen Praktikanten?)

— Es gibt sicher gute Praktikanten, Herr Rose, das
bestreite ich nicht, aber auch die brauchen ein
bisschen mehr als zehn Minuten, um eine substan-
zielle Antwort zu geben.

DIE LINKE will eine weitere WLAN-Abdeckung in
Hamburg; das unterstiitzen wir naturlich. Wir ha-
ben schon in einigen Bereichen WLAN, aber es
kénnte noch besser sein, klar. Aber erst im Petitum
kommen die LINKEN damit um die Ecke, dass es
gratis sein soll und dass die Bezirke das machen
sollen, also der Staat. Da fangen die Probleme
jetzt erst richtig an. Grundsatzliche Daseinsvorsor-
ge, und das ist ja das Grundmotiv |hres Antrags,
hat Gberhaupt nichts mit dem Preis zu tun, also null
oder einen positiven Preis, und es hat auch nichts
mit dem Anbieter, also dem Staat oder Privaten zu
tun. Ein Beispiel daflir, dass es wunderbar mit
Preis und ohne Staat funktioniert, ist der Mobilfunk.
Man muss also beides sorgfaltig unterscheiden.
Namlich erstens, der Anbieter. Das sollten grund-
satzlich, das hat mein Namensvetter von der FDP
auch schon gesagt, immer nur private Unterneh-
men machen und nicht der Staat und schon gar
nicht die Bezirke, wie es im Antrag der LINKEN
steht. Das ware namlich qualitativ schlecht und
wurde Uberhdhte Kosten produzieren. Aber ich
glaube, das kapieren die LINKEN sowieso nie.

Zweitens: Der Preis kann grundsatzlich sowohl
gratis sein, also null, oder positiv. Das ist grund-
satzlich eine Frage der Kosten und des Geschafts-
modells. Es kdnnte grundsatzlich naturlich auch
werbegestitzt sein. Das ist eine politische Ent-
scheidung des Senats, die er treffen muss, bevor
er in dieser Weise aktiv ist, zum Beispiel Lizenzen
oder Ahnliches vergibt. Aber es kann natiirlich
einen Grund dafiir geben, es etwa in Form eines
fur den Nutzer nicht kostenlosen Angebots zu ma-
chen. Zum Beispiel, wenn man sicherstellen méch-
te, dass die Nutzer identifizierbar sind, um Leute,
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die lllegales tun, wie zum Beispiel Beleidigungen,
Bedrohungen, Kinderpornos und so weiter, ent-
sprechend haftbar machen zu kénnen. Das kann
ein solcher Grund sein.

Vor allen Dingen wegen der Forderung der LIN-
KEN nach Staats-WLAN lehnen wir den Antrag ab.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Professor Kruse. Gibt es noch weitere Wort-
meldungen? — Das sehe ich nicht. Dann kommen
wir zur Abstimmung.

Wer méchte einer Uberweisung der Drucksache
21/7606 in der Neufassung an den Stadtentwick-
lungsausschuss folgen? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt
worden.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen.

Wer mochte dem Antrag der Fraktion DIE LINKE
aus Drucksache 21/7606 in der Neufassung seine
Zustimmung geben? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist der Antrag abgelehnt worden.

Zwischenzeitlich sind die Ergebnisse der Wahl ein-
gereicht worden. Bei der Wahl einer oder eines
Deputierten der Behérde fir Schule und Berufsbil-
dung sind 77 Stimmzettel abgegeben worden. Da-
von waren drei Stimmzettel ungultig. Somit sind
74 Stimmen glltig. Herr Krzysztof Walczak erhielt
23 Ja-Stimmen, 46 Nein-Stimmen und finf Enthal-
tungen. Damit ist Herr Walczak nicht gewahlt wor-
den. Wir werden diese Wahl in unserer nachsten
Sitzung erneut auf die Tagesordnung setzen.

Wir kommen dann zum Tagesordnungspunkt 29,
Drucksache 21/7795, Antrag der FDP-Fraktion:
Rehabilitierung der nach Paragraf 175 StGB ver-
folgten Homosexuellen ziigig vorantreiben!

[Antrag der FDP-Fraktion:

Rehabilitierung der nach § 175 StGB verfolgten
Homosexuellen ziigig vorantreiben!

— Drs 21/7795 -]

Die Fraktionen der SPD und GRUNEN méchten
diese Drucksache an den Ausschuss fir Justiz und
Datenschutz Uberweisen. Vonseiten der Fraktionen
der CDU, FDP und AfD liegt ein Antrag auf Uber-
weisung der Drucksache an den Ausschuss flr
Wissenschaft und Gleichstellung vor.

Wer mochte sich zu diesem Thema zu Wort mel-
den? — Herr Meyer von der FDP-Fraktion, Sie ha-
ben das Wort.

Jens Meyer FDP: Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Vor genau zwei
Wochen haben wir hier Gber den Aktionsplan fur
Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller Vielfalt
gesprochen und waren uns mit kleinen Einschran-
kungen am rechten Rand grundsatzlich daruber ei-
nig, dass dieses unter Mitwirkung der gesamten
LGBTI-Community entwickelte Handlungskonzept
eine gute Basis flr weitere Aktivitaten auf dem
Weg zur Gleichstellung darstellt. Ich hatte in die-
sem Zusammenhang allerdings auch angemerkt,
dass die Rehabilitierung und Entschadigung der
nach Paragraf 175 Strafgesetzbuch verfolgten Ho-
mosexuellen leider immer noch auf sich warten
|&sst.

Geschéatzt 50 000 Manner sind von deutschen Ge-
richten zwischen 1949 und 1969 wegen verbotener
sexueller Handlungen verurteilt worden, und auch
danach, bis zu der Streichung des unsaglichen Pa-
ragrafen im Jahr 1994, wurden noch rund
3 500 Manner verurteilt — ein Unrecht, das zum
Himmel schreit und das nun schnell und unbiro-
kratisch und soweit es Uberhaupt moglich ist korri-
giert werden muss. Zwar hat der Bundestag im
Jahr 2000 eine Entschuldigung fir die nach 1949
Verurteilten formuliert, das andert aber nichts dar-
an, dass sie weiterhin als Verurteilte gelten und
seit ihrer Verurteilung mit dem Strafmakel leben.
Zeit kann man nicht zurlickholen und auch verpas-
ste Lebenschancen bleiben irreversibel. Aus heuti-
ger Sicht haben sich der Staat und damit die Ge-
sellschaft einer schweren Menschenrechtsverlet-
zung schuldig gemacht. Auch in Hamburg wurde
dieses Unrecht begangen. Meine Schriftlichen Klei-
nen Anfragen dazu brachten allerdings zutage,
dass der Senat gar nicht weil}, wie viele Menschen
in Hamburg von dem Unrecht betroffen waren,
denn die Statistiken dazu sind lickenhaft. Zwi-
schen den vom Senat genannten 423 Personen
und den gemal historischer Forschung geschatz-
ten 2 300 Personen klafft jedenfalls eine Riesen-
licke. Der Historiker Dr. Gottfried Lorenz hat mit
einem immensen Aufwand die Hauptverfahrensre-
gister der Staatsanwaltschaft im Staatsarchiv
durchgearbeitet und inzwischen eine Einschatzung
dariber, wie oft auch in Hamburg im Namen des
Volkes Unrecht gesprochen wurde.

Aber blicken wir nach vorn. Den betroffenen Men-
schen, soweit sie heute Uberhaupt noch leben, hel-
fen nette Worte allein nicht viel. Die Rehabilitie-
rung, aber gerade auch die finanzielle Entschadi-
gung der geschéatzt rund 5 000 noch lebenden Per-
sonen mussen nun hochste Prioritat haben.

(Beifall bei Michael Kruse FDP)
— Ja, das ist durchaus einen Applaus wert.

Der inzwischen endlich vorliegende Referentenent-
wurf des Bundesjustizministeriums bietet dazu eine
Grundlage, um nun schnell zu einer Regelung zu
kommen. Die Uberschaubare Einmalzahlung, so
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wie sie momentan vorgesehen ist, ist fur die Be-
troffenen in Anbetracht der Tragweite des began-
genen Unrechts aber langst nicht ausreichend.
Hier sollte wenigstens, wie auch bei den Opfern
des SED-Regimes, die Mdglichkeit einer fortlaufen-
den Rentenzahlung bestehen. Es ist fur mich nicht
hinnehmbar, wenn ich vom Bundestagsabgeordne-
ten der CDU, Markus Weinberg, dazu hore — Zi-
tat —

"Eine hdhere Entschadigungssumme [...] ist
fir die Betroffenen kein weiterer Schritt zur
Rehabilitierung."

Ja, was soll den Menschen fiir das ihnen widerfah-
rene Unrecht denn heute, Jahrzehnte spéater, sonst
weiterhelfen, wenn nicht eine ansatzweise ange-
messene finanzielle Entschadigung? Ich finde es
zynisch, den Eindruck zu vermitteln, als gehe es
hier nur um Moral. Nein, es geht selbstverstandlich
auch um die Hohe der finanziellen Entschadigung.

(Beifall bei der FDP)

Es stiinde der Rainbowcity Hamburg gut zu Ge-
sicht, als weltoffene, tolerante Metropole vorweg-
zugehen und im Bundesrat fiir einen besseren
Ausgleich flir das begangene Unrecht zu sorgen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen von Rot-Grln, be-
weisen Sie jetzt, dass Ihre Ankindigungen und Ak-
tivitaten nicht nur Lippenbekenntnisse sind, und
stimmen Sie unserem Antrag zu. Und liebe Sena-
torin Katharina Fegebank — sie ist leider schon
weg —, Ubernehmen Sie Verantwortung und kim-
mern Sie sich bitte im Bundesrat um eine Verbes-
serung des Referentenentwurfs. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Martin Dolzer
DIE LINKE)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Meyer. — Als Nachster spricht Herr Tabbert
von der SPD-Fraktion.

Urs Tabbert SPD: Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Mit Ihrem Antrag zum Thema
Rehabilitierung der nach Paragraf 175 StGB ver-
folgten Homosexuellen wirft die FDP ein Schlag-
licht auf ein wichtiges Thema. Da das Thema auch
uns wichtig ist, wollen wir den Antrag an den Justi-
zausschuss uberweisen. Die Debatte muss also
hier nicht verebben.

Die Lander Hamburg und Berlin waren es im Ubri-
gen, die bereits im Jahr 2012 im Bundesrat die
Bundesregierung aufgefordert haben, Mallnahmen
fur Rehabilitierung und Unterstiitzung der betroffe-
nen Manner zu ergreifen. Denn wenn man mit
Recht das damalige Recht als heutiges Unrecht
begreift, dann bedarf es zur Rehabilitierung in der
Tat einer gesetzlichen Regelung. Es Uberrascht
vor diesem Hintergrund allerdings etwas, Herr Kol-
lege Meyer, dass ausgerechnet die FDP, die im-
merhin von 2009 bis 2013 die Bundesjustizministe-

rin gestellt hat und es in jener Legislaturperiode of-
fensichtlich nicht vollbracht hat, damals schon ihr
Anliegen voranzutreiben, jetzt zur Eile mahnt und
sich in ihren Forderungen geradezu Uberschlagt.
Auch wirde es nicht Uberzeugen, die Schuld hier-
fur auf lhren damaligen Koalitionspartner im Bund,
die CDU, zu schieben, denn Ihr damaliger Koaliti-
onspartner ist bekanntlich unser heutiger.

Ich méchte kurz unsere Haltung zu lhrem Antrag
zusammenfassen. Das Bundesjustizministerium,
das heute in der Tat SPD-geflihrt ist, hat im De-
zember 2016 einen, wie ich finde, sehr ausgewo-
genen Gesetzentwurf zur strafrechtlichen Rehabili-
tierung der nach 1945 wegen einvernehmlicher ho-
mosexueller Handlungen verurteilter Personen vor-
gelegt. Der aktuelle Gesetzentwurf sieht eine Auf-
hebung der Urteile sowie eine finanzielle — in der
Tat pauschalierte — Entschadigung vor. Der hierfur
erforderliche Nachweis kann durch eine Glaubhaft-
machung, etwa in Form einer eidesstattlichen Ver-
sicherung — das begriiRen Sie ja auch, wenn ich
das in lhrem Antrag richtig gelesen habe —, einer
rehabilitierungsfahigen Verurteilung und nachvoll-
ziehbaren Belege der Zeiten der Freiheitsentzie-
hung, erfolgen. Dadurch soll vor allem eine zigige
Bearbeitung von Entschadigungsanspriichen er-
mdglicht werden. Der Referentenentwurf entschei-
det sich bewusst gegen einen individualisierten
Entschadigungsanspruch, der mit anspruchsvollen
Nachweispflichten verbunden ware. Die FDP
mochte diesen pauschalen Entschadigungsan-
spruch, der im aktuellen Gesetzentwurf 3 000 Euro
je aufgehobener Verurteilung und 1 500 Euro je
angefangenes Jahr erlittener Freiheitsentziehung
umfasst, um einen Rentenanspruch erganzen. Die-
ser Rentenanspruch soll eine Alternative zur pau-
schalen Regelung sein und sich am Vorbild der
Entschadigung fiir Opfer des SED-Regimes orien-
tieren, wie Sie gerade dargestellt hatten. Bei dem
Gesetzesvorhaben geht es allerdings darum, den
Betroffenen ein schwieriges und langwieriges
Nachweisverfahren zu ersparen, denn in der Tat
— das sagten Sie auch — ist eine gewisse Eile an-
gesagt, da die Opfer meist schon ein héheres Le-
bensalter haben. Die meisten Nachweise dirften
vor allem im Hinblick auf die Rentenhéhe auch
schwierig zu erbringen sein, weil die dafur erforder-
lichen Unterlagen nur schwer zu beschaffen oder
in vielen Fallen nicht mehr existent sein duirften.
Auch die Fachverbadnde der Betroffenen, die am
Gesetzgebungsprozess bislang beteiligt waren,
schatzen die Situation, so meine Recherchen je-
denfalls, so ein, dass von einem komplizierten Ein-
zelfallverfahren eher nicht Gebrauch gemacht wiir-
de. Innerhalb der Bundesregierung ist die Debatte
jedoch nicht abgeschlossen, ob der pauschale An-
spruch im Gesetz Zugriffe etwa auf weitergehende
Entschadigungsregelungen ausschliefen soll. Das
kann man noch einmal diskutieren, und bei der Ge-
legenheit macht es sicher auch Sinn, Uber lhren
Antrag zu sprechen.
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Zum zweiten Punkt des Antrags, der Aufklarungs-
arbeit Uber die Verfolgung homosexueller Men-
schen in Hamburg, mdchte ich Ihnen entgegenhal-
ten, dass man |hre Behauptung, dass bisher nur
Ansatze von Mallnahmen vorldgen, so nicht ste-
henlassen kann. Und wenn Sie von unvollstandi-
gen Zahlen sprechen, hangt das auch damit zu-
sammen, dass es Anderungen im Berichtswesen
gegeben hat; tGberwiegend wird man, wenn auch
nicht lickenlos, die Zahlen einigermaflen von der
Dimension her erfassen kénnen. Ich weise darauf
hin, dass wir im Jahr 2013 die Ausstellung "Libera-
les Hamburg? Homosexuellenverfolgung durch Po-
lizei und Justiz nach 1945" hatten. Ich habe sie mir
damals in der Grundbuchhalle des Ziviljustizgebau-
des beziehungsweise im Ausbildungszentrum der
Polizei angeschaut. Diese Veranstaltung wurde
von der Stadt mitfinanziert und inhaltlich begleitet.
Der Senat hat dariiber hinaus einen Aktionsplan
fur die Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller
Vielfalt beschlossen. Die Landeszentrale fir politi-
sche Bildung fordert Veranstaltungen zu diesem
Bereich und fir 2018 ist geplant, den szenischen
Rundgang "Verbotene Wege der Liebe" wieder
aufzufihren.

Unsere Bedenken zum Antrag habe ich dargestellt,
das Ubrige werden wir im Justizausschuss bespre-
chen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Tabbert. — Als Nachste horen wir Frau Grun-
waldt von der CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Da
Marcus Weinberg personlich angesprochen wor-
den ist, sehe ich mich in der Pflicht, ihn zu verteidi-
gen — was naturlich gar nicht notwendig ist. Gut
vorbereitet bin ich mit seiner Pressemitteilung an-
geriickt, Uberschrift: "Rehabilitierung der nach
1945 verurteilten Homosexuellen: Unsere soziale-
thische Verantwortung den Betroffenen gegeniber
wahrnehmen — Opfer des § 175 rehabilitieren!" Da-
her muss ich Ihnen sagen, lieber Herr Meyer: Was
Sie als Zynismus bezeichnen, ist etwas aus dem
Sachzusammenhang herausgel6st. Richtig ist: Wir
sagen, dass allein eine monetare Entschadigung
den Opfern natirlich nicht hilft, dass es mehr be-
darf, ndmlich auch einer gesellschaftlichen Aufar-
beitung und Anerkennung des Unrechts.

Zu den SED-Opfern sehen wir einen mafRgeblichen
Unterschied in einem wichtigen Punkt: Bei den
SED-Opfern ging es darum, dass ein ganzer Staat
quasi zum Unrechtsstaat erklart worden ist, und
daher hat man den politisch Verfolgten ein Anrecht
auf eine spezielle Rentenleistung zugesprochen.
Der Paragraf 175 — das ist der Unterschied — hat
seinen Ursprung im Kaiserreich; er galt allerdings

bis in die Zeit der Bundesrepublik und wurde be-
dauerlicherweise erst 1994 abgeschafft. Naturlich
ist ein solches Gesetz aus unserer heutigen Sicht
mehr als menschenverachtend, aber trotzdem han-
delt es sich dabei nicht um ein Unrechtsurteil. Da-
her ist aus unserer Sicht der Vergleich mit den
SED-Opfern in diesem Falle nicht angebracht, ob-
wohl wir sonst alles mit Ihnen teilen.

(Beifall bei der CDU)
So, jetzt habe ich Marcus Weinberg rehabilitiert.

Diejenigen Manner, die wahrend des Nationalso-
Zialismus wegen homosexueller Handlungen verur-
teilt worden sind, sind vollstandig rehabilitiert. Die-
jenigen, die spater in der Bundesrepublik aufgrund
der gleichen Vorschrift verurteilt worden sind, sind
dies bislang noch nicht. Das ist ein Widerspruch,
den es aufzulésen gilt. Meinen beiden Vorrednern
gebe ich in diesem Punkt natlrlich vollkommen
recht. Es ist allerhochste Zeit, dies zu andern. Des-
halb sind wir froh, dass dieses Gesetz nun endlich
auf dem Weg ist.

Selbstverstandlich stimmen wir auch der Uberwei-
sung an den Ausschuss zu. Die Diskussion wird
— darUber habe ich eben schon gesprochen — zwi-
schen der pauschalen Einmalleistung und einer
Rente analog zu den SED-Opfern pendeln. Aber
wie auch immer diese finanzielle Diskussion aus-
gehen mag, mit den monetaren Leistungen allein
kann man das erfahrene Leid der Opfer sicherlich
nicht wiedergutmachen. Wirklich entscheidend ist
— und darin sehe ich auch unsere Aufgabe — eine
gesellschaftliche Rehabilitierung, also das Wissen
unserer Gesellschaft, dass der Staat das an den
betroffenen Mannern vertbte Unrecht anerkennt.

Ihre Anfragen, Herr Meyer, wie viele Menschen in
Hamburg betroffen sind: Es ist in Wirklichkeit nicht
egal, wie viele Menschen betroffen sind, aber in
diesem Zusammenhang ist es egal. Auch wenn
nur zehn Manner betroffen gewesen waren, gilt es
auf jeden Fall sie zu rehabilitieren. Sie alle haben
viel Leid erfahren. Neben rechtlichen Bestrafungen
wurden sie von ihren Familien sowie dem sozialen
und beruflichen Umfeld verstoflen und diskrimi-
niert. Der Staat und wir haben eine sozialethische
Verantwortung gegenuber den Betroffen. Das
Recht auf sexuelle Selbstbestimmung und die Ent-
faltung der Persdnlichkeit sind durch unser Grund-
gesetz geschitzt. Daher ist es unsere Pflicht, sie
von dem Makel, eine Straftat begangen zu haben,
zu befreien, und wir begrifien ausdriicklich den
Vorsto3 der FDP-Fraktion, die Aufarbeitung in
Hamburg auszuweiten.

Abschlieend kann ich nur hoffen, dass nicht zu ei-
nem Dauerbrenner in unserem Land oder in Ham-
burg wird, was ich schon vor zwei Wochen zum
Aktionsplan Vielfalt sagte: Die aktuellen Entwick-
lungen der Weltpolitik sind gekennzeichnet von
Hass und Intoleranz. Diese Strdmungen muissen
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im Keim erstickt werden. Grundsatzlich gilt es da-
her, jeder Form von Diskriminierung den Nahrbo-
den zu entziehen. Die Rehabilitierung und die Auf-
arbeitung sind sicherlich ein richtiger und wichtiger
Schritt in diese Richtung. Deshalb freuen wir uns
auf eine sehr konstruktive Diskussion im Aus-
schuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Grunwaldt. — Als Nachster spricht Herr Muller
von der GRUNEN Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Dieses Aufhebungsgesetz, das in
Bundestag und Bundesrat vorliegt, beendet end-
gultig ein sehr disteres Kapitel bundesrepublikani-
scher Rechtsgeschichte. Ich bin sehr froh dariber,
dass die GroRe Koalition noch die Kraft gefunden
hat, dieses wichtige Gesetz auf den Weg zu brin-
gen. Alle Betroffenen haben lange darauf gewartet,
und es hat nicht nur eine Bedeutung fir die Man-
ner, die verurteilt wurden, und fir deren Familien
und Angehorige, es hat auch mit den jetzt leben-
den jungen Menschen zu tun, die von diesen Sa-
chen héren, die aus heutiger Sicht gar nicht mehr
nachzuvollziehen sind und einfach nur Kopfschiit-
teln ausldsen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der CDU und der FDP)

Darlber hinaus muss man sagen, dass nach 1994
mit der endgulltigen Abschaffung der Strafbarkeit
mit diesem Gesetz zur Aufhebung der Urteile und
der Rehabilitierung — wenn es denn noch so be-
schlossen wird vor der Bundestagswahl, wovon ich
ausgehe — auch erst jetzt ein Stick NS-Unrecht
beendet wird. Das muss so deutlich gesagt wer-
den. Die Verscharfung war in der Hitlerzeit und ist
fortlaufend bis 1969 gewesen, und es hat mehr Ur-
teile in der Bundesrepublik gegeben als in der NS-
Zeit. Auch das ist die bittere Wahrheit. Bittere
Wabhrheit ist auch, dass das von uns allseits ge-
schatzte Bundesverfassungsgericht 1957 — aus
heutiger Sicht in einem Schandurteil — diesen Pa-
ragrafen 175 noch breit bestatigt hat. Das ist offen-
bar der damaligen Auffassung von Moral und Sitte
geschuldet. Trotzdem lauft es einem kalt den
Rucken hinunter, wenn man das heute liest.

Worum geht es auRRerdem? Die Urteile werden,
und das ist durchaus ein wichtiger Punkt, aufgeho-
ben. Das ist schon einmal ein sehr wichtiger
Schritt. Das Geld ist auch wichtig, aber es kann ei-
gentlich nur symbolisch sein. Denn den erlittenen
Schaden wird man nicht mit 3 000 Euro und auch
nicht mit 10 000 Euro aufwiegen konnen. Das war
aber auch nicht die Absicht dieses Gesetzentwur-
fes, so habe ich ihn nicht verstanden.

Ich finde es sehr gut — das rechne ich dem Bun-
desjustizminister und in diesem Fall auch dem an-
deren Teil der GroRen Koalition, der CDU, hoch
an —, dass dieser Schritt jetzt gegangen und ge-
sagt wird: Wir wollen, dass nicht erst die Nachfah-
ren profitieren, sondern wir wollen ein schnelles
Verfahren haben, das die Opfer nicht demiitigt, in-
dem sie minutiés nachweisen mussen, was ihnen
alles widerfahren ist, um etwas zu bekommen.
Deswegen finden wir das pauschalisierte Verfah-
ren richtig. Ich habe fir das sehr komplizierte Ver-
fahren der SED-Rente, sage ich jetzt einmal ein
bisschen salopp, nicht viel Sympathie, weil es ge-
nau das ausldst: dass wahrscheinlich nur wenige
am Ende etwas bekommen und auf dem Weg dort-
hin auch noch schlimme Erinnerungen wieder auf-
gewthlt werden. Das wirde ich gern vermeiden
wollen.

Man kann darliber diskutieren — der Kollege von
der SPD hat es angesprochen, bei der CDU habe
ich es nicht so genau herausgehért —, ob man wei-
tere Anspriiche bei der Rentenversicherung ins
Auge fassen kann. Das finde ich einen gangbaren
Weg. Wir alle wissen, dass es kompliziert wird,
wenn man damit anfangt. Trotzdem hatte ich gern,
dass dieser Weg im Bundestag diskutiert und
ernsthaft geprift wird.

Kommen wir noch einmal auf Hamburg zurlick. Ja,
es ist richtig, man kann nicht nur die Gesetze auf-
heben, Geld zahlen und dann ist das Thema tot.
So ist es aber auch nicht. Wir haben gerade den
Aktionsplan beschlossen. Wir haben die Ausstel-
lung gehabt. Die kann man nun auch nicht standig
machen, aber sie ist nicht nur im Gericht gewesen,
sie lauft auch in verschiedenen Bezirken. Dann
macht die Landeszentrale schon sehr viel, sie hat
sogar einen eigenen Etat dafir und die Zivilgesell-
schaft kann dort etwas beantragen. Sie macht aber
auch selbst etwas, namlich den szenischen Rund-
gang. Ich bin offen dafiir, wenn Sie Vorschlage ha-
ben, was die Landeszentrale dartiber hinaus noch
machen kann. Darlber kénnen wir im Ausschuss
gern sprechen. Aber ich finde, Hamburg ist nicht
so schlecht aufgestellt. Wir missen uns da nicht
verstecken.

Was die Vernichtung der Unterlagen betrifft — Sie
haben sich nicht so ausgedrickt, aber so war es
ja —, das hat diese Blrgerschaft schon vor Jahren
beschéaftigt. Viele Unterlagen sind weg. Deswegen
haben die Forscher — Sie haben Herrn Lorenz an-
gesprochen — in der Ausstellung exemplarisch
deutlich gemacht

(Glocke)

— ich komme zum Schluss —, wie viele Menschen
ungefahr betroffen sind.

Alles Weitere im Ausschuss. — Danke.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Muller. — Als Nachster spricht Herr Dolzer von
der Fraktion DIE LINKE.

(Zurufe: Pfui! — Haben Sie lhren Ausweis da-
bei? — Wo ist denn lhr Ausweis?)

Martin Dolzer DIE LINKE: Liebe Hamburgerinnen,
liebe Hamburger, liebe Kolleginnen und Kollegen,
Herr Prasident!

(Arno Miinster SPD: Kollegen gibt es in der
Gewerkschaft, wir sind hier in der Birger-
schaft!)

Der Gesetzentwurf von Heiko Maas ist ein erster
Schritt, wird aber in vielen Punkten dem Anliegen
einer umfassenden Entschadigung leider nicht ge-
recht. Deshalb begriRen wir den Antrag von Herrn
Meyer und der FDP sehr, der die Rentenversiche-
rung und die Rentenzahlungen anspricht. In die-
sem Punkt unterstitzen wir lhren Antrag. Wir freu-
en uns, dass er an den Ausschuss Uberwiesen
wird, weil es noch einiges zu klaren gibt und der
Referentenentwurf von Heiko Maas noch verbes-
serungswurdig ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Beispiel ist es so, dass wer in der Bundesre-
publik zu Unrecht in Haft sal3, eine Entschadigung
von 9 125 Euro pro Haftjahr erhalt. Hinzu kommen
Anspriche fir erlittene Vermdgensschaden wie
Verdienstausfall, Anwaltskosten und so weiter. Die
in Bezug auf Paragraf 175 Geschadigte vorgese-
hene Pauschale geht nicht in diese H6he und das
halten wir fur einen kritikwirdigen Punkt.

Ein weiterer Kritikpunkt: Viele Schwule sind durch
die Ermittlungsverfahren und die Prozesse gescha-
digt worden, auch wenn sie nicht verurteilt wurden.
Auch da misste man natirlich Uberlegen, inwie-
fern eine Entschadigung gezahlt wird. Das wirden
wir gern im Ausschuss diskutieren. Wir hoffen,
dass Rot-Grin ein Ohr dafir hat und wir etwas
weiterbewegen konnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Naturlich ist es nicht einfach, ein MaRk der Entscha-
digung zu finden, aber die erlittenen Schaden
durch Denunziation, durch Presseberichterstattung
und Ahnliches bis hin zum Arbeitsplatzverlust sind
Dinge, die wir in so einer Debatte bedenken mus-
sen.

Ich méchte etwas zur Geschichte sagen, damit es
begreifbarer wird. Der Paragraf 175 war ein Son-
derstrafrecht gegen Manner, die gleichgeschlechtli-
che Handlungen vornahmen. Die Gesetzgebung
stammte vom Norddeutschen Bund und war 1872
im gesamten Deutschen Reich gultig; bis dahin
waren homosexuelle Handlungen zum Beispiel in
Bayern oder im Landkreis Hannover nicht strafbar.
1935 wurde dieser Paragraf von den Nationalso-

zialisten verscharft und auf alle Handlungen zwi-
schen Mannern ausgedehnt, die in irgendeiner
Weise sexuell gedeutet werden konnten. Er wurde
also zu einem Deutungsparagrafen: Vom geilen
Blick Uber kdrperliche Bertuhrungen bis zum Anal-
verkehr wurde alles bestraft. Das ist nach 1945
fortfolgend wieder zuriickgeholt worden, in der
Bundesrepublik und in der DDR auf unterschiedli-
che Art und Weise. In der DDR ist der Paragraf 68
offiziell gestrichen worden. Das heil3t aber nicht,
dass in der Gesellschaft dann ein anderes Klima
entstanden ist, das war in der Bundesrepublik wie
in der DDR das Gleiche, weil eine politische Ent-
scheidung nicht immer auch gleich eine Bewusst-
seinsentwicklung nach sich zieht. Und da haben
wir auch heute noch eine Problematik, weil — ich
wiirde es so benennen und viele Aktivistinnen und
Aktivisten benennen es noch immer so — in unse-
rer Gesellschaft heute noch ein homophobes Klima
vorhanden ist. Das Problem ist also noch nicht
Uberwunden. Vielleicht sind wir in Hamburg, Berlin
und anderen Metropolen schon sehr weit, weil wir
GroRstadte sind. Wenn wir aber in andere, gerade
landliche Regionen blicken, ist es noch lange nicht
so weit, und deshalb ist es notwendig, sowohl im
rechtlichen Sinne bei dem Referentenentwurf
— das habe ich benannt — als auch im gesellschaft-
lichen Diskurs etwas nachzusteuern.

(Beifall bei der LINKEN)

Von daher — ich wiederhole es noch einmal — freu-
en wir uns Uber diesen Antrag der FDP. Wir freuen
uns auch auf die weitere Diskussion im Ausschuss
und werden mit einigen Ergédnzungen in den weite-
ren Dialog gehen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dolzer. — Gibt es weitere Wortmeldungen? —
Herr Dr. Wolf von der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD: Ich mache es kurz.
(Beifall bei Arno Muinster SPD)

Sehr geehrtes Prasidium, sehr geehrte Damen und
Herren! Eine Entschadigung fiir erlittene Haftstra-
fen flr Verurteilte nach Paragraf 175 StGB halten
wir grundsatzlich fir angemessen. Die weiterge-
hend geforderte zusatzliche moralische Entschuldi-
gung des Staates oder moralische Aufarbeitung
durch zivilgesellschaftliche Institutionen halten wir
nicht fir erforderlich und far Uberzogen. Daher
werden wir uns zu diesem Antrag enthalten. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Wolf. — Gibt es weitere Wortmeldungen?
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Dem ist nicht so. Dann kommen wir zu den Abstim-
mungen.

Wer mochte zunachst die Drucksache 21/7795 an
den Ausschuss fiir Wissenschaft und Gleichstel-
lung Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Wer méchte die Drucksache 21/7795 an den Aus-
schuss fur Justiz und Datenschutz Gberweisen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieses
Uberweisungsbegehren angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 23. Es
handelt sich um die Drucksache 21/7783, einen
Antrag der AfD-Fraktion: Bei der Richterwahl Ge-
waltenteilung sicherstellen.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Bei der Richterwahl Gewaltenteilung sicherstel-
len

— Drs 21/7783 -]

Die AfD-Fraktion mochte diese Drucksache an den
Ausschuss flr Justiz und Datenschutz iberweisen.

Wer wiinscht zu diesem Thema das Wort? — Herr
Professor Kruse von der AfD-Fraktion, Sie haben
es.

Dr. Jorn Kruse AfD: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Gewaltenteilung ist
ein normatives wichtiges Element unserer Demo-
kratie und unseres Rechtsstaats. Auch wenn es in
der Praxis mit der Gewaltenteilung zwischen Legis-
lative und Exekutive nicht weit her ist, gilt das fir
die Judikative nicht, und das ist gut so. Das Aus-
maf der Unabhangigkeit der Judikative, also aller
Gerichte, von der politischen Sphare, also Legisla-
tive, Exekutive, Parteien und Politiker, ist geradezu
ein Gradmesser dafir, ob man ein bestimmtes
Land als Rechtsstaat bezeichnen kann. Wer das
fur eine wohlfeile Sentenz aus einer Sonntagsrede
halt, dem empfehle ich einen Blick in die USA, wo
ein neu gewahlter Prasident Probleme hat, vom
Wahlkampfmodus auf Regierungsmodus umzu-
schalten. Und wer zeigt ihm die Grenzen des
Rechts? Unabhéangige Richter aus Seattle und San
Francisco. Ich vermute, jeder hier im Saal hat das
mit Befriedigung zur Kenntnis genommen.

(Beifall bei der AfD)

Sowohl in den USA als auch in Deutschland kann
man nach meiner Auffassung — und ich vermute,
auch nach lhrer — die inhaltliche Unabhangigkeit
der Richter nicht infrage stellen; in der Turkei und
vielen anderen Landern der Welt, wahrscheinlich
den meisten, sieht das schon ganz anders aus.
Beziglich der budgetdren Unabhangigkeit, also
der finanziellen, insbesondere stellenmafigen Aus-
stattung der Justiz, kann man auch in Deutschland

und manch anderen Landern gelegentlich Frage-
zeichen setzen. Aber die Justiz dadurch zu diszipli-
nieren, ist sicher nicht Ihre Intention, Herr Senator
Steffen, wenn von personeller Unterbesetzung der
Hamburger Gerichte die Rede ist. Das hat sicher
andere Grlinde.

Das eigentliche Problem ist die mangelnde perso-
nelle beziehungsweise persénliche Unabhangig-
keit. Richter werden bisher in Deutschland — und
Hamburg ist dabei keine Ausnahme — von Gremien
gewahlt, die ganz oder Uberwiegend von Parteipo-
litikern besetzt sind, also von Personen, die auch
in der Legislative und Exekutive die Macht haben.
Im Hamburger Richterwahlausschuss sind neun
von 14 Mitgliedern selbst Angehdrige der Exekuti-
ve oder der Legislative oder sind von diesen ab-
hangig oder werden von diesen gewahlt. Damit ist
eine Gewaltenteilung zwischen Judikative einer-
seits und Legislative und Exekutive andererseits
nicht gewahrleistet. Im Hamburgischen Verfas-
sungsgericht werden sogar alle neun Mitglieder
von der Hamburgischen Birgerschaft gewahlt. Die
politische Mehrheit der Birgerschaft entscheidet
also uber diejenigen Personen, die gegebenenfalls
die Entscheidungen der Blrgerschaft und/oder des
Senats unter Verfassungsgesichtspunkten uber-
prufen und analysieren sollten. Das ist ein eklatan-
ter VerstoRR gegen das Prinzip der Gewaltenteilung.

(Beifall bei der AfD)

Die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts
werden je zur Halfte vom Bundestag und vom Bun-
desrat gewahlt, also ebenfalls ausschlieflich durch
Parteipolitiker. Dabei ist mehrmals durch den politi-
schen Kuhhandel auch nach auflen hin deutlich
geworden — sonst passiert so etwas natdrlich im-
mer nur hinter verschlossenen Turen —, dass die
Parteien sehr wohl auch bei der Richterwahl partei-
politische Eigeninteressen bericksichtigen. Der
ehemalige Bundesverfassungsrichter Bockenforde
spricht dabei von Parteipatronage und personeller
Machtausdehnung der Parteien, Ubrigens ein sehr
gangiger Terminus in der politikwissenschaftlichen
Literatur zu diesem Thema und darlber hinaus.
Stellen wir uns einmal vor, Herr Trump oder die
Republikanische Partei wirden in den USA Richter
nach parteipolitischer Opportunitat auswahlen kén-
nen.

(Heiterkeit — Zuruf von Dr. Andreas Dressel
SPD)

Wie kann man das Problem lésen und Gewalten-
teilung herstellen? Antwort: Indem die Richterwahl-
gremien keine Politiker der Legislative und der
Exekutive als Mitglieder haben. Dazu schlagen wir
vor, eine Justizversammlung zu bilden, in die jede
juristische Vereinigung in einem revolvierenden
Verfahren eine bestimmte Anzahl von Mitgliedern
entsendet. Zu diesen Vereinigungen kénnten zum
Beispiel gehoren: Richterbund, Rechtsanwaltskam-
mer, Notarkammer, Vereinigung der Deutschen
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Staatsrechtslehrer, Bundesverband der Unterneh-
mensjuristen und so weiter. Es kommt nur darauf
an, dass sachkundige Juristen die Gremien stellen.
Diese Justizversammlung wahlt die Mitglieder des
Landesverfassungsgerichts in Hamburg und die
Prasidenten der jeweils héchsten Gerichte jeder
Sparte sowie die Mitglieder des Richterwahlaus-
schusses. Dieser Justizversammlung diirften keine
Personen angehoren, die jetzt oder in den letzten
Jahren Mitglieder von Parlamenten auf Bundes-
oder Landesebene waren oder sind oder Spitzen-
positionen in der Exekutive hatten oder haben,
zum Beispiel Regierungschefs, Minister, Staatsse-
kretdre oder hohe politiknahe Beamte, oder von
diesen durch ein Arbeitsverhaltnis oder auf andere
Weise abhangig sind.

Wir wirden uns freuen, wenn wir das mit lhnen
konstruktiv im Ausschuss diskutieren konnten. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Professor Kruse. — Ich bitte diejenigen, die
einen Wortbeitrag leisten mdchten, dies dem Prasi-
dium deutlich anzuzeigen, und gebe jetzt Herrn
Tabbert von der SPD-Fraktion das Wort.

Urs Tabbert SPD: Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Es ist schon etwas irritierend,
wenn eine Partei, die seit Wochen dariber disku-
tiert, ob sie den Fraktionsvorsitzenden der AfD im
Thiringer Landtag, Herrn Hocke, wegen vollig ab-
surder und abwegiger verharmlosender AuRerun-
gen zum Dritten Reich aus ihrer Partei ausschlie-
en sollte, hier antritt, um uns Nachhilfe in Sachen
Gewaltenteilung zu erteilen,

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei der CDU
und bei Christiane Blomeke GRUNE)

und dazu auch noch — ich habe lhren Antrag
durchgelesen — die Errungenschaften der Aufkla-
rung preist. Das ist alles schén und gut, lieber Herr
Kruse, aber mit der Aufklarung sollten Sie lieber
einmal in den eigenen Reihen anfangen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der CDU)

Ich sehe Ubrigens, dass meine Uhr hier nicht [auft;
insofern kann ich mich nicht an der Redezeit orien-
tieren. Sie kdnnen sie gern anstellen. — Danke.

(Dr. Jorn Kruse AfD: Kommen Sie mal zum
Thema!)

— lch komme zum Thema.

Bei lhrer Schilderung des hamburgischen Richter-
wahlausschusses, der meines Erachtens in seiner
Zusammensetzung bundesweit Vorbildcharakter
hat — nicht jedes Bundesland hat einen so fein
austarierten Richterwahlausschuss wie Hamburg,

sondern Kollegen fragen mich schon, wie wir das
in Hamburg machen, weil sie das auch in ihrem
Bundesland einfihren wollen —, haben Sie den
Eindruck erweckt, als gebe es hier standig eine
Mehrheit von neun Mitgliedern, die aus Regierung
und Parlament kommen, gegen die anderen finf.
Ich bin Mitglied in diesem Ausschuss und kann |h-
nen sagen, wie es dort lauft.

(Dirk Nockemann AfD: Aha!)
—Ja.

Sie haben vergessen zu erzahlen, dass die blrger-
lichen Mitglieder, die Sie in der Birgerschaft ge-
wahlt haben, nach einem Proporz der Fraktionen
gewahlt werden.

(Dirk Nockemann AfD: Auch das noch!)
—Ja.

(Dirk Nockemann AfD: Das ist doch totaler
Filz!)

Herr Nockemann, es wird Sie sogar womoglich be-
ruhigen, wenn Sie Rot-Griin so schlimm finden,
dass drei Senatsvertreter, drei blrgerliche Mitglie-
der der SPD plus eines der GRUNEN — Sie kon-
nen es ausrechnen — sieben von 14 Stimmen ha-
ben. Das ist keine Mehrheit.

(Dirk Nockemann AfD: Das ware ja noch
schoéner, Herr Tabbert! Wollen Sie auch
noch die Mehrheit haben?)

— Nein, das will nicht.

Sie finden es vielleicht tberraschend, dass ich als
Mitglied einer Regierungsfraktion das sogar gut fin-
de. Ich erinnere mich allerdings noch an Zeiten, als
wir einen Justizsenator Kusch hatten und zuweilen
sehr froh waren, wenn Herr Kusch und seine da-
mals vorhandene CDU-Mehrheit es nicht vermoch-
ten, entsprechende Richterwahlentscheidungen im
Alleingang durchzuboxen.

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

Wann namlich ist ein System gerecht? Jetzt werde
ich einmal eine demokratietheoretische Anleihe bei
meinem politischen Lieblingsphilosophen John
Rawls machen: Gerecht ist ein politisches System
dann, wenn man es unter einem Schleier des
Nichtwissens,

(Zuruf von Dr. Bernd Baumann AfD)

unter Unwissenheit, welche Position man in dem
System hat, als gerecht empfindet. Ich empfinde
es nach wie vor als gerecht, ein solches System
des Richterwahlausschusses zu haben, bei dem
die drei Richter oder die zwei Rechtsanwaltsvertre-
ter bei strittigen Entscheidungen zwischen Regie-
rung und Opposition das Zinglein an der Waage
sind.

Zu lhrem Modell, Herr Kruse. Es ist interessant,
einmal darliber nachzudenken. Ich will es auch gar
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nicht in Bausch und Bogen verdammen. Es hat
aber einen Nachteil. Etwas haben Sie Ubersehen.
Ich habe mich in Vorbereitung auf die heutige De-
batte mit der juristischen Fachliteratur auseinan-
dergesetzt

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Super, Urs!)

und dabei auch einmal bei dem guten alten
Maunz/Dirig, 78. Lieferung, Artikel 98, Randnum-
mer 60 nachgeschaut. Maunz/Dirig, der bekannt-
lich nicht zur linksradikalen Literatur gehort, wiirde
bei dem System, das Sie vorschlagen, beméangeln,
dass die Legitimationskette fir ein Gremium, das
so weitreichende Entscheidungen trifft wie der
Richterwahlausschuss, letzten Endes auf das
Wahlvolk zuriickgehen muss.

(Milan Pein SPD: Ganz genau!)

Was Sie allerdings vorschlagen, Kollege Kruse, ist,
dass die Legitimationskette — ich rede jetzt fast ge-
gen meine eigenen Interessen — auf Menschen mit
zweitem juristischen Staatsexamen zurlickgeht.
Die sind zwar nicht unbedingt schlechter, aber
eben auch nicht besser,

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

und man wird nicht sagen kénnen, dass ein sol-
ches System tatsachlich demokratischer ist im Sin-
ne der Ruckkopplung und der entsprechenden Le-
gitimationskette. Ich glaube, dass wir sehr gut dar-
an tun, weiterhin auf unserer hamburgisches Sys-
tem, das mit Bedacht in seinem feinen Austarieren
zwischen Vertretern aller Gewalten und als Reakti-
on auf das Dritte Reich geschaffen worden ist, zu
bauen. AuBer dieser Stimme aus der AfD, die ich
in ihrer Kritik als etwas zu harsch empfinde, habe
ich keine weitere gehort. Ich habe sehr wohl ver-
standen, dass Sie Hamburg deswegen nicht als
Unrechtsstaat brandmarken,

(Zuruf von Dr. Andreas Dressel SPD)

aber ich finde, Sie sollten, nachdem Sie vielleicht
einmal einen Blick in den Maunz/Dirig geworfen
und Uber die Legitimationsketten-Argumentation
nachgedacht haben, noch einmal in sich gehen.
Wir jedenfalls sehen keine Basis fUr eine konstruk-
tive Debatte Uber ein derartiges Gremium in Anbe-
tracht des sehr guten Richterwahlausschusses in
Hamburg und werden |hren Antrag daher ableh-
nen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Tabbert. — Als Nachster spricht Herr Seel-
maecker von der CDU-Fraktion.

Richard Seelmaecker CDU: Herr Vorsitzender,
meine Damen und Herren Kollegen! Oberlehrer,

horte ich es schon raunen. Das freut mich; der
Oberlehrer macht etwas Gutes, er bringt etwas bei.
Das will ich gern tun.

Die Einleitung liest sich erst einmal ganz gut, Herr
Professor Kruse. In ihr sind ein paar allgemeine Er-
wagungen enthalten, die ich gar nicht schlecht fin-
de. Wenn es dann aber um das Konkrete geht,
fehlt meines Erachtens die Substanz.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Zwei Hauptthesen habe ich herausgegriffen. Zu-
nachst zur ersten These, keine Gewaltenteilung.
Nicht weniger als eine Verletzung des Artikel
20 Absatz 2 Grundgesetz ist also angesprochen.
Das Argument, das Sie anfiihren: Da neun Mitglie-
der des Richterwahlausschusses von der Birger-
schaft gewahlt werden, sei die Gewaltenteilung
nicht gewahrleistet. Gleichzeitig impliziert dies eine
Behauptung. Die drei Mitglieder, die auf Vorschlag
der Richter vom Senat berufen werden, und die
beiden Mitglieder, die von der Anwaltskammer be-
rufen werden, sind nach lhrer Auffassung unver-
dachtig. Diese Behauptung halte ich fiir sachlich
unzutreffend, denn Mitglieder einer Kammer, und
seien es auch die der Rechtsanwaltskammer, sind
nicht besser und nicht schlechter, sie sind nicht
neutraler; auch sie sind Interessenvertreter, ndm-
lich Interessenvertreter der Anwaltschaft. Was
macht nun also bei den neun Mitgliedern der Un-
terschied aus, dass sie von der Birgerschaft ge-
wahlt werden? Das erscheint Ihnen suspekt. Sie
seien nicht legitimiert, sagen Sie, denn hier greife
die Legislative Uber in die Judikative. Ubergriff —
dahinter steckt dieses AfD-typische Argument: Die
da oben machen, was sie wollen, das ist nicht legi-
timiert und nicht in Ordnung. An dieser Stelle be-
dienen Sie sich des Arguments der Gewaltentei-
lung, das hier aber nicht tragt, denn unsere Verfas-
sung hat neben der Gewaltenteilung auch eine Ge-
waltenverschrankung vorgesehen, und das in vie-
len Fallen. Ein Beispiel ist die institutionelle Ver-
schrankung. Unsere Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel, die Regierung, wird im September von der Le-
gislative wiedergewahlt werden.

(Dorothee Martin SPD: Neu gewahlt!)

Hier haben wir also einen klassischen Fall der Ge-
waltenverschrankung. Wir haben auflerdem eine
personelle Verschrankung. Diverse Regierungsmit-
glieder im Bundestag sind gleichzeitig Mitglieder
des Deutschen Bundestags. Oder nehmen Sie den
Bundesrat,

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

in dem die Landerexekutiven an der Legislative
des Bundes mitwirken. Dasselbe gilt fur Verord-
nungsermachtigungen, wo wir eine Delegation von
Legislativgewalt in die Exekutive haben. Es gibt al-
so zahlreiche Beispiele fir Gewaltenverschran-
kung.
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(Dr. Jorn Kruse AfD: Sie sprechen mir aus
dem Herzen!)

Sie haben wir auch hier und das ist auch richtig so.

Die zweite Hauptthese: Die Parteien kdnnten durch
den Richterwahlausschuss beeinflussen, dass be-
stimmte Richter in héhere Positionen gelangen und
andere nicht. Diese Behauptung trifft schlicht nicht
zu, denn in Artikel 33 Absatz 2 unseres Grundge-
setzes steht, dass alle Menschen in Deutschland
nach Eignung, Befahigung und Leistung befordert
werden.

(Dirk Nockemann AfD: Das glauben Sie aber
auch nur!)

Das trifft selbstverstandlich auch auf die Richter
zu — und auch auf alle anderen Beamten, Herr
Nockemann. Das sollten Sie wissen.

(Dirk Nockemann AfD: Soll ich jetzt Nein sa-
gen?)

Vollig unabhéngig vom Richterwahlausschuss ist
also derjenige Richter zu beférdern, der am besten
geeignet ist, die beste Leistung bringt und am bes-
ten befahigt ist. Das bestimmt nicht der Richter-
wahlausschuss, sondern richtet sich nach den
dienstlichen Beurteilungen, die ein Richter bekom-
men hat — durch Juristen, so, wie Sie es gern wol-
len, namlich vom Dienstvorgesetzten. Hat der
Richter ordentliche Arbeit gemacht? Was kann er?
Kann er Menschen filhren? Schreibt er ordentlich
begriindete Urteile? Das halt der Dienstvorgesetz-
te in seiner Beurteilung fest. Das heilst, wir haben
erst einmal eine Legitimation durch die Beurtei-
lung, und wenn das einem Richter nicht passt,
kann er Widerspruch gegen seine Beurteilung ein-
reichen und dagegen klagen. Das passiert in Ham-
burg durchaus; wir haben vor dem Verwaltungsge-
richt Konkurrentenklagen von Richtern. Das ist vol-
lig legitim und zeigt, dass unser System funktio-
niert.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Der Richterwahlausschuss dient letztlich nur der
Kontrolle und der Legitimation. Das funktioniert in
der Praxis bei uns in Hamburg hervorragend. Wir
bekommen in der Regel die Originalpersonalakten
der Richter. Das bekommen Sie in keiner Deputati-
on. Wir bekommen sie mit viel zeitlichem Vorlauf
— auch das ist anders als in allen Deputationen in
Hamburg —, und wir bekommen sie sogar mit nach
Hause, weil uns geglaubt wird, dass wir kein
Schindluder mit den Daten treiben. Das funktioniert
also wirklich gut.

Abschlief3end erlauben Sie mir bitte noch zwei Hin-
weise. Zum einen ist der Antrag nicht nur unbe-
grindet, sondern auch unzuldssig, denn der Rich-
terwahlausschuss und seine Zusammensetzung
stehen in Artikel 63 unserer hamburgischen Ver-
fassung. Wir brauchten also ein verfassungsan-

derndes Gesetz — was Sie nicht vorgelegt haben.
Auch insofern funktioniert das nicht.

Und zu guter Letzt: Ich glaube, selbst mit einer
Justizversammlung hatten wir am Ende den AfD-
Archetyp, Herrn Schill — als solchen betrachte ich
ihn —, nicht verhindern kénnen, denn dessen Cha-
rakterlosigkeit hat sich erst in der politischen Er-
pressung manifestiert; er war ja vorher Richter ge-
worden. — Danke sehr.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Seelmaecker. — Meine Damen und
Herren! Ich bitte Sie um besondere Aufmerksam-
keit. Ich erteile dem Abgeordneten Dr. Flocken fur
seine Aulerungen in der letzten Sitzung am 1. Fe-
bruar 2017 einen Ordnungsruf. — Und nun hat Frau
Dr. Timm von der GRUNEN Fraktion das Wort.

Dr. Carola Timm GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die AfD erzeugt mit diesem
Antrag ein falsches Bild. Sie vermittelt den Ein-
druck, dass die Justiz verfilzt ist und das System
der Richterwahl gegen die Gewaltenteilung ver-
stofdt. Das ist falsch und gefahrlich. Richtig ist,
dass die Justiz in Deutschland ausgesprochen gut
funktioniert. Sie ist ein echtes Korrektiv zur Politik,
gerade auch das Bundesverfassungsgericht mit
seinen vielen richtungsweisenden Entscheidun-
gen. Dass das so ist, zeigt die aktuelle Entschei-
dung des Bundesverwaltungsgerichts zur Elbver-
tiefung. Man kann in der Sache unterschiedlicher
Meinung sein, aber es kann niemand bestreiten,
dass das Gericht sich sehr grindlich und vertieft
mit der Materie auseinandergesetzt hat, obwohl
das ein sehr komplexes, weites Feld ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Unsere Justiz hat ein sehr hohes Niveau. Sie ist
bei den Entscheidungen grindlich, genau, differen-
ziert und trotzdem lebensnah. So habe ich die Ge-
richte in meiner beruflichen Tatigkeit als Behorden-
juristin in Hamburg kennengelernt.

Die deutsche Justiz funktioniert also, sie funktio-
niert hervorragend, und es gibt keinen Grund, dar-
an etwas zu andern. Und weil das so ist, arbeitet
der Antrag mit Unterstellungen. Da ist von Kuhhan-
del und Parteienfilz die Rede. Dabei hat sich das
durch die hamburgische Verfassung vorgesehene
Verfahren mit den Richterwahlausschissen Uber
Jahrzehnte bewahrt — die Kollegen haben es aus-
gefihrt —, im Gegensatz zu dem Verfahren in den
USA, wo Trump im Alleingang irgendwelche ultra-
konservativen Richter benennt, die dann auch
noch lebenslang im Amt sind. Herr Kruse, das war
es dann mit den Grenzen des Rechts, von denen
Sie vorhin sprachen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Dieses Beispiel aus Amerika zeigt, dass das dort
ein echtes Problem ist. Da kann man ein neues
System mit weniger Macht fiir den Prasidenten for-
dern, denn das ist tatsachlich gefahrlich fur die De-
mokratie. Aber so ist es hier eben nicht. Dieser An-
trag redet Probleme herbei, wo gar keine sind. Vor
allem aber gefahrdet der Antrag mit dem vorge-
schlagenen Verfahren die Unabhangigkeit der Jus-
tiz und erreicht somit genau das Gegenteil. Wenn
namlich ausschlieBlich juristische Fachverbande in
einer Justizversammlung Uber die Richterwahl be-
stimmen, dann ist das ein intransparentes Verfah-
ren, das demokratisch nicht legitimiert ist, weil jede
Anbindung an Exekutive und Legislative fehlt, und
genau das verstoRt gegen die Gewaltenteilung; es
ist nicht so, wie Sie es genau andersherum darstel-
len.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das ist mit Artikel 20 Grundgesetz nicht vereinbar,
weil alle Staatsgewalt vom Volk ausgehen muss.
Das ist der entscheidende Grundsatz, das ist das
Wesen der Demokratie. Hierzu bedarf es immer ei-
ner Legitimationskette — auch Jura Ubrigens, erstes
oder zweites Semester. Diese Voraussetzungen
sind im jetzigen System durch die ausgewogene
Besetzung des Richterwahlausschusses gegeben,
die gerade verhindert, dass eine Partei mit ihren
Leuten durchmarschieren kann; auch das haben
die Kollegen schon im Detail ausgefuhrt. AuRer-
dem wird die Auswahl nach Leistung gewahrleistet.
Das ist eine zwingende Voraussetzung und not-
wendig, um weiterhin die Qualitat der Gerichtsent-
scheidungen und der Rechtsprechung zu gewahr-
leisten. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Dr. Timm. — Das Wort hat Herr Dolzer
von der Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Liebe Hamburgerinnen
und Hamburger, liebe Kolleginnen und Kollegen,
Herr Prasident! Eine noch weitergehende Demo-
kratisierung der Richterwahl ist an sich eine sehr
gute Idee. Wenn man aber demokratietheoretisch
genauer darauf blickt — Urs Tabbert hat es schon
gesagt —, koénnte man im Grunde genommen,
wenn man es noch weiter demokratisieren wollte,
letztendlich die Wahlerinnen und Wahler Uber die
Richter und Richterinnen bestimmen lassen. Dann
waren wir bei einer Forderung, die der KBW ir-
gendwann einmal aufgestellt hat. Ich weil} nicht,
ob die AfD in diese Richtung gehen wollte; ich den-
ke, eher nicht, wenn ich mir den Antrag genau an-
schaue.

Es sind bereits viele Argumente genannt worden.
Die Legitimationskette haben Frau Timm und Herr
Tabbert ausgefihrt. Der uns vorliegende Antrag
wlrde, wenn man ihn sich genauer ansieht, auch

nicht unbedingt zu einer Demokratisierung flihren,
sondern dazu, dass ein anderes Klientel im Rich-
terwahlausschuss sitzen wirde, namlich haupt-
sachlich nur Juristeninnen und Juristen. Das ware
auf keinen Fall eine Demokratisierung,

(Beifall bei der LINKEN)

und deshalb kdnnen wir diesem Antrag nicht zu-
stimmen. Wir kénnen ihm auch deshalb nicht zu-
stimmen, weil Herr Seelmaecker recht hat in Be-
zug auf Artikel 63 der hamburgischen Verfassung:
Der Antrag ist auch formal nicht richtig. Zudem gab
es vor einigen Jahren einen ahnlichen Antrag von
der GRUNEN Fraktion, allerdings handwerklich an-
ders gestrickt. Davon ist dieser Antrag ein
bisschen abgekupfert. Die genannten Argumente
brauche ich nicht zu wiederholen. Wir werden den
Antrag ablehnen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Dolzer. — Das Wort hat Frau von Treu-
enfels-Frowein von der FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Prasidenten, meine Damen und Her-
ren! Ich will es kurz machen, denn es ist wirklich al-
les in vernlnftiger Weise gesagt worden.

Ich mdchte das Thema zum Anlass nehmen, ein-
mal zu sagen, dass meiner Meinung nach unsere
Richter und Staatsanwalte im Rahmen von Recht
und Gesetz und vor allem Gewaltenteilung einen
hervorragenden Job machen. Man sollte nicht un-
terstellen, dass sie von Parteien beeinflusst sind
oder irgendwelche bléden Deals untereinander
aushecken. Es gehdrt dazu, dass wir sie auch ein-
mal loben.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Ich méchte hervorheben, dass lhr Vorschlag noch
nicht einmal das, was Sie proklamiert haben, errin-
gen wirde. Was Sie vorgeschlagen, bedeutet ei-
gentlich nur, dass die Richter und die Rechtsan-
walte, die in diesem Gremium sitzen, sich unterein-
ander wahlen. Das finden wir intransparent. Fur
mich hat lhr Vorschlag nicht einmal Sinn ergeben,
nachdem ich verstanden hatte, wo Sie eigentlich
hinwollten. Ich glaube auch nicht, dass die Richter
das fiir sehr sinnvoll halten wiirden. Deswegen leh-
nen wir das ab.

Nach Herrn Dolzer in Sachen Gewaltenteilung zu
sprechen, finde ich erstaunlich. Ich hatte mich ge-
freut, wenn hier ein paar Worte von lhnen gekom-
men waren. Aber das ist vielleicht in einem ande-
ren Gremium notwendig. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der SPD)
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Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmel-
dungen vor. — Doch, Herr Dr. Flocken, bitte schon.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrter
Herr Prasident, sehr geehrte Abgeordnete! In un-
serer Demokratie tut das Volk seinen Willen in
Wahlen und Abstimmungen kund. Im antiken Grie-
chenland, der Wiege der abendlandischen Kultur,
gab es eine dritte Saule, das Losverfahren, immer
verbunden mit der Annuitat. Besonders in der atti-
schen Demokratie, also in Athen, war dies die
wichtigste Methode fiir die Besetzung von Amtern,
in Sparta dagegen Uberwog das Wahlverfahren.
War es Zufall, dass gerade im Athen des vierten
vorchristlichen Jahrhunderts, in dem die Lenker
der Polis durch das Los bestimmt wurden, ein
solch freier Geist wehte, dass ausgerechnet dort
vor 2 400 Jahren eine Wissenschaft entstehen
konnte, die — zum Beispiel in der Biologie des Ari-
stoteles — erst vor 300 Jahren getoppt werden
konnte? Nein. Das lag daran, dass eine 6ffentliche
Debatte nicht dadurch eingeengt wurde, dass
— wie im heutigen Deutschland oder im antiken
Sparta — mit Blick auf Wahlen die politische Kor-
rektheit beachtet werden musste. Das Losverfah-
ren kommt in Deutschland in der dritten Gewalt in
rudimentarer Form bereits vor, Beispiele sind
Schoéffengerichte und der Paragraf 15 Absatz 2
Satz 2 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes, in
dem es um dringliche Vertretung von Verfassungs-
richtern geht.

Warum ware das Losverfahren besonders fir Ver-
fassungsgerichte passend? Erstens: Eine juristi-
sche Qualifikation ware leicht zu definieren, er-
ganzt durch einschlagige Berufserfahrung und Be-
wahrung und durch ein Mindestalter, erganzt nattr-
lich wie in Athen durch eine Annuitat, zum Beispiel,
dass nach funf Jahren Schluss sein misste. Zwei-
tens: Stellen Sie sich einmal vor, Sie stehen in ei-
nem Verfahren vor einem Oberverwaltungsgericht.
Nun hat |hr Richter einen ausgepragten Ehrgeiz in
Richtung Verfassungsgericht. Sie stehen jetzt in
hochster Gefahr, dass |hr Fall nicht mehr nach
bestem Wissen und Gewissen, sondern nach poli-
tischer Opportunitat beurteilt wird. Deshalb pladie-
re ich dafur, Uber das Losverfahren nachzudenken.
Der Antrag der AfD ist ein erster Schritt in diese
Richtung, weil die angesprochene Intransparenz
dort so grol ist, dass ein potenzieller Verfassungs-
richter nicht mehr im Blick auf seine zuklnftige
Wahlbarkeit seine Urteile zu fallen versucht ist. —
Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Meine Damen und Herren, mir liegen kei-
ne weiteren Wortmeldungen vor. Wir kommen zur
Abstimmung.

Wer mochte die Drucksache 21/7783 an den Aus-
schuss fir Justiz und Datenschutz Gberweisen? —

Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mehrheit-
lich abgelehnt worden.

Wir stimmen Uber den Antrag der AfD-Fraktion aus
der Drucksache 21/7783 in der Sache ab.

Wer méchte sich diese anschlielen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit abge-
lehnt worden.

Dann rufe ich auf Tagesordnungspunkt 38, Druck-
sache 21/7805, Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN: Angebotsoffensive fiir Ham-
burgs Kundenzentren: schnellere Terminvergabe,
einheitliche und langere Offnungszeiten, Auswei-
tung der digitalen Angebote.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Angebotsoffensive fiir Hamburgs Kundenzen-
tren: schnellere Terminvergabe, einheitliche
und lidngere Offnungszeiten, Ausweitung der
digitalen Angebote

— Drs 21/7805 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Keine SchlieBung von Kundenzentren — Leis-
tungsfahigkeit aller Hamburger Kundenzen-
tren nachhaltig verbessern

— Drs 21/7955 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/7955 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

Zur Drucksache 21/7805 liegt ein Antrag der FDP-
Fraktion auf Uberweisung an den Verfassungs-
und Bezirksausschuss vor.

Wer winscht das Wort? — Herr Schmitt von der
SPD-Fraktion, bitte schon.

Frank Schmitt SPD: Sehr geehrter Herr Prasident,
sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen Abgeord-
nete, sehr geehrte Birgerinnen und Birger! Vor ei-
nigen Monaten war die Situation in den Kunden-
zentren bereits Thema der Aktuellen Stunde in der
Birgerschaft. Lange Vorlaufzeiten fur Termine und
lange Wartezeiten und Schlangen vor den Kun-
denzentren — wir waren uns einig, dass eine solche
Situation wie im vergangenen Sommer sich nicht
wiederholen darf.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich hatte damals die SofortmalRnahmen erlautert,
die ergriffen wurden. Dabei waren zwei Ziele zen-
tral: Erstens, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
den Kundenzentren zu entlasten, und zweitens da-
fir zu sorgen, dass die Blrgerinnen und Birger
wieder zeithnah Termine in den Kundenzentren be-
kommen konnen. Die Finanzbehorde und die Be-
zirke haben reagiert, die Stellen nachbesetzt und


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7805
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7955

3782 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 53. Sitzung am 15. Februar 2017

(Frank Schmitt)

Stellen aufgestockt. Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sind mittlerweile eingelernt und in ihre Ar-
beitsplatze eingewiesen. Die Situation normalisiert
sich nun wieder, und die Vorlaufzeiten fir die Ter-
minvergabe sowie die Wartezeiten fur Spontankun-
dinnen und -kunden haben sich deutlich verringert.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem vorliegenden Antrag wollen wir die Ser-
vicequalitat in den Kundenzentren fir die Birgerin-
nen und Blrger in Hamburg merkbar anheben und
dauerhaft garantieren. Uber die Fortschritte wollen
wir uns regelmaRig berichten lassen. Es kann nicht
sein, dass der Gesetzgeber bei einem Umzug eine
Ummeldung innerhalb einer Frist von 14 Tagen
vorschreibt und Sie keinen Termin innerhalb dieser
Frist bekommen, wenn Sie sich ummelden wollen.
Deswegen soll die Wartezeit auf einen Termin im
Kundenzentrum hdchstens 14 Tage betragen, an-
zustreben sind zehn Tage.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir wollen, dass die Offnungszeiten in den Kun-
denzentren deutlich ausgeweitet werden und Sie
den Besuch in einem Kundenzentrum in der Zeit
von 8 bis 18 Uhr — mindestens — erledigen kénnen,
auch wahrend der Mittagspause, und nicht einen
Tag Urlaub nehmen mussen, um lhren Personal-
ausweis zu verlangern.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Bei der Online-Terminvergabe sollen zeitnah Ter-
mine verfligbar sein. Dabei soll die Terminabfrage
nicht nur standortbezogen, sondern auch termin-
bezogen maoglich sein. Ich habe heute Morgen bei
der Recherche festgestellt, dass dies erfreulicher-
weise schon umgesetzt ist; ich hatte heute, also
am gleichen Tag, in drei verschiedenen Kunden-
zentren mein Anliegen — Verldngerung eines Per-
sonalausweises — durchfiihren kdénnen. Ich finde
erfreulich, dass das bereits umgesetzt ist.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Selbstverstandlich soll es auch weiterhin mdglich
sein, Uber den Telefonischen HamburgService Ter-
mine zu vereinbaren. Wir méchten dariber hinaus,
dass geprift wird, ob der Online-Ausbau vielleicht
auch den einen oder anderen Besuch im Kunden-
zentrum Uberflissig macht, wo ein personliches Er-
scheinen nicht notwendig ist.

(Beifall bei der SPD)

Wenn das innerstadtische Kundenzentrum in der
Caffamacherreihe/Kaiser-Wilhelm-Stralle 2018 in
Betrieb geht, mochten wir, dass gepruft wird, ob
Sonnabendoéffnungen mdglich sind, sodass man
auch am Sonnabend seinen Kundenzentrumsbe-
such machen kann.

(Michael Kruse FDP: Jetzt noch Sonntags-
offnungen durchsetzen!)

Die Bearbeitung bei der Ausstellung von Passen,
insbesondere vor den Sommerferien, soll be-
schleunigt werden, sodass die langen Schlangen
vor den Sommerferien kiinftig der Vergangenheit
angehdren werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Um diese zentralen Leistungsversprechen zu reali-
sieren und verlasslich sicherzustellen, streben wir
eine einheitliche Steuerung bezirksibergreifend
aus einer Hand an, und mdchten, dass im Verfas-
sungs- und Bezirksausschuss rechtzeitig Uber die
Planung der Malnahmen, die einzelnen Schritte
und die zeitliche Umsetzung berichtet wird. Durch
ein Monitoring wollen wir die Einhaltung der zentra-
len Leistungsversprechen transparent machen.

Mit dem vorliegenden Antrag flankieren wir die be-
reits von der Finanzbehdrde, der Kasse.Hamburg
und den Bezirksamtsleitungen in die Wege geleite-
ten Malnahmen. Mit der Angebotsoffensive fir
Hamburgs Kundenzentren geben wir ein Leis-
tungsversprechen fir noch bilrgernadhere Kun-
denzentren ab, mit schnelleren Terminvergaben,
einheitlicheren und langeren Offnungszeiten und
der Ausweitung der digitalen Angebote. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dr. Wolf von der CDU-
Fraktion.

Dr. Jens Wolf CDU: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Endlich MalRnahmen gegen die inak-
zeptable Situation bei der Terminvergabe und den
Wartezeiten in den Kundenzentren zu ergreifen ist
im Grunde richtig. Herr Schmitt hat dazu viel Wah-
res gesagt und wir werden Sie beim Wort nehmen.
Wenn Sie von Leistungsversprechen reden, dann
werden die Birgerinnen und Birger dieser Stadt
dieses Versprechen auch eingeldst sehen wollen.

(Zuruf von Arno Miinster SPD)

Die Ideen, die Sie jetzt dullern, sind langst Uberfal-
lig, gehen aber nicht weit genug. SPD und GRUNE
gerieren sich als Retter — oder sollte ich eher sa-
gen, als Retterchen? — in einer Situation, die der
rot-griine Senat selbst verschuldet hat. Nur auf-
grund des massiven Offentlichen Drucks und des
Drucks in diesem Hause wird dieses Problem an-
gegangen. Dennoch begnugt sich Ihr Antrag mit
dem Notigsten. Ein Minimum des fiir die Blrger
Zumutbaren soll gerade mal so gewahrleistet wer-
den. Es wird nach lhrem Antrag keine langfristige
Vorsorge geben, um einen stabilen Kundenzen-
trumszustand zu erreichen oder Hamburg gar zum
Spitzenreiter im Bereich der Behdrdenorganisation
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zu machen. Das ware doch mal was. Aber nein,
anspruchsvolle Ziele sind nicht zu erkennen.

(Beifall bei der CDU)

Daher haben wir unseren Erganzungsantrag ge-
stellt, um die Kundenzentren vielleicht doch noch
auf einen Weg zu bringen, die Zusténde fiir die
Kunden — und das sind die Birgerinnen und Bur-
ger dieser Stadt — und die Mitarbeiter in den Kun-
denzentren, die genauso unter diesen Zustanden
leiden, ertraglich zu machen. Die vom Senat ergrif-
fenen MalRnahmen haben geholfen, das ist richtig,
aber immer noch keinen akzeptablen Zustand ge-
schaffen. Gerade heute ist die Antwort auf meine
Schriftliche Kleine Anfrage zu diesem Thema ge-
kommen: Noch immer betragt die durchschnittliche
Wartezeit fir Spontankunden in acht Kundenzen-
tren mehr als eine Stunde, in Barmbek-Uhlenhorst
sind es 74 Minuten, in Harburg 73 Minuten. Noch
immer liegt die durchschnittliche Wartezeit bei Ter-
minvergaben in neun Kundenzentren bei weit tber
einem Monat, in Lokstedt sind es 40 Tage, in den
Walddérfern 42 Tage.

Der Senat hat keine Strategie, um die Personalauf-
stockung zu verstetigen und das Problem der
Uberlastung dauerhaft zu l16sen, und die Ideen von
Rot-Grln in lhrem Antrag andern daran nichts. Der
Einsatz von Personal aus dem Einwohnerzentral-
amt als Ubergangslésung stellt auf Dauer keine
tragfahige Losung dar. Nicht erkennbar ist weiter-
hin, inwiefern die Altersabgange in den Kunden-
zentren bei der Planung bericksichtigt sind. Schon
im Sommer zeigte sich Herr Senator Tschentscher
bass darliber erstaunt, wo denn das ganze Perso-
nal in den Kundenzentren sei. Er will jahrelang
nicht gemerkt haben, dass es sich sukzessive im-
mer weiter reduziert hatte. Der Senat hat auch jetzt
keinen kreativen und flexiblen Lésungsansatz, um
die dringenden Probleme zu erledigen, und die
Ideen von Rot-Griin andern daran nichts. Die Mit-
arbeiter in den Kundenzentren sind sehr wohl in
der Lage zu erkennen, wann Burgerinnen und Bir-
ger ein eiliges Problem haben, und wiirden es gern
I6sen. Sie kdnnen es aber nicht, weil die Moglich-
keiten nicht vorhanden sind.

Zum Problem der sogenannten Dubletten: Man
kann den Birgern nicht verdenken, dass sie sich
mehrere Termine online reservieren und nur einen
einzigen davon wahrnehmen. Aber das muss ver-
hindert werden, und zwar durch den Einsatz tech-
nischer Mittel. Die Software, die in den Kunden-
zentren verwendet wird, gibt dies nicht her. Die
derzeitige Software bietet auch keine Mdoglichkeit
zur Einrichtung und Vereinbarung von Familienter-
minen. Auch das muss geregelt werden und auch
das steht nicht in lhrem Antrag. Sie begniigen sich
mit der Forderung nach Mindeststandards. lhre
Ideen &ndern an dieser Situation nichts.

(Beifall bei der CDU)

Ein wirkliches Vordenken, ein Vorausdenken zu
mehr Nachhaltigkeit, zu mehr Vorsorge sieht an-
ders aus. Sie verlangen nicht den groRen Wurf
vom Senat, denn Sie haben keine Ldsung, wie die
Personalaufstockung verstetigt werden kann, und
Sie haben keine Ldsung, wie das Kernproblem ei-
ner unzureichenden Software geregelt werden
kann; das Thema kommt in lhrem Antrag gar nicht
VvOor.

Die perfideste |dee steckt in Punkt 11 Ihres An-
trags. Darin fordern Sie indirekt zur SchlieBung von
Kundenzentren auf. Sie verklausulieren das zwar
als Zusammenlegung von Standorten, aber was
heilt denn das? Das heilst SchlieBung von Kun-
denzentren. Das Kundenzentrum in den Walddor-
fern haben Sie schon zur Disposition gestellt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ganz so ist das
nicht!)

Glauben Sie ja nicht, dass das ohne den Protest
der Birger und ohne den Protest der CDU in die-
sem Hause vonstattengehen wird.

(Zuruf von Dr. Andreas Dressel SPD)

Der Protest der Menschen in dieser Stadt ist Ihnen
sicher, wenn Sie diese Strategie der SchlieRung
von Kundenzentren weiterfahren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Gallina von der GRU-
NEN Fraktion.

Anna Gallina GRUNE:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Da-
men und Herren! In einem sind wir uns einig: Die
Hamburgerinnen und Hamburger mussten in den
letzten Monaten deutlich zu lange warten. Ich
mdchte mich an dieser Stelle bei denjenigen be-
danken, die in den Kundenzentren ausgehalten
oder ausgeholfen haben und mit ihrem Engage-
ment und ihrem Einsatz versucht haben, vieles ab-
zufedern und den Menschen trotzdem zur Erful-
lung ihrer Anliegen zu verhelfen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
André Trepoll CDU: Dazu haben Sie auch
allen Grund!)

— Ja. Auch Sie konnen sich daflir bedanken, ob
Sie nun finden, dass ich einen Grund dazu habe,
oder nicht.

Ich erinnere mich noch gut an die Sitzung im Juni,
Herr Trepoll, als wir Uber dieses Thema gespro-
chen haben. Damals haben Sie sich am Thema
Hoffnungsstadt Hamburg abgearbeitet. Am Ende
mussten wir dann feststellen, dass Sie selbst in
diesem Bereich nur mit Hoffnung gearbeitet haben,
denn Sie haben keine eigenen Vorschlage vorge-
legt. Jetzt lhren Zusatzantrag zu feiern, Herr Wolf,
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als sei er das Uberragende und total Weitreichen-
de, finde ich hochst seltsam,

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

weil ich nicht erkennen kann, dass Ihr Antrag sub-
stanziell an irgendeiner Stelle Uber unseren Antrag
hinausgeht. Nein, es ist andersherum: An man-
chen Stellen

(Zurufe von der CDU)

— ich habe ihn sehr grindlich gelesen — bleibt er
sogar hinter unserem Antrag zuriick. Dass Sie da-
von sprechen, dass es lediglich Mindestmal} sei,
wenn wir von Samstags6ffnung und langeren und
einheitlichen Offnungszeiten reden — wo wir natiir-
lich wissen, dass wir an der einen oder andern
Stelle dafir mehr Personal brauchen werden —, fin-
de ich irgendwie merkwdirdig; in all den Monaten
habe ich von Ihnen keinen Vorschlag gesehen, wie
wir ihn heute vorgelegt haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wollen Sie mich fragen, ob ich eine Zwischenfrage
zulasse?

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Entschuldigung. Ja.

Anna Gallina GRUNE:* Mache ich aber nicht,
danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Heiterkeit)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Das
versteht das Prasidium unter prasidiumsfreundli-
cher Arbeitsabnahme.

(Heiterkeit)

Anna Gallina GRUNE (fortfahrend):* In den ver-
gangenen Monaten ist eine Menge passiert, auch
bevor wir heute diesen Antrag eingebracht haben.
Allein im zentralen Ausschreibungsverfahren sind
40 Vollzeitdquivalente neu eingestellt worden.
Schon im Dezember waren 24 neue Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter da,

(Zuruf)

die ihre Ausbildung oder Einarbeitungszeit abge-
schlossen haben, und im nachsten Monat kommen
noch einmal 38 weitere hinzu, die dann vollum-
fanglich eingesetzt werden kdénnen. Herr Schmitt
hat es mit seiner Recherche von heute Morgen
deutlich gemacht: Es gibt an vielen Stellen eine
deutliche Verbesserung gegenuber dem Zustand,
als wir diese Debatte das letzte Mal gefiihrt haben.
Das ist natirlich erst einmal die Grundlage dafiir,
um dann Uber weitergehende Qualitatsverbesse-

rungen und Serviceangebote zu sprechen, und
das machen wir jetzt mit unserem Elf-Punkte-Plan.

Das Ganze ist ein Prozess. Am Ende dieses Pro-
zesses steht ein Leistungsversprechen fiir die
Hamburgerinnen und Hamburger, einen Termin in
maximal 14 Tagen zu bekommen, langere Off-
nungszeiten zu haben, die es, wie Herr Schmitt ge-
sagt hat, durchaus méglich machen, sein Anliegen
abgearbeitet zu bekommen, ohne einen Arbeitstag
zu verlieren, wenn das Kundenzentrum an der Caf-
famacherreihe eréffnet hat, auch samstags, als ei-
ne Prioritdt zu setzen, dass es auch im Sommer
mdglich ist, seinen Pass noch zu verlangern, wenn
man das nicht rechtzeitig vorher auf den Weg ge-
bracht hat, um seine Reise antreten zu kdénnen,
und eine deutlich bequemere Terminvereinbarung
sowohl online als auch per Telefon. Dieses kleine
Detail ist mir wichtig, weil es auch Menschen gibt,
die immer noch nicht so internetaffin sind. Dass wir
diese Liicke schlief3en, freut mich.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Der Behordenbesuch wird also kinftig, so hoffe
ich, zu der unaufgeregten Selbstverstandlichkeit,
die er sein sollte, und damit deutlich weniger auf-
wendig als beispielsweise ein Facharzttermin.

Darlber hinaus wollen wir die Chancen der Digita-
lisierung nutzen. Wir werden sehen, was maoglich
ist; vieles wird sich im Prozess entwickeln missen.
Dabei sind einige Rechtsgrundlagen zu bedenken.
Aber wir werden diesen Weg einschlagen, und ich
hoffe, dass wir im kommenden Juni eine zufrieden-
stellende Situation fiir alle Hamburgerinnen und
Hamburger haben. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
André Trepoll CDU: Hoffnungsstadt Ham-
burg!)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Jersch von der Fraktion
DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Der Antrag der Regie-
rungskoalition ist eigentlich, wenn man sich die Si-
tuation vor Ort anschaut, ein Stick aus dem Toll-
haus: Er ist eine Mischung aus Alternative Facts.
Er verkauft Selbstverstandlichkeiten, die eigentlich
vor Ort vorhanden sein missten. Er verteilt unver-
bindliche Prifauftrdge. Er verschweigt das eigene
jahrelange Versagen. Und er lasst Fakten weg.
Schon 2015 war die Situation in unseren Bezirks-
amtern unertraglich, wenn man sich die Anfragen
und die Antragssituation anschaut. Wenn Sie jetzt
eine Terminvergabe innerhalb von 10 bis 14 Tagen
ankundigen, dann kann ich nur sagen: Das ist eine
sehr lange Zeit. Ich denke, das ist das Allerminde-
ste und erinnert fast schon an einen Arzttermin,
den man heute ja sehr schwer bekommt.
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(Beifall bei der LINKEN)

Einheitliche Offnungszeiten, Priorisierung bestimm-
ter Vorgadnge, spontane Mdglichkeiten, im Be-
zirksamt zu erscheinen, das, liebe Kolleginnen und
Kollegen, sollten Selbstverstandlichkeiten sein fiir
ein Bezirksamt, das nah an der Bevdlkerung ist.
Das in einen solchen Antrag, den man dann noch
als Offensive bezeichnet, zu packen, ist dreist.

(Beifall bei der LINKEN)

Letztendlich liegt dem Ganzen ein klassisches Ver-
sagen in der personellen Ausstattung der Bezirks-
amter zugrunde, die seit Jahren ihren wirklichen
Aufgaben nicht mehr nachkommen und mit dieser
Einstellungsoffensive gerade einmal wieder auf
den Stand von 2012 gehoben worden sind. Wenn
Sie lhren Antrag als Angebotsoffensive — das Wort
kommt mir gar nicht richtig Gber die Lippen — be-
trachten, dann ist das fir mich nichts anderes als
eine Frontberichterstattung vom Rilckzugsgefecht
vor lhren eigenen Versagen in den letzten Jahren
gegeniber den Bezirken.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie sind doch
Pazifist!)

Sie haben kein Wort — der Kollege Wolf hat dan-
kenswerterweise dazu ein wenig schon Position
bezogen — zu den Erkenntnissen aus OptiKuz, der
Optimierung der Kundenzentren, gesagt. Sie ha-
ben nichts zum Rechnungshofbericht Gber die Per-
sonalsituation und die allgemeine Situation der
Kundenzentren gesagt. Stattdessen muss ich heu-
te in der "Hamburger Morgenpost" in einem Bericht
ein Zitat des Fraktionsvorsitzenden der SPD, des
Kollegen Dressel,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Richtig zitiert!)

zum zu schliefenden Kundenzentrum in den Wald-
dorfern lesen, bei dem ich mir dachte, dass ich
gern sehen mdchte, wie Sie dort bei der Schlie-
Rung eine Plakette anschrauben mit dem Text:
Hier optimiert der Senat Ihre Offnungszeiten.

(Beifall bei der LINKEN und der CDU)

Was die versprochene Evaluation der Stellenver-
sorgung der Bezirksdmter angeht, so hatte ich die-
se doch erst einmal verantwortungsvoll abgewar-
tet, um dann zu sehen, was man dort draufsetzen
kann und wo es weitergehen soll. Wenn man sich
die Stellungnahme von ver.di zu diesem Antrag an-
sieht — Sie haben augenscheinlich nicht mit ver.di
geredet; da gibt es, wie vielleicht an der einen oder
anderen Stelle mittlerweile Kommunikations-
schwierigkeiten —,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das ist ja schon,
dass lhre Kommunikation mit ver.di immer
funktioniert!)

dann denkt man sich schon: Die Beschaftigten der
Bezirksamter mit ins Boot zu holen, ist eine Selbst-

verstandlichkeit in einer sozial aufgestellten Stadt,
wie es Hamburg eigentlich sein sollte.

(Beifall bei der LINKEN)

Und wenn ich die Schlagzeile "Nie mehr warten
auf dem Amt!" lese, dann erinnert mich das sehr
stark an Trump'sche Wortklaubereien. Es ist der
Versuch gestartet worden, ein fehlgeschlagenes
Experiment bei der Kirzung innerhalb der Be-
zirksamter positiv zu verkaufen. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, seien Sie doch einmal so ehrlich und
sagen: Wir korrigieren den Mist, den wir in den
letzten Jahren angerichtet haben. Dann machen
Sie es auch uns als Opposition leichter,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber fir Sie ma-
chen wir das ja nicht, Herr Jersch!)

mit Ihnen gemeinsam den Weg zu einer besseren
Ausstattung der Bezirksamter zu gehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bezirkséamter und die Kundenzentren brauchen
eine Bestandsgarantie in der Flache, sie missen
sogar ausgebaut werden, und das darf nicht wie-
der an den Beschaftigten vorbeigehen. Wie viele
Pleiten brauchen Sie in lhrer Versorgung der Bezir-
ke vor Ort eigentlich noch, liebe Kolleginnen und
Kollegen? So jedenfalls werden Sie keinen Erfolg
haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dr. Duwe von der FDP-
Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Kolleginnen und Kollegen! Als ich den
Antrag der SPD und der GRUNEN zum ersten Mal
sah, dachte ich mir: Wie kommen die eigentlich
darauf? Sie haben im letzten Jahr doch gesagt, es
gehe alles seinen Gang; jetzt haben Sie Leute ein-
gestellt, die mittlerweile auch ausgebildet sind, und
damit ist das Problem eigentlich geldst. Weshalb
kommen die Fraktionen von SPD und GRUNEN
jetzt darauf, dem Senat noch etwas vorzuschrei-
ben? Dann fiel mir auf, dass dieser Antrag eigent-
lich gar kein Antrag ist, sondern eine Resolution.
Es stehen elf Punkte darin, was man alles machen
sollte, kénnte und so weiter und so fort. Der Senat
wird noch einmal gebeten, etwas zu tun. Es kdnnte
naturlich sein, dass die beiden Fraktionen mehr In-
formationen haben als der Senat selbst oder dass
sie ihm nicht trauen und meinen, ihm noch einmal
Beine machen zu mussen.

Dieses Thema ist nun wirklich schon sehr alt — lei-
der. Ich kann mich erinnern, dass schon 2014 ein
Punkt aus einem Antrag der FDP-Fraktion be-
schlossen wurde, sogar von allen Fraktionen. Dar-
in stand etwas, das immer noch nicht umgesetzt
worden ist. Das ist irgendwie komisch. Ich gehdre
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noch zu der Generation, in der der Spruch "Der
Kunde ist Kénig" galt. Vom Kundenzentrum erwar-
tet man vielleicht auch, dass dort so etwas gelten
wirde. Seitdem die Umorganisation in den Bezirks-
amtern stattgefunden hat — leider —, wurde alles
viel schlimmer. Das heif3t, man sollte nicht immer
etwas andern, wenn vorher etwas geklappt hat.

Leider muss ich feststellen, dass wir in Hamburg
immer der Zeit hinterherhinken. Man sollte auch Vi-
sionen haben. Es gibt ein kleines Land am &stli-
chen Ende der EU, es hat ungefdhr genauso viele
Einwohner wie Hamburg, in dem lauft fast alles di-
gital. Wie ware es denn, einmal so etwas zu versu-
chen, anstatt sich immer an den alten Strukturen
entlangzuhangeln, hier wieder zehn Leute einzu-
stellen und dort Dataport méglichst noch auf die IT
anzusetzen, und so weiter? Das wird nicht klap-
pen, das kann ich lhnen jetzt schon sagen.

(Jens-Peter Schwieger SPD: War das jetzt
ein Vorschlag, das so zu machen?)

— Das ist ein Vorschlag, wenn man es verninftig
machen wirde. Ich glaube, Estland ist kein Land,
das Deutschland hinterherhinkt, sondern es ist uns
schon weit davongelaufen. Wir sollten das einmal
betrachten, anstatt immer nur an den alten Struktu-
ren festzuhalten.

Im Wesentlichen finde ich den Antrag der CDU
hervorragend, und zwar vor allen Dingen Punkt 11.
In dem steht namlich ein Termin. Das fehlt in dem
Antrag von SPD und GRUNEN, und deshalb kann
ich diesen Antrag nur als Resolution ansehen: Bit-
te, bitte, Senat, arbeite mal ein bisschen besser.

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Nach dem, was ich in den letzten Jahren erlebt ha-
be, bin ich nicht hoffnungsfroh, dass es substanzi-
ell besser wird. Deshalb werden wir dem CDU-An-
trag natirlich zustimmen. Dem Antrag von SPD
und GRUNEN werden wir nicht zustimmen, weil es
gar kein Antrag ist. Sie hatten sich wirklich dazu
durchringen sollen, dem Senat einen Termin zu
setzen. Ist bei diesem Thema wahrscheinlich wich-
tig, denke ich: Termin. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Duwe. — Herr Dr. Kérner von der
AfD-Fraktion, ich erteile Ihnen das Wort.

Dr. Joachim Koérner AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Situation in den Kundenzentren war nicht ak-
zeptabel. Die Burger konnten Dienstleistungen
kaum erlangen. Termine waren zum Teil Uber
60 Tage zuvor ausgebucht. Ein derartiges Versa-
gen der Behorden und der Regierung hatte es bis-
her noch nicht gegeben. Die Situation scheint sich

aber jetzt zu entspannen. Nun legt die Koalition
einen Antrag fir eine birgernahe und dienstlei-
stungsorientierte Verwaltung vor, die sich starker
an der Lebenswirklichkeit der Burger orientiert.
Das sollte eigentlich eine Selbstverstandlichkeit
sein, daflr ist kein Antrag erforderlich. Es entsteht
der Verdacht: Handelt es sich hier lediglich um ei-
ne Marketingmaflnahme?

Da wir die Sache fur richtig halten, werden wir dem
Antrag zustimmen. Das gilt auch fur den Antrag
der CDU. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Kdrner. — Herr Senator Dr. Tschent-
scher, Sie haben jetzt das Wort.

Senator Dr. Peter Tschentscher:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Durch
eine unvorhergesehen hohe Personalfluktuation
hatten wir im vergangenen Jahr eine grof3e Zahl an
unbesetzten Stellen in den bezirklichen Kunden-
zentren,

(Zuruf: Schon viel langer!)

was insbesondere in der Zeit vor den Ferien zu un-
vertretbar langen Wartezeiten gefuhrt hat. Gemein-
sam mit den Bezirken hat der Senat daher ver-
starkt Stellen zentral ausgeschrieben, zusatzliches
Personal von aufen eingestellt und deren zlgige
Schulung und Einarbeitung organisiert. Mittlerweile
sind alle Stellen besetzt, sodass die Terminvorlauf-
und Wartezeiten deutlich zuriickgegangen sind.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Um den noch verbliebenen Arbeitsriickstau zu be-
heben und einen Wiederanstieg der Wartezeiten
vor den Ferien zu vermeiden, wollen wir in den
kommenden Wochen die Dienstleistungskapazitat
der Kundenzentren vorubergehend durch zusétzli-
ches Personal des Einwohnerzentralamtes verstar-
ken, das wir in den vergangenen Monaten fiir die-
se Aufgabe ausgewahlt und geschult haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Zu diesem Zweck richten wir in den nachsten Wo-
chen ein temporares Unterstitzungskundenzen-
trum in Meiendorf ein. Dort sollen in erster Linie
Personalausweise und Reisepasse ausgestellt
werden, weil dies in der Zeit vor den Ferien die am
haufigsten nachgefragte und oft dringlichste
Dienstleistung der Meldedmter darstellt. Neben
dem reguldren Angebot aller anderen Kundenzen-
tren besteht damit eine zusatzliche Maoglichkeit,
diese Ausweisdokumente an einer zentralen Stelle
auch kurzfristig zu erhalten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

In der Birgerschaftsberatung zur Lage der Kun-
denzentren im Juni letzten Jahres hatte ich berich-
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tet, dass wir Fehlentwicklungen von Dienstleis-
tungsangebot und -nachfrage kinftig frihzeitiger
erkennen und durch eine bessere Planung und
Steuerung vermeiden wollen. Die Finanzbehoérde
hat deshalb ein in Organisations-, Verwaltungs-
und IT-Fragen erfahrenes Team der Kasse.Ham-
burg beauftragt, hierzu Empfehlungen vorzulegen,
die auf einer aktuellen systematischen Bestands-
aufnahme beruhen, aber auch die bereits beste-
henden Erkenntnisse zur Organisation der Kun-
denzentren berlcksichtigen. Das Ergebnis lautet:
Wir brauchen eine starkere zentrale, einheitliche
Steuerung der Kundenzentren Uber die Bezirks-
grenzen hinaus, die konsequenter als bisher die
Erwartungen an eine moderne o6ffentliche Verwal-
tung erflllt. Dieser Anspruch bezieht sich auf ein
plausibles Standortkonzept, das eine gute Erreich-
barkeit nicht nur fir einzelne Stadtteile, sondern fur
die Bevolkerung insgesamt sicherstellt. Gute Er-
reichbarkeit bedeutet zugleich einheitliche langere
Offnungszeiten und bessere Online-Angebote, die
sich nicht nur auf die Terminorganisation, sondern
auch auf die Dienstleistungen selbst beziehen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Antrag der Fraktionen von SPD und GRUNEN
nimmt diese blrgerorientierte Sichtweise auf und
beschreibt ein sehr geeignetes Zielbild fiir die kinf-
tige Aufgabenwahrnehmung der Kundenzentren.
Einige Punkte des Antrags lassen sich kurzfristig
umsetzen, andere werden einen Prozess erfor-
dern, in den die Bezirke, die Beschéftigten und die
Personalvertretungen einbezogen werden missen.
Wir wollen zudem die technische Ausstattung und
die Ablaufe so verbessern, dass maoglichst viel Zeit
bleibt, um die manchmal auch individuellen Anlie-
gen der Birgerinnen und Blrger personlich bear-
beiten zu kénnen.

(Michael Kruse FDP: Sie personlich?)

In den Kundenzentren arbeiten erfahrene, aber
mittlerweile auch viele neue Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die einen modernen Dienstleistungsan-
spruch haben und die wir durch ein gutes Manage-
ment unterstiitzen missen. Gern berichten wir
Uber die weiteren Planungen und Maflihahmen zur
Umsetzung dieser Ziele im Verfassungs- und Be-
zirksausschuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Tschentscher. — Ich sehe keine wei-
teren Wortmeldungen, deshalb kommen wir zu den
Abstimmungen.

Wer mdchte nun zunachst die Drucksache 21/7805
an den Verfassungs- und Bezirksausschuss Uber-
weisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen dann in der Sache ab und beginnen
mit dem Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksache
21/7955.

Wer mochte sich diesem anschlieBen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser An-
trag abgelehnt.

Wir kommen dann zum gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der SPD und der GRUNEN aus Druck-
sache 21/7805.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag ange-
nommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 12,
Drucksache 21/7484, Senatsmitteilung: Berichts-
wesen Bau-Monitoring 2016.

[Senatsmitteilung:
Berichtswesen Bau-Monitoring 2016
— Drs 21/7484 -]

Die Fraktionen sind ubereingekommen, die Debat-
te nicht zu fihren. Deswegen kommen wir sogleich
zu den Uberweisungsbegehren, und zwar méchten
alle Fraktionen diese Drucksache an den Haus-
haltsausschuss tberweisen.

Wer stimmt dem Uberweisungsbegehren zu? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die Se-
natsmitteilung aus Drucksache 21/7484 an den
Haushaltsausschuss Uberwiesen.

Wenn Sie nicht zuhéren, kdnnen Sie nicht wissen,
was wir diskutieren. Wir kommen jetzt namlich zu
Tagesordnungspunkt 34, Drucksache 21/7800 in
der Neufassung, Antrag der CDU-Fraktion: Bei der
Elektromobilitdt den Turbo zinden — Austragung
eines Formel-E-Rennens in Hamburg prifen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Bei der Elektromobilitit den Turbo ziinden -
Austragung eines Formel-E-Rennens in Ham-
burg priifen

— Drs 21/7800 Neufassung -]

Dieser Tagesordnungspunkt wurde vonseiten der
CDU-Fraktion als Kurzdebatte angemeldet, sodass
jeder Rednerin und jedem Redner pro Debatten-
beitrag jeweils zwei Minuten Redezeit zur Verfu-
gung stehen.

Wird hierzu nun das Wort gewtlinscht? — Herr The-
ring von der CDU-Fraktion, Sie haben es fur zwei
Minuten.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7484
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7800
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Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Mobilitat ist ein
Grundbedurfnis der Menschen, Elektromotoren
wiederum sind die vielleicht vielversprechendste
Antriebsform, um dieses Mobilitatsbedurfnis glei-
chermalien umweltvertraglich und bedarfsgerecht
zu befriedigen. Umso argerlicher ist es — das muss
man sich einmal vorstellen —, dass die E-Mobilitat
ausgerechnet bei uns in Hamburg noch meilenweit
hinterherfahrt. Ich erklare es Ihnen gern: Im kom-
pletten Jahr 2016 wurden gerade einmal 358 E-
Autos zugelassen. Das entspricht einer Neuzulas-
sung — diesen mickrigen Marktanteil muss man
sich auf der Zunge zergehen lassen — von gerade
einmal 0,26 Prozent. Hamburg liegt damit deutlich
unter dem Bundesdurchschnitt und noch deutlicher
hinter Grof3stadten wie Berlin.

Fakt ist, dass die E-Mobilitdt in Hamburg vor allem
an einem gravierenden Image- und Akzeptanzpro-
blem leidet, und genau hier kommt der CDU-An-
trag ins Spiel. Wir wollen namlich die Formel E
nach Hamburg holen.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Oh, Gas ge-
ben!)

Formel 1 war gestern, heute geht es um Formel E.
Da gibt es gravierende Unterschiede, die offen-
sichtlich bei SPD und GRUNEN noch nicht ange-
kommen sind. Ich zahle sie lhnen gern noch ein-
mal auf: Zum Ersten gibt es keinerlei Schadstoff-
emission, zum Zweiten liegt die Larmemission mit
80 Dezibel auf dem Niveau eines Telefonklingelns,
und zum Dritten findet das gesamte Event, also
Training, Qualifying und Rennen, an ein und dem-
selben Tag statt. Und ich garantiere lhnen: Mit kei-
ner anderen Informationsveranstaltung oder Infor-
mationsmalinahme kénnen Sie auf einen Schlag
so viele Menschen von den Vorteilen des Produkts
E-Mobilitdt Uberzeugen wie mit einem solchen
Rennen.

(Beifall bei der CDU und bei Detlef Ehle-
bracht AfD)

Dieses Rennen wird in 160 Landern mit 827 Stun-
den Berichterstattung und tber 3 000 Pressearti-
keln weltweit wahrgenommen, das nur nebenbei.
Es trifft sich besonders gut, dass sich im Rennka-
lender der Formel-E-Serie immer wieder Licken
auftun. Berlin stand kurz vor der Absage, Brissel
ist bereits hinten heruntergefallen. Ich will realis-
tisch bleiben, 2017 wird das in Hamburg nicht zu
realisieren sein. Aber wir sollten zusehen, dass wir
dieses tolle Event fir 2018, 2019 oder 2020 zu uns
nach Hamburg bekommen. Deshalb lassen Sie
uns gemeinsam bei der E-Mobilitat den Turbo zln-
den

(Glocke)

und diese einmalige Chance nutzen. — Herzlichen
Dank fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Meyer
FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Thering. — Das Wort hat jetzt Frau von
Enckevort von der SPD-Fraktion.

Henriette von Enckevort SPD: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die CDU mochte also mehr Akzeptanz fir E-
Mobilitat dadurch erreichen, dass sie ein Autoren-
nen mitten durch die Stadt fihren will.

(Dennis Thering CDU: Nicht mitten durch die
Stadt!)

Aber die Frage ist doch vielmehr, ob ein Autoren-
nen mit all seinen Belastungen flr die Anwohner,
Gewerbetreibenden und Autofahrer wirklich dazu
beitragen kann, die E-Mobilitat attraktiver zu ge-
stalten. Die Ausrichtung ist eben keine Informati-
onsveranstaltung. Es ist ein Event.

(André Trepoll CDU: Oh, das ist ja ein Skan-
dal!)

Das ist das, was Sie fordern. Sie fordern ein weite-
res GroR3-Event. Es ware extrem aufwendig, da die
Sicherheitsanforderungen extrem hoch waren. Auf-
und Abbau wirden mehrere Tage in Anspruch
nehmen und erhebliche Strallensperrungen mit
sich bringen. Die Besucherzahlen in Berlin sind be-
reits rickgangig. In 2015 waren noch 20 000 Men-
schen da, in 2016 nur noch 15 000. Gleichzeitig
kostet der Eintritt fir dieses Rennen mal eben
70 Euro. An dieser Stelle sieht man, dass der Auf-
wand in keinem Verhaltnis steht.

(Beifall bei der SPD)

In Hamburg werden von Mai bis September zwei-
wdchentlich GroRRveranstaltungen durchgefiihrt. In
diesem Jahr kommt neu der IRONMAN hinzu, eine
grofe Sportveranstaltung. Damit stellt sich Ham-
burg bereits grofen neuen Herausforderungen,
gerade hinsichtlich der Vertraglichkeit dieser Grof-
veranstaltungen.

(Glocke — Dirk Nockemann AfD: Wir kénnen
ja den Christopher Street Day dafur abschaf-
fen!)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Frau von Enckevort, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage oder Zwischenbemerkung des Abge-
ordneten Herrn Thering zu?

Henriette von Enckevort SPD (fortfahrend): Nein,
danke. — Den Kriterien flr die Durchfihrung von
SportgroRveranstaltungen im Masterplan Active Ci-
ty wird dieses Autorennen ebenfalls nicht gerecht,
und auch — das ist noch ein wesentlicher Punkt —
aus strallenverkehrsrechtlicher Sicht ist ein Auto-
rennen auf der StralBe nicht genehmigungsfahig.
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Diese Rechtsauffassung ist Ihnen schon seit der
18. Legislaturperiode bekannt und hat sich nicht
geandert. Eine Ausnahmegenehmigung kann nur
dann erteilt werden, wenn ausschlie3lich StralRen
von geringer Bedeutung benutzt werden, was
schon allein aufgrund der Sicherheit, die die FIA
bendtigt, nicht dargestellt werden kann. Grofte
Freiflachen wie das Tempelhof-Gelande in Berlin
sind in Hamburg mitten in der City nicht vorhan-
den.

(Dennis Thering CDU: Berlin hat es doch
auch in der City gemacht! Was ist denn das
fur ein Unsinn?)

Wir brauchen mehr umweltvertragliche Fortbewe-
gungsmdglichkeiten, das ist klar, und deswegen in-
vestieren wir weiterhin in Infrastruktur und den
Ausbau von E-Mobilitdt wie auch Carsharing-Pro-
jekte, Park-and-ride-Platze und Radverkehr.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

An dieser Stelle werden wir also auch den von I|h-
nen neu Uberarbeiteten Antrag ablehnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, E_rau von Enckevort. — Frau Blomeke von
der GRUNEN Fraktion, Sie haben das Wort.

Christiane Blémeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Was fiir markige Worte,
Herr Thering — mit so wenig Substanz.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dennis Thering CDU: Das sagt die Richtige,
Frau Blomeke!)

Allein schon lhr Zwischenruf, Berlin habe es doch
auch in der City gemacht. Sie sollten wissen, dass
dort drei Wochen lang die Stral’en gesperrt waren,
dass drei Wochen lang — das kdnnen Sie nachle-
sen — Anwohnerinnen und Anwohner schwer belas-
tet waren von dieser Veranstaltung. Meinetwegen
soll Berlin es ruhig machen; das Rennen wird jetzt
ja wieder zurickverlagert zum Tempelhof. Aber
Hamburg ist nicht Berlin.

Das ist eine SportgroRveranstaltung. Ich wundere
mich, dass Sie nicht mit Herrn Kreuzmann gespro-
chen haben. Wir haben in Hamburg zum Beispiel
die Top Ten mit engen Kriterien. Das Formel-E-
Rennen fallt nicht darunter. Wir haben, bundesweit
anerkannt, die Dekadenstrategie im Sport, in der
auch noch nie etwas zum Thema Autorennen er-
wahnt worden ist.

(Dennis Thering CDU: Das sollten Sie mal
aufnehmen!)

— Herr Thering, sprechen Sie erst einmal mit lhrer
eigenen Fraktion darlber.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Sie verniedlichen in Ihrem Antrag absolut die Aus-
wirkungen so eines Autorennens mitten in der
Stadt, und ich frage mich, ob Sie eigentlich einmal
mit den Bulrgerinnen und Blrgern in Hamburg ge-
sprochen haben.

(Zurufe von der CDU — Gegenrufe von der
SPD)

Haben Sie einmal mit den Menschen im Bezirk
Hamburg-Mitte gesprochen, die sowieso schon
von Grolveranstaltungen massiv belastet sind? E-
Mobilitat muss gestarkt werden, das ist richtig,
aber ein Autorennen ist daflr wei® Gott nicht das
richtige Instrument. Es belastet die Anwohner und
die Menschen dieser Stadt zu stark und schreckt
eher ab, als dass es wirbt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Frau Blémeke, lassen Sie eine Zwischen-
frage oder Zwischenbemerkung des Abgeordneten
Thering zu?

Christiane Blémeke GRUNE (fortfahrend): Nein,
lasse ich nicht zu.

(Ralf Niedmers CDU: Wie kann man nur so
spaldfrei sein!)

Ihr Schnellschussantrag macht aus dieser Veran-
staltung in Berlin noch lange kein Thema in Ham-
burg. Wir haben kein Interesse an einem Formel-
E-Rennen. Man kann E-Mobilitdt anders bekannt
machen. Sie sollten sich erst einmal dariber ver-
standigen, dass wir, die Kollegin sagte es schon,
nach Paragraf 29 StralRenverkehrsverordnung in
Hamburg Uberhaupt keine gesetzliche Grundlage
fur ein Autorennen haben. Das ware namlich nicht
genehmigungsfahig.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Blomeke. Das war eine Punktlan-
dung. — Ich gebe jetzt das Wort an Frau Sudmann
von der Fraktion DIE LINKE.

(Zuruf: So, jetzt aber!)

Heike Sudmann DIE LINKE:* — Genau.

Schoénen guten Tag, meine Damen und Herren!
Ich muss zugeben, ich bin tief beeindruckt von den
Gedankengangen in der CDU. Sie sagen, Sie wol-
len die E-Mobilitdt in Hamburg férdern. Ich gehe
davon aus, dass wir von der Stadt Hamburg reden.
Wir reden von den Stadtstrallen. Ich gehe auler-
dem davon aus, dass lhnen bewusst ist, dass wir
in der Regel eine HOochstgeschwindigkeit von
50 km/h haben, wenn es nach uns gehen wirde,
bald 30 km/h.
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(André Trepoll CDU: Da sind ja Seifenkisten
schneller!)

Sie wollen die Formel E in Hamburg haben. Ich
weild nicht, ob Sie wissen,

(Zurufe von André Trepoll CDU)

dass die Formel E Autos mit bis zu 272 PS hat.
Diese erreichen innerhalb von drei Sekunden
100 Stundenkilometer. Sie wollen das doch haben,
Herr Trepoll. Sie wollen, dass auf der B 73 bei Ih-
nen die Leute innerhalb von drei Sekunden auf
100 Stundenkilometer sind. Das ist doch véllig ab-
surd. Das ist, ehrlich gesagt, Schwachsinn.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
vereinzelt bei der SPD — Zurufe)

Vielleicht hat Herr Thering gestern zu viel Zeitung
gelesen. Irgendwo, ich glaube in Billstedt, wurde
ein Porschefahrer mit 205 km/h geblitzt. Wenn das
Ihre Vision flir Hamburg ist, sind Sie vollig schief
gewickelt.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
vereinzelt bei der SPD)

Ich argumentiere die ganze Zeit sehr anstandig,
Herr Trepoll. Ich mache es aber flir Sie noch ein-
mal etwas einfacher; wenn Sie leise sind, kdnnen
Sie es auch verstehen.

(Zurufe von André Trepoll CDU)

Leise ist namlich das nachste Stichwort. 80 Dezi-
bel — Sie schreiben: nur 80 Dezibel. Sie reden von
einem Rennen, das mehrere Trainingseinheiten
hat und langere Zeit dauert. 80 Dezibel ist laut,
und zwar auch laut Umweltbundesamt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das weil} der
Fluglarmexperte genau!)

Fir Wohngebiete sagen wir, maximal 55 dB(A); ich
spreche gerade lauter, weil es sonst bei lhnen
nicht ankommt.

Insofern kann ich sagen, das war ein typisches
Kleine-Jungen-Spiel: Ich messe die Quartett-Autos
und ich brauche meine Mannlichkeit. Das kann
man nur ablehnen. — Besten Dank.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sudmann. Ich moéchte Sie darauf hin-
weisen, dass Sie sich auch bei zwei Minuten Re-
dezeit an den parlamentarischen Sprachgebrauch
halten. Und ich mochte alle anderen im Raum dar-
auf hinweisen, dass es nicht sinnvoll ist, wenn man
die zwei Minuten dadurch verklrzt, dass man so
laut dazwischenruft. — Schonen Dank.

Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion, Sie
haben das Wort.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt kommt der
kleine Junge Schinnenburg! — André Trepoll
CDU: Jetzt mal wieder Substanz!)

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Sehr geehrte Da-
men und Herren von Rot-Grin, es ist schon
schwer mit Ihnen. Nun wollen wir etwas fiir den
Umweltschutz tun und Schadstoffe reduzieren, und
Sie sind schon wieder dagegen. Und warum sind
Sie dagegen? Weil das Wort Auto auftaucht. Das
ist ein typischer Reflex bei Ihnen: Taucht Auto auf,
dann sind wir schon einmal dagegen.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. Ludwig Flocken fraktionslos)

Das ist die primitive Art und Weise, wie Sie vorge-
hen.

Sie haben eine katastrophal schlechte Bilanz. Herr
Thering hat darauf hingewiesen, und ich kann |h-
nen noch ein paar andere Zahlen nennen. Sie ha-
ben Ihre eigenen Ausbauziele — |hre eigenen — bei
der E-Mobilitdt nicht einmal andeutungsweise er-
reicht. Sie haben nur die Halfte der sich selbst vor-
genommenen Ladestationen erreicht, das nur als
Beispiel. Sie haben im 6ffentlichen Fuhrpark gera-
de einmal 8 Prozent E-Autos oder Hybridautos vor-
zuweisen, einzig bei den Senatsautos sind es fast
die Halfte. Das dient aber auch nur der Tauschung
der Offentlichkeit, weil die besonders angeguckt
werden. Kurz gesagt: Sie haben dringend Nachhil-
fe bei der Férderung von alternativer Autoantriebs-
technologie nétig.

Was ist das Problem mit den E-Autos? Es gibt Vor-
urteile. Das eine ist: Die kdnnen nicht so schnell
fahren. Und das zweite ist: Sie reichen nicht so
weit. Und dann gibt es eine Mdglichkeit, die For-
mel E, zur Verbesserung dieses Images, und wie
ist der rot-griine Reflex? Naturlich "Wir sind dage-
gen", und das ist einfach unzulanglich. Das kann
man nicht machen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ich finde die Initiative der CDU grundsatzlich gut.

Eine kurze Bemerkung noch, Herr Thering. Ihr Titel
hat mich auch ein wenig verwirrt. "Turbo" — als je-
mand, der als kleiner Junge viel mit Autos gespielt
hat, darf ich lhnen sagen: E-Autos haben keinen
Turbolader. Diese kleine Bemerkung muissen Sie
sich schon anhdren. Und ein zweiter Punkt: Sie lo-
ben die Kaufpramie, die lhre Bundesregierung ein-
gefiihrt hat. Die ist Unsinn. Aber davon einmal ab-
gesehen ist die Initiative der CDU gut. Man muss
die Einzelheiten prifen. Wenn Rot-Griin dagegen
ist, werden sie weiterhin herumwurschteln und
nichts fir moderne Mobilitdt tun. Schamen Sie
sich. — Vielen Dank.
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(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. Alexander Wolf AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Schinnenburg. — Herr Ehlebracht
von der AfD-Fraktion, Sie haben das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin! Fur eine neue Technik oder Entwicklung
die richtige Weichenstellung zu finden ist nicht im-
mer leicht. Das gilt aber nicht fiir die E-Mobilitat.
Der Antrag stellt fest, dass der mangelnde Ausbau
der Infrastruktur die E-Bremse ist, und der Bremser
ist die SPD-GRUNEN-Regierung. Beide Feststel-
lungen sind richtig. Neue Technik muss zuverlas-
sig und bezahlbar ihren Zweck erflllen, um in Mas-
se Anwendung zu finden — und das ist es, was wir
wollen. Zur Zweckerfillung gehort als Erstes, eine
ausreichende Infrastruktur zu schaffen. 592 Lade-
punkte sollten im o&ffentlich zuganglichen Raum fir
circa 4 900 E-Mobile bis August 2016 laut Ihrem
Masterplan errichtet worden sein. Bei der progno-
stizierten Zahl an E-Mobilen ist man laut Kraftfahrt-
bundesamt schon sehr dicht herangekommen. Hin-
gegen ist das Ziel bei den Ladestationen vollstan-
dig verfehlt worden. Als der Masterplan entwickelt
wurde, gab es bereits 138 Ladestationen, 454 hat-
ten es im August 2016 sein sollen. Laut einer
Schriftlichen Kleinen Anfrage waren es aber nur
287. Statt 454 Stationen wurden in zwei Jahren al-
so nur 149 betriebsbereit fertiggestellt. Das ist
schwach. Fur die Nutzer von E-Mobilen ist die
Zweckerfullung daher nur bedingt gegeben. Fazit:
Der Kunde hat trotz suboptimaler Rahmenbedin-
gungen sein Soll erfillt. Die Akzeptanz stimmt —
das sehen wir anders als die CDU. Die Regierung
hat aber wie beim P+R-Konzept ihr selbst gesteck-
tes Ziel nicht erreicht. Das Problem liegt also am
politischen Willen, am zu geringen Mitteleinsatz
oder an beidem.

Der Antrag bietet jetzt eine Chance, die gute Ak-
zeptanz noch weiter zu erhéhen, eine Sache sexy
zu machen. Wir wissen alle, eine Sache in sexy
verkauft sich viel besser als in unsexy. Das gilt fir
Waren, Entwicklung, und ich habe mir sagen las-
sen, es soll sogar fir Parteien gelten. Dass Ham-
burg so etwas kann, zeigt seit 17 Jahren das
Stadtpark-Revival: tolle Stimmung, starkes Zu-
schauerinteresse, ein Gewinn flr unsere Stadt. So
beliebt und fur den Gedanken der E-Mobilitat for-
derlich kann auch ein in Hamburg

(Glocke)

ausgetragenes E-Rennen sein. Wir unterstiitzen
den Antrag. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Ehlebracht. — Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer mochte sich dem Antrag der CDU-Fraktion
aus Drucksache 21/7800 Neufassung anschlie-
Ren? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 30, Druck-
sache 21/7796, Antrag der CDU-Fraktion: Indu-
strie- und Gewerbegebiete Hamburgs entwickeln —
Zukunftsvertrag fir Hamburg beschlie3en.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Industrie- und Gewerbegebiete Hamburgs ent-
wickeln - Zukunftsvertrag fiur Hamburg be-
schlieRfen

— Drs 21/7796 -]

[Antrag der AfD-Fraktion:

Die Zukunft Hamburgs hort nicht an der Stadt-
grenze auf

— Drs 21/7960 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Flachenmanagement und -entwicklung fiir Ge-
werbe und Industrie fortsetzen

— Drs 21/7965 -]

Hierzu liegen lhnen als Drucksache 21/7960 ein
Antrag der AfD-Fraktion sowie als Drucksache
21/7965 ein gemeinsamer Antrag der Fraktionen
der SPD und der GRUNEN vor.

Die Fraktion DIE LINKE mochte die Drucksache
21/7796 federfihrend an den Stadtentwicklungs-
ausschuss sowie mitberatend an den Ausschuss
fir Wirtschaft, Innovation und Medien Uberweisen,
die CDU-Fraktion lediglich an den Ausschuss fur
Wirtschaft, Innovation und Medien.

Ich mochte darauf hinweisen, dass es sich auch
bei dieser Debatte um eine Kurzdebatte handelt,
Sie haben also das Wort jeweils fiir zwei Minuten.
Wer begehrt es? — Herr Westenburger von der
CDU-Fraktion, Sie haben es.

(Zurufe: Westenberger!)

— Entschuldigung. Herr Westenberger von der
CDU-Fraktion, Sie haben das Wort.

Michael Westenberger CDU: Na, das ist doch
groRartig, dass mittlerweile viele schon meinen Na-
men aussprechen kénnen; innerhalb der eigenen
Partei, kann ich verraten, sind es noch nicht alle.

(Heiterkeit bei der SPD)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7796
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7960
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7965
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Im Vertrag fir Hamburg ist festgelegt, dass die Be-
zirke bei jeder erteilten Baugenehmigung fiir Woh-
nungsbauvorhaben einen geldwerten Vorteil be-
kommen, um einen Anreiz zu haben, mdéglichst vie-
le Baugenehmigungen zu erteilen. Fur gewerbliche
Baugenehmigungen fallt ein solcher Anreiz aus,
und ich finde — nicht nur, weil wir den Begriff "sexy"
heute schon gehdrt haben —, den Bezirken sollte
ein enormer Anreiz dafiir gegeben werden, um
auch im Bereich Gewerbe Baugenehmigungen zu
erteilen.

Ich nehme Sie einmal mit auf einen kurzen Ausflug
zu dem, was unsere kommunalen Kolleginnen und
Kollegen tagtaglich vor sich haben. Uber die Halfte
des hamburgischen Staatsgebietes ist nach der
Baupolizeiverordnung 1938 oder nach dem Bau-
planungsgesetz von 1892 noch mit altem Baurecht
Uberplant. Das heil3t, nahezu jede zweite Bauge-
nehmigung, auch fir Gewerbe, ist Planersatz und
bedarf einer erheblichen Befreiung von den Fest-
setzungen eines Bebauungsplans. Das muss in
der Regel an runden Tischen oder in Arbeitsgrup-
pen gemeinsam mit der 6rtlichen Bevolkerung erle-
digt werden. Und wenn es schon schwierig genug
ist, ein Vorhaben mit 30, 40 Wohnungen umzuset-
zen, ist es umso schwieriger, eine neue Baugeneh-
migung fir eine grofle Lagerhalle oder einen
groBen Gewerbebetrieb umzusetzen. Hier hat der
Vertrag fir Hamburg meines Erachtens einen ele-
mentaren strukturellen Fehler. Den heif’t es, heute
in Ordnung zu bringen.

Ich hatte mich so gefreut auf das Lesen des An-
trags der SPD-Fraktion, aber ich muss wirklich sa-
gen, von Seite zu Seite wurde meine Enttau-
schung groRer; ich hoffe, dass der Redebeitrag
des Kollegen Wagner gleich umso besser ist. Aber
ich gebe lhnen eine Chance: Mein Antrag ist grof3-
artig. Sie haben die Mdglichkeit, ihm heute zuzu-
stimmen.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU — Heiterkeit
bei der SPD)

— Herr Dressel ist aulRer sich vor Freude.

Wir sehen uns alle im Wirtschaftsausschuss wie-
der. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Westenberger. — Jetzt hat das Wort
Herr Wagner von der SPD-Fraktion.

Hauke Wagner SPD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, liebe Kollegen! Die Versorgung der Wirt-
schaft mit Gewerbe- und Industrieflachen bildet
einen Schwerpunkt der rot-grinen Wirtschaftspoli-
tik: Wir haben den Masterplan Industrie fortge-
schrieben, eine AG Flachenmanagement gegriin-
det, zentrale Ansprechpartner bei der hamburgi-
schen Wirtschaftsférderung und der HPA benannt,

das Blindnis fir den Mittelstand gestarkt, im Ma-
sterplan Handwerksflachen flir Handwerksbetriebe
ausgewiesen, durch eine rot-griine Blrgerschaftsi-
nitiative eine erleichterte Flachengabe erreicht, die
Datenbank der HWF fir suchende Betriebe nutz-
bar gemacht, einen Kompetenzbereich Gewerbe-
hofe bei der Sprinkenhof GmbH eingerichtet, For-
schungs- und Innovationsparks initiiert, das Leit-
programm "Ausbau der Zusammenarbeit in der
Gewerbeflachenentwicklung der Metropolregion
Hamburg" vorgelegt, ein Gewerbeflachen-Monito-
ring in der Metropolregion auf den Weg gebracht,
auf der Bauministerkonferenz 2015 die Grof3stadt-
strategie vorgelegt, die Bezirke mit der Aufstellung
von bezirklichen Gewerbeflachenkonzepten beauf-
tragt — und mit dem Foérderfonds Bezirke verfiigt
Hamburg bereits Uber ein funktionierendes Anreiz-
system, liebe Kollegen von der CDU.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
— Leute, wir haben nicht so viel Zeit.

AuRerdem haben wir das interregionale Modellpro-
jekt Viktoriapark in Rahlstedt und Stapelfeld auf
den Weg gebracht. Und die Bezirkskollegen von
der CDU? Die engagieren sich mit vollem Einsatz
volles Pfund dagegen.

(Dr. Andreas
Schlimm!)

Wenn Sie wirklich einen konstruktiven Beitrag flr
Industrie und Gewerbe leisten wollen, motivieren
Sie lhre Kollegen in Wandsbek dazu,

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Aber nicht im
Landschaftsschutzgebiet!)

Dressel SPD: Schlimm!

diesem wunderbaren Projekt zuzustimmen. Das
ware ein wirklicher Beitrag.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Un to'n SlulR: Dor hort mehr to to'n Ganzen as blof3
so'n billigen Andrag. — Veelen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Wagner. — Ich entnehme der Tatsache,
dass Sie aufgestanden sind, dass Sie jetzt gern
das Wort gern hatten, Herr Duge. Sie bekommen
es fur zwei Minuten.

Olaf Duge GRUNE: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Herr Westenberger,
der Antrag, den Sie stellen, verspricht viel in der Ti-
tulierung, aber er ist so hohl, wie er vorn Verspre-
chungen macht. Was Sie hier bringen, nennt man
eine Mogelpackung.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Sie sprechen von einem Zukunftsvertrag. Das ist
schon das Erste, das ist wie ein weiller Schimmel;
einen Vergangenheitsvertrag kenne ich eigentlich
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nicht. Deswegen ist die Formulierung, die Sie dann
benutzt haben — "Vertrag fur Hamburg" — die richti-
ge. Und aus dem Vertrag flir Hamburg ist von |h-
nen auch zitiert worden. Schaut man sich Punkt 9
im Vertrag fur Hamburg an, dann sieht man, dass
es Punkt 9 gar nicht gibt. Das ist genauso hohl. Da
steht nichts, jedenfalls nicht im Vertrag fur Ham-
burg, den wir 2016 mit den Bezirken beschlossen
haben. Hatten Sie einmal genau darauf geschaut,
dann hatten Sie bemerkt, dass Sie den Vertrag flr
Hamburg von 2011 genommen haben. Wenn Sie
den gelesen hatten, misste Ihnen aufgefallen sein,
dass dort noch 6 000 Wohneinheiten standen,
wahrend wir jetzt 10 000 Wohneinheiten haben,
und dass dort noch die BSU stand und nicht die
BSW. Da sind Sie also schon ziemlich hinterher.

Herr Wagner hat, glaube ich, eben sehr deutlich
gemacht, dass wir inhaltlich viel weiter sind und
sehr viele Sachen im Gewerbereich voranbringen,
die Sie langst noch nicht auf dem Schirm haben.
Im Gegenteil, die CDU macht sich in Rahlstedt
vom Bock zum Gartner. Sie reden dem Gewerbe-
gebiet das Wort und verhindern es vor Ort, indem
Sie dort dagegen angehen. Das ist lhre Politik.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf von Dennis Thering CDU)

Deswegen haben wir unseren Zusatzantrag sehr
ausfuhrlich gestaltet. Dort kénnen Sie nachlesen,
wie gute Politik aussieht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Duge. — Herr Jersch von der Fraktion
DIE LINKE, Sie haben das Wort.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Auch wenn der Antrag
sicherlich einige wichtige Themen anspricht, hat er
doch Schwachen — ich sage einmal: alles bis auf
den letzten Absatz. Ein Antrag mit dermalfen viel
Herleitung hat inhaltlich in der Tat ein Problem. Er
stellt keine Losungen fir die aktuellen Probleme,
was Industrie- und Gewerbegebiete in der Hanse-
stadt angeht, dar. Er gibt keine Ldsungsansatze
zur Flachenkonkurrenz. Er beschreibt kein zu-
kunftsweisendes Konzept.

(Prasidentin Carola Veit tibernimmt den Vor-
sitz.)

Statt Lasten und Aufgaben bei Industrie- und Ge-
werbeansiedlungen in der Metropolregion zu ver-
teilen, was nicht einmal dieser Senat schafft, und
das im Antrag zu thematisieren, wird einfach nur
auf alte Instrumente fur alte Ziele hingewiesen.
Das kann nicht wirklich das Ziel einer auf die Zu-
kunft ausgerichteten Gewerbe- und Industriean-
siedlungspolitik sein. Wir brauchen eine Abkehr
von zentralistischem Denken. Nicht mehr alle We-
ge fuhren nach Rom, sondern wir sind eine vielfal-

tige Gesellschaft. Wir sind grofRer als die Hanse-
stadt Hamburg, wir sind eine Metropolregion, und
so sollte diese Politik aufgestellt sein.

Nichtsdestotrotz ist dieser Antrag naturlich wichtig,
um an die Grundthemen und vielleicht auch einmal
an eine neue Aufstellung der Industrie- und Ge-
werbeansiedlungspolitik in Hamburg zu gehen.
Deswegen sprechen wir uns fiir eine Uberweisung
an den Ausschuss und eine weitere Diskussion
aus, werden dem Antrag aber in der Sache so
nicht zustimmen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Kruse von der FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP: Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wenn man sich inhaltlich mit dem Antrag der
CDU-Fraktion auseinandersetzt, dann kann man
sicherlich zu der einen oder anderen Kritik, die
eben auch vorgetragen wurde, kommen. Aber ich
finde insgesamt, dass man dem vorliegenden
Uberweisungsbegehren schon folgen konnte, denn
die Grundintention des Antrags ist richtig. Wie die
Vertreter von SPD und GRUNEN an den Haaren
Argumente herbeiziehen, um sogar eine Uberwei-
sung ablehnen zu kdénnen, ist wiederum bemer-
kenswert, denn wir haben hier eine ganze Menge
Probleme.

Erstens: Der einheitliche Ansprechpartner, den Sie
uns versprochen haben, den wir als Zielstellung
natlrlich teilen und immer wieder einmal von lhnen
eigefordert haben, zuletzt in einem Antrag im April
2015 — wo ist er denn? Er ist nach wie vor nicht
eingerichtet.

Zweitens zur Umsetzung des Prinzips "One Face
to the Customer". Auch hier warten wir auf lhre Ar-
beitsergebnisse.

Drittens: Das Thema Flachenknappheit insgesamt.
Ich nehme einmal als Beispiel die Boom-Branche
Logistik; anders als andere Branchen boomt diese
wenigstens. Wo sind die grof3en entwickelten Fla-
chen? Sie haben sie nicht; die letzte groRe Flache
haben Sie gerade vergeben — das ist auch in Ord-
nung —, die Flache in Neuland. Sie haben die Fla-
chen nicht. Also, wo ist Ihr Flachenentwicklungs-
konzept? Fehlanzeige. Die Knappheit der Flachen
im Hafen wird immer gréRer. Wo sind lhre neuen
Flachen?

Kooperation in der Metropolregion ist das nachste
Thema. Dazu kommt gar nichts. Alle zwei Wochen
gibt es irgendeine Pressemitteilung von der Se-
natspressestelle, dass wir in der Metropolregion et-
was machen, aber wenn man konkret nachfragt,
welche Flachen denn jetzt in die Metropolregion
vergeben wurden oder wo die Nachbarwirtschafts-
forderer an Hamburg herangetreten sind und ge-
sagt haben, nehmt doch bitte diese Flache oder
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(Michael Kruse)

diesen Kunden, dann geschieht in diesem Bereich
nichts.

Zuletzt: Die Zielzahlen der HWF. Auch da bleiben
wir deutlich hinter den Zielen zuriick.

Deswegen haben Sie noch eine Menge zu tun,
und wenn wir das nicht Uber diesen Antrag I0sen,
dann werden wir es Uber eine separate Befassung
im Ausschuss I6sen missen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Ralf Niedmers
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Ehlebracht von der
AfD-Fraktion bekommt das Wort, ebenfalls fiir ma-
ximal zwei Minuten.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Den
Wohnungsbau mit geeigneten Mitteln und Zielvor-
gaben zu betreiben, ist notwendig, dafir mit ver-
bindlichen Inhalten ausgestaltete Blindnisse einzu-
gehen, ist legitim. Auch wenn einzelne Punkte strit-
tig sind, ist es sinnvoll, dies zu unterstitzen; das
tun wir.

In Ihrem vorliegenden Antrag fordern Sie, Gber all
den Aktivitdten hinaus, die derzeit im Wohnungs-
baubereich stattfinden, die Unternehmensférde-
rung, insbesondere hinsichtlich der Entwicklung
und Etablierung vorhandener und neuer Industrie-
und Gewerbeanlagen, nicht zu vernachlassigen.
Sie erwahnen dabei, dass eine diesbezligliche For-
derung fir eine stetige Entwicklung der Wirtschaft
in unserer Stadt und der Metropolregion Voraus-
setzung ist. Das ist alles richtig, findet sich dann
aber nicht ganz so in lhrem Petitum des Antrags
wieder, da die Metropolregion mit keinem Wort er-
wahnt und damit ausgegrenzt wird. Gerade im Hin-
blick auf den begrenzten Raum in Hamburg, dem
Bemuhen, Pendlerstrome einzuddammen oder gar
umzukehren, der zunehmenden und teilweise be-
reits nicht mehr hinnehmbaren Verdichtung in
Hamburg und ...

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr Eh-
lebracht, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Westenberger?

Detlef Ehlebracht AfD:* In meinen knappen zwei
Minuten? Dann mal zu.

Zwischenfrage von Michael Westenberger CDU:
Sehr geehrter Herr Kollege Ehlebracht, teilen Sie
meine Verwunderung dartiber, dass Sie fur die Er-
teilung von Baugenehmigungen fur gewerbliche
Nutzung auch auflerhalb Hamburgs Mittel des
Hamburger Haushalts verwenden mdochten? Mit
welchem Haushaltstitel in welchem Einzelplan wol-

len Sie dieser Mittelverwendung strukturell eine
neue Rechtsgrundlage schaffen?

Detlef Ehlebracht AfD (fortfahrend):* Wir haben
daflr Ausschisse, in denen wir so etwas bespre-
chen kénnen. Wir sind hier als Ideengeber, so ver-
stehe ich uns; solche Sachen mussen als Ideen in
den Ausschissen im Detail behandelt werden.

(Beifall bei der AfD)

Wo war ich stehengeblieben? Genau: Wir haben
eine zum Teil nicht mehr hinnehmbare Verdichtung
in dieser Stadt und dafiir groRe Freiflachen im Um-
land. Deren ErschlieBung muss stattfinden. Dies
auch unter dem Aspekt — um damit eine Antwort
auf lhre Frage zu geben —, dass dadurch bestimm-
te steuerliche Einnahmen bei der Realisierung
neuer Gewerbeflachen aulierhalb der Stadt nicht
in Hamburg generiert werden. Ja, das ist so. Dazu
stehen wir auch. Wir beantragen daher mit unse-
rem vorliegenden Zusatzantrag, gemeinsam mit
Partnern aus der Metropolregion den Zukunftsver-
trag zu entwickeln und auch und insbesondere Fla-
chen aullerhalb der Stadtgrenzen in diesen Ver-
trag einzubeziehen. Wir mdchten, dass Wege ge-
funden werden, dass es mdglich ist, dem Vertrag
zugrunde liegende FérdermaflRnahmen dann auch
diesen Projekten zu gewahren.

Und noch ein abschlieBendes Wort: So sieht ein
Zusatzantrag aus, kurz, knapp, auf einer Seite.
Das hier ist eine vorbereitete taktische Malinahme,

(Glocke)
um die Opposition auszubremsen. — Danke.
(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Warnholz von der
CDU-Fraktion bekommt das Wort.

(Dorothee Martin SPD: Rahlstedt! Vorwarts!)

Karl-Heinz Warnholz CDU: Frau Prasidentin, mei-
ne sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Der
Kollege Westenberger schreibt einen Antrag, der
die Bezirke bei der Ansiedlung von Gewerbe unter-
stlitzen will, und Sie versuchen mit diesem Antrag,
in diesem wundervollen Gebiet Gewerbe anzusie-
deln. Es ist Landschaftsschutzgebiet. Sie sollten
sich die Karte und die Ortlichkeit einmal anschau-
en. Was hier entstehen soll, ist ein Skandal.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Es war die CDU, die die Rahlstedter Wirtschafts-
achse vor Jahren geschaffen hat. — Ich habe nur
zwei Minuten. — Nun versucht die SPD ebenfalls,
ein neues ...

(Glocke)
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Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Warnholz, das wird nicht auf lhre Redezeit ange-
rechnet. Deswegen gestatten Sie mir die Frage
— Sie sehen, die Uhr lauft nicht weiter —, ob Sie ei-
ne Zwischenfrage des Abgeordneten Wagner ge-
statten.

Karl-Heinz Warnholz CDU (fortfahrend): Nein,
Herr Abgeordneter, keine Zwischenfragen, weil ich
nur zwei Minuten habe.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU — Heiter-

keit)
Nun versucht die SPD ebenfalls, ein neues Gewer-
begebiet in Rahlstedt zu schaffen, und will — ich

wiederhole — im Landschaftsschutzgebiet bauen.

(Ekkehard Wysocki SPD: Sie waren doch fiir
das Logistikzentrum!)

Dafur gibt es weder in der Bevélkerung vor Ort ei-
ne Mehrheit noch eine einheitliche Haltung; man
sieht ja, wie die SPD in Rahlstedt und in Wands-
bek unruhig wird.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ich sehe hier im
Moment nur einen Unruhestifter!)

Also lassen Sie dieses Ablenkungsmandéver und
stimmen Sie unserem Antrag zu. Den Antrag des
Kollegen Westenberger sehen Sie schon bald wie-
der,

(Glocke)

denn er ist fur gute Antrdge bekannt. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, das Wort hat Senator Horch.

Senator Frank Horch: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! In der Wirt-
schaftspolitik hat die Versorgung mit Gewerbe- und
Industrieflachen fir den Senat — ich glaube, das
hat sich herumgesprochen — eine sehr hohe Be-
deutung. Im Masterplan Industrie haben wir mit un-
seren Partnern, der Handelskammer Hamburg und
dem Industrieverband Hamburg, 100 Hektar ge-
werblichen Flachenpotenzialen entsprechend eine
Reservierung und eine Vorhaltung aufgegeben.
Aktuell gleichen wir behdrdenintern den diesbezlig-
lichen Stand miteinander ab. Zum Ergebnis der
Flachenpotenziale insgesamt erwarten wir Ende
Marz/April dieses Jahres eine entsprechende Vor-
lage. Auch im Masterplan Handwerk hat sich der
Senat deutlich zu einer besonderen Flachenthe-
matik fir Handwerksbetriebe in der Stadt positio-
niert. Die Sprinkenhof GmbH wiederum nimmt sich
der Gewerbehdfe an und hat hierfur eine neue Ab-
teilung gegrundet, um die Zustandigkeiten klar zu
definieren. Im vergangenen Monat fand im Offa-

kamp der erste Spatenstich fiir den Handwerkerhof
MEISTERMEILE statt. Der Senat unterstitzt mit
diesem Beispiel aktiv die Entwicklung weiterer Ge-
werbehofe, auch von privaten Entwicklern, die uns
dazu Vorschlage unterbreiten.

(Zurufe von der CDU)

Far Ausgrindungen aus Hochschulen und For-
schungseinrichtungen wird der Senat zunachst mit
den Bezirken Altona, Bergedorf und Harburg drei
Forschungs- und Innovationsparks entwickeln und
definieren. Durch dieses attraktive Angebot kon-
nen forschungsintensive Start-ups wichtige Syner-
gien, auch in der Zusammenarbeit mit den Hoch-
schulen und den Forschungseinrichtungen, erzie-
len.

Die Bezirke spielen bei der Umsetzung der Fla-
chenpolitik des Senats eine wesentliche Rolle, weil
sie nah dran sind am Geschehen. Mit der Fort-
schreibung der bezirklichen Gewerbeflachenkon-
zepte leisten sie einen wichtigen Beitrag zur Um-
setzung der Flachenpolitik des Senats. Die Ansat-
ze fiur eine Flachenpolitik in der Metropolregion
sind fiir die Zukunft, wenn wir uns dies vor Augen
fihren, unverzichtbar.

Es besteht das klare Einvernehmen zum Erhalt
von Gewerbeflachen. Die Stadt und ihre Bewohne-
rinnen und Bewohner bendtigen fiur die kinftigen
Flachen diese Voraussetzung ebenso wie die er-
forderlichen Arbeitsplatze. Der Erhalt und die
Schaffung von Gewerbeflachen ist eine stetige und
unverzichtbare Aufgabe des Senats. Die gute und
vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den
Behdrden, den Kammern und den weiteren Akteu-
ren ist hierbei, wie es sich bewiesen hat, ein
Schlissel zum Erfolg, Flachenangebote fiir unter-
schiedliche Nutzergruppen zu entwickeln und da-
bei stets — das ist die groRe Herausforderung —
diese Entscheidung zwischen Wohnungsbau, Ge-
werbeansiedlung und Naturschutz richtig auszuba-
lancieren. Somit kann ich abschlielend festhalten:
Der Senat betreibt eine aktive, erfolgreiche Fla-
chenpolitik fiir Gewerbe und Industrie. Aus diesem
Grunde ist ein besonderer Vertrag hierfir nicht er-
forderlich.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. Das waren
genau drei Minuten. Das halte ich firr einen ersten
Senatsbeitrag in der Kurzdebatte fir anstandig,
wenn ich das einmal sagen darf.

(Beifall bei der SPD, der FDP und vereinzelt
bei den GRUNEN)

Das Wort wird begehrt von Herrn Duge. Oder
md&chte Herr Wagner sprechen? Dann bleiben wir
in der Reihenfolge. — Bitte, Herr Wagner.
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Hauke Wagner SPD:* Sehr geehrter Herr Warn-
holz, was Sie hier machen, ist Klamauk, und zwar
richtig heftiger Klamauk. Die Presse hat dokumen-
tiert, wie Sie auf dem Aussichtsturm der Mullver-
brennungsanlage Stapelfeld stehen und Visionen
fir einen groRen Logistikpark hatten — im Ubrigen
auf genau den Flachen, auf denen jetzt fur kleintei-
liges Gewerbe unsere Initiativen umgesetzt werden
fur das, was im Viktoriapark entstehen soll. Und
Sie reden hier ernsthaft von Umweltschutz?

(Dennis Thering CDU: Das kennen Sie
nicht!)

Das ist ein bisschen so, wie die CDU in Wandsbek
Politik macht: Zunachst einmal etwas anschieben,
dann die Pferde wechseln und sich hinterher auf
die Seite der verbliebenen Gegner stellen.

(Dennis Thering CDU: Wo denn? Wo denn
zum Beispiel?)

— Na ja, das diskutieren wir im Detail. Aber das ist
ein richtig gutes Beispiel.

(Zuruf: Tolles Beispiel! GroRartig!)

— Wir sind doch gerade beim Thema Viktoriapark,
oder? Nun mussen wir auch dabei bleiben. Es geht
genau darum,

(Zurufe von der CDU)

dass es Presseberichtserstattung dazu gibt, dass
Sie diese Vision fur einen Logistikpark an eben
diesem Standort hatten.

(Zurufe von der SPD und der CDU)

— Ja, und jetzt interessiert Sie lhre Meinung nicht
mehr?

Es gibt Beteiligungsverfahren, die auf alle mdogli-
chen Foren ausgeweitet wurden, wo sich alle ein-
bringen kénnen und umfangreich Gesprache statt-
finden, im Ubrigen zur Not auch mit lhnen, wenn
Sie dort nur vorbeikdmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Prisidentin Carola Veit: Herr Duge von der GRU-
NEN Fraktion, Sie haben das Wort.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Warnholz, lammfromm wie
ein Wolf im Schafspelz. 2007 — ich war in der Be-
zirksversammlung, ich kann das noch sehr gut er-
innern —

(Dennis Thering CDU: Kénnen wir auch!)

hat die CDU ein Gewerbegebiet von Rahlstedt
ausgehend nach Osten verlangt und Sie waren mit
von der Partie. Jetzt stehen Sie hier und tun so, als
seien Sie — ich hatte es vorhin schon gesagt — der
Gartner. Sie sind der Bock, der sich zum Gartner
macht.

Wir haben gesagt: Wir wollen keinen Logistikpark
haben, sondern wir wollen hier verniinftiges, pro-
duktives Gewerbe haben, flacheneffizient, mit
Handwerkern und anderen Betrieben, die entspre-
chend Arbeitsplatze schaffen. Wir wollen Ausgleich
schaffen und sind deswegen — auf die Idee sind
Sie gar nicht gekommen — das erste Mal mit der
Gemeinde Stapelfeld eine Kooperation eingegan-
gen, die sehr gut lauft. Es gab eine Birgerveran-
staltung mit geschatzt 200 Birgern. Der Birger-
meister aus Stapelfeld war dabei. Es gab viele in-
teressante Anregungen, wie der Bevdlkerung
durch die Flachen, die weiterentwickelt werden
Freizeitmoglichkeiten geboten werden koénnen,
zum Beispiel durch die Entwicklung einer Biotop-
achse. Es sind viele Vorschlage gemacht worden.
Ich fand sehr konstruktiv, was dort eingebracht
worden ist, und ich glaube, das ist der richtige
Weg. Wir nehmen die Burger mit und wir schaffen
ihnen Moglichkeiten, das, was sie an Winschen
und Bedurfnissen vor Ort haben, weiterzuent-
wickeln.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Westenberger von der CDU-Fraktion.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sag du doch
mal, dass du dafir bist!)

Michael Westenberger CDU: Nun sieht man, was
man anrichtet, wenn man am Thema vorbei einen
Antrag schreibt. Das geht voll auf deine Kosten,
lieber Kollege Dressel.

(Zuruf von Dr. Andreas Dressel SPD)
— Doch, doch, doch.

Es ist ein guter Antrag, den Vertrag flir Hamburg
fortzuschreiben. Jetzt sind wir schon bei Gartenan-
lagen, sonstigen Geraten und Schafen, die irgend-
wo in der Wildnis herumlaufen, gelandet.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und der
FDP)

Es ist so einfach: den Vertrag fir Hamburg fort-
schreiben. Wir erleben doch gerade, wie schwierig
es ist, Gewerbe anzusiedeln. Wobei, das muss ich
schon sagen, sowohl die CDU- als auch die SPD-
Fraktion in der Regel einen relativ guten Job in der
Freien und Hansestadt macht, wenn es um die Be-
zirksfraktionen geht. Sie ubernehmen dort auch fur
Gewerbeansiedlungen durchaus Verantwortung.

Wir sehen, wie schwierig es ist — es ist sehr emoti-
onsgeladen —, den richtigen Standort zu finden.
Und dann zu sagen, lieber Senator, wir schreiben
den Vertrag fur Hamburg nicht fort,

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

und nicht einmal 250 Euro fir eine Baugenehmi-
gung fir gewerbliche Ansiedlungen zu zahlen — mir
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fehlt die Fantasie, wie Sie nachher gliicklich nach
Hause gehen konnen. Dieser Antrag, den ich ge-
schrieben habe, soll eine Licke schliel3en.

(Dirk Kienscherf SPD: Der war doch fehler-
haft von vorne bis hinten!)

Er soll eine Licke schlieBen und die Kolleginnen
und Kollegen in den Bezirksversammlungen und
die Stadtplanungsdmter und Bauprifamter in den
Bezirken reizvoll motivieren, indem sie etwas fir
die lange Zeit an Arbeit bekommen, die es zum
Teil an runden Tischen braucht — drei, vier Jahre
dauert so eine Baugenehmigung mdglicherweise,
wenn man Planersatz hat —, um eine Genehmi-
gung zu erteilen. Sie sind aus irgendwelchen Grin-
den nicht in der Lage — ich glaube, es geht um die
Farbenlehre —, mit diesem Antrag eine solche
Licke in dem Vertragswerk zu schlieRen. Stattdes-
sen toben wir uns jetzt in der Planungshoheit der
Bezirke aus.

Ich glaube, der Bebauungsplan gehért nach
Wandsbek. Dort gibt es hervorragende Leute,
wahrscheinlich aller Fraktionen, die dariber reden
konnen. Ich glaube nicht, dass das schon in diese
Debatte um die Fortschreibung des Vertrags fir
Hamburg gehort.

Jetzt habe ich noch sieben Sekunden und dartiber
freue ich mich.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Zunachst bekommt Herr
Dr. Dressel von der SPD-Fraktion das Wort.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wir kdnnen es kurz ma-
chen: Was nicht geht und was wir lhnen nicht mehr
durchgehen lassen, ist, dass Sie in den Bereichen
Wohnungsbau und Gewerbeflachenentwicklung
grolRe Konzepte machen — alles muss mehr, mehr
und mehr sein und es reicht alles nicht —, und dann
wird vor Ort von lhnen bekampft und blockiert. Die-
sen Widerspruch lassen wir nicht mehr durchge-
hen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Kollege Wagner hat es eben schon gesagt: Es gab
vorher Planungen. Diese haben sich jetzt sogar
eher in die Richtung verandert, Kompromisse zwi-
schen den Aspekten des Natur- und Landschafts-
schutzes und der Gewerbeentwicklung zu finden.
Eine Partei, die von sich sagt — das geht jetzt an
den Fraktionsvorsitzenden —, man wolle sich wie-
der um die Wirtschaft kimmern und vorn mit dabei
sein, und dann vor Ort Gewerbeflachenentwicklung
bekampft, das passt nicht zusammen.

(Jérg Hamann CDU: Landschaftsschutzge-
biet!)

Diesen Widerspruch missen Sie in lhrer Fraktion
aufklaren. Wir sind sehr gespannt, wie Sie abstim-
men.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Bevor wir abstimmen,
bekommt erneut Herr Warnholz von der CDU-Frak-
tion das Wort.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt muss er
sich entschuldigen fiir damals!)

Karl-Heinz Warnholz CDU: Ich kénnte jetzt, wenn
Sie es gestatten, Frau Prasidentin, sagen: Blah,
blah. Aber das mache ich nicht; ich bin kein Schaf.

Mein Damen und Herren, was hier gemacht wird,
ist nicht fair.

(Beifall bei der CDU und bei Dirk Nocke-
mann AfD)

Vor gut zehn Jahren regierte die CDU unter Ole
von Beust. Vor gut zehn Jahren boomte im Gegen-
satz zum heutigen Tag der Hafen. Und da hat sich
die Rahlstedter CDU, auch der Kreisverband
Wandsbek, bereit erklart, Uber Gewerbeflachen im
Raum Rahlstedt/Stapelfeld nachzudenken, Stich-
wort Container und Anbindung Stapelfeld — ich
mdchte jetzt keine Zwischenfragen gestatten —,

(Heiterkeit)

um den Hamburger Hafen zu entlasten. Das war
vor zehn Jahren. Heute reden wir von 27 Hektar
Landschaftsschutzgebiet;

(Dennis Thering CDU: Das kennen die
GRUNEN nicht mehr!)

wer die Bedeutung nicht kennt, schaue einmal in
den Duden. Es ist schlimm, was dort geschehen
soll.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben damals von 5 Hektar Erdbeerfeld ge-
sprochen. Es ist schon sehr interessant, wenn man
sich den Antrag der SPD anschaut. Meine Kolle-
gen aus Rahlstedt haben sich nicht mit Namen in
diesen Antrag eintragen lassen. Hort, hort, Leute.
Das hat sicherlich Grunde.

(Beifall bei der CDU)

Kommen wir zu lhrem Vorwurf Stichwort "vor Ort".
Wir sind nicht gegen Gewerbe, wir sind nicht ge-
gen Industrie

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber da nicht!)
und wir sind auch nicht gegen Wohnungsbau.
(Zurufe von der SPD)

Aber wir sind gegen Bauten in einem Landschafts-
schutzgebiet. Ich habe in den vergangenen Mona-
ten mehrere Schriftliche Kleine Anfragen gestellt.
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Haben Sie sich diese Anfragen einmal angesehen,
haben Sie bemerkt, was das fiir ein Biotop ist, das
in einem Landschaftsschutzgebiet liegt? Das, was
hier entsteht, ist eine Sinde, und ich kann lhnen
sagen, die Rahlstedter werden das nicht mitma-
chen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Buschhiiter von der
SPD—Fraktion bekommt das Wort.

Ole Thorben Buschhiiter SPD: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Da die Rahlstedter Ab-
geordneten eben ausdricklich angesprochen wur-
den, mochte ich klarstellen, dass die drei Rahlsted-
ter SPD-Abgeordneten — wir haben immerhin drei
von vier Mandaten in Rahlstedt gewonnen, viel-
leicht sollte man das an dieser Stelle einmal er-
wahnen —

(Beifall bei der SPD — J6rg Hamann CDU:
Die verlieren Sie auch wieder!)

zu 100 Prozent hinter diesem Antrag stehen.

Herr Warnholz, wenn Sie so tun, als seien lhre
Uberlegungen, das eigene Ins-Gesprach-Bringen
dieser Flache fir ein Gewerbegebiet, schon zehn
Jahre her und als hatte sich seitdem nichts getan,
ist das wirklich unredlich. Herr Wagner hat uns
eben etwas von der Miullverbrennungsanlage er-
zahlt. Uberall entstehen neue Gewerbegebiete in
Stormarn und in Hamburg nicht und tberall gehen
die Steuereinnahmen fiir uns verloren — das waren
Ihre Worte, und die sind nicht zehn Jahre alt, son-
dern noch nicht einmal drei. Da lief die Untersu-
chung zu dem neuen Gewerbegebiet Viktoriapark/
Minervapark schon langst. Sie haben sich erst vom
Acker gemacht, als der Wind etwas rauher wurde,
und das ist das, was wir Ihnen vorwerfen: Sie for-
dern immer wieder neu und mehr Gewerbe, mehr
Wohnungsbau, und wenn es konkret vor Ort wird,
sind Sie immer dagegen

(J6rg Hamann CDU: Wir sind nur gegen lhre
Fehler!)

und versuchen sich einen weillen Ful} zu holen.
Aber so funktioniert es nicht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wird weiterhin das Wort gewiinscht? Es ware
bei allen noch Redezeit vorhanden. — Das ist nicht
der Fall. Dann kommen wir zur Abstimmung.

Ich frage zunachst, wer den Antrag der CDU-Frak-
tion, also Drucksache 21/7796, federfihrend an
den Stadtentwicklungsausschuss und mitberatend
an den Ausschuss fir Wirtschaft, Innovation und
Medien Uberweisen mochte. — Wer mochte das

nicht? — Enthaltungen? — Dann ist dieses Uberwei-
sungsbegehren nicht erfolgreich.

Wer moéchte diese Drucksache an den Ausschuss
fur Wirtschaft, Innovation und Medien (berwei-
sen? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist auch dieses Uberweisungsbegeh-
ren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab und beginnen mit
dem Zusatzantrag der AfD-Fraktion, Drucksache
21/7960.

Wer schliefdt sich diesem an? — Wer nicht? — Und
wer enthalt sich? — Dann ist das mit gréRerer
Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum Ursprungsantrag der CDU-Frak-
tion, Drucksache 21/7796.

Wer stimmt diesem zu? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist dieser Antrag nun-
mehr abgelehnt.

Wir kommen zum Zusatzantrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN, Drucksache 21/7965. Die
Fraktionen der FDP und der AfD méchten hier gern
ziffernweise abstimmen.

Ich frage also zunachst nach den Ziffern 1, 4 und
5. Wer méchte ihnen zustimmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist das mehrheitlich so be-
schlossen.

Wer mochte auch Ziffer 2 annehmen? — Auch hier
die Gegenprobe. — Und die Enthaltungen? — Dann
ist auch Ziffer 2 so beschlossen.

Und wer stimmt schliellich Ziffer 3 zu? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann hat auch Ziffer 3
eine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 13 unserer Tagesordnung,
Drucksache 21/7748, Senatsmitteilung: Mobilitat in
Hamburg — Ziele.

[Senatsmitteilung:
Mobilitdt in Hamburg — Ziele
— Drs 21/7748 -]

Auch hier entfallt die Debatte einvernehmlich und
wir kommen zur Abstimmung.

Wer moéchte die Senatsmitteilung gern an den Ver-
kehrsausschuss Uberweisen? — Ist jemand dage-
gen? — Enthaltungen? — Dann haben wir das ein-
stimmig Uberweisen.

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung, Druck-
sachen 21/7731 bis 21/7733, Berichte des Einga-
benausschusses.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7748
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[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/7731 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/7732 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/7733 -]

Ich beginne mit dem Bericht aus der Drucksache
21/7731. Hier zunachst Ziffer 1, die nur einstimmi-
ge Empfehlungen enthalt.

Wer méchte diesen folgen? — Wer nicht? — Enthal-
tungen? — Dann haben wir das auch hier einstim-
mig so beschlossen.

Von Ziffer 2 haben wir Kenntnis genommen.
Zu Bericht 21/7732.

Wer mdchte sich hier zunachst der Empfehlung
anschlielen, die der Eingabenausschuss zur Ein-
gabe 825/16 abgegeben hat? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann haben wir auch das bei we-
nigen Enthaltungen einstimmig beschlossen.

Wer schlief3t sich den Empfehlungen zu den ubri-
gen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch das war einstimmig.

Wir kommen zum Bericht 21/7733. Auch hier zu-
nachst Ziffer 1. Wir haben Uber folgende Eingaben
abzustimmen: 740, 757, 760 bis 763, 765 bis 775,
780 bis 788, 794 bis 798, 836, 839, 868 sowie 885,
alle aus 2016.

Wer mochte sich hierzu den Empfehlungen des
Eingabenausschusses anschlieen? — Wer ist an-
derer Auffassung? — Und wer enthalt sich? — Dann
haben wir das so beschlossen.

Wer sich dariber hinaus den Empfehlungen zu
den Ubrigen Eingaben anschlieRen modchte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Auch hier die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war dann ein-
stimmig.

Ich stelle fest, dass wir von Ziffer 2 Kenntnis ge-
nommen haben.

Die in der Geschéaftsordnung fur bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie in der Neufassung erhalten.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft die unter A
aufgefthrten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

***Sammellbersicht siehe Seite 3802

Wer méchte die Uberweisungsbegehren unter B so
fassen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch
das war einstimmig.

Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung, Druck-
sache 21/7235, GroRe Anfrage der Fraktion DIE
LINKE: Beimischungen in illegalen Drogen — Was
ist sonst noch drin?

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Beimischungen in illegalen Drogen — Was ist
sonst noch drin?

— Drs 21/7235 -]

Die antragstellende Fraktion mdchte das gern im
Gesundheitsausschuss vertiefen.

Wer stimmt dem Uberweisungsbegehren zu? -
Wer nicht? — Enthaltungen? — Das Uberweisungs-
begehren hat keine Mehrheit gefunden.

Ich stelle fest, dass wir von der GroRen Anfrage
Kenntnis genommen haben.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 19a, Drucksache
21/7865, Bericht des Gesundheitsausschusses:
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung gesund-
heitsrechtlicher Vorschriften.

[Bericht des Gesundheitsausschusses liber die
Drucksache 21/6614:

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung gesund-
heitsrechtlicher Vorschriften (Senatsantrag)

— Drs 21/7865 -]

Wir stimmen auf Wunsch der FDP-Fraktion abwei-
chend von der Empfehlung des Ausschusses Gber
die einzelnen Artikel des Gesetzentwurfes ab.

Wer mdchte also zunachst die Artikel 1, 3, 5 und 6
des Gesetzes zur Anderung gesundheitsrechtlicher
Vorschriften aus der Drucksache 21/6614 anneh-
men? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
haben wir dann einstimmig so beschlossen.

Wer mdchte dann noch die Artikel 2 und 4 anneh-
men? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann sind auch Artikel 2 und 4 so be-
schlossen.

Wer mochte dariber hinaus Artikel 7 annehmen? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann haben wir auch Artikel 7 so beschlossen.

Wir kommen jetzt zur Gesamtabstimmung Uber
das Gesetz zur Anderung gesundheitsrechtlicher
Vorschriften.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7731
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7732
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7733
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7235
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7865
JaussSa
Schreibmaschinentext
***Sammelübersicht siehe Seite 3802
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Wer mochte das Gesetz in erster Lesung beschlie-
Ren? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
das bei einigen Enthaltungen und Gegenstimmen
in erster Lesung so beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Ist der Senat mit
einer sofortigen zweiten Lesung einverstanden?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Dann frage ich, wer das soeben in erster Lesung
beschlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieRen mochte. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann haben wir das auch in zweiter Le-
sung und somit endgultig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 20, Drucksache 21/7760, Be-
richt des Ausschusses flir Wirtschaft, Innovation
und Medien: Sechster Medienanderungsstaatsver-
trag HSH.

[Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien iiber die Drucksache
21/7293:

Sechster Medienanderungsstaatsvertrag HSH
(Senatsantrag)

— Drs 21/7760 -]

Wer sich der Ausschussempfehlung anschlielen
und das Gesetz zum Sechsten Medienanderungs-
staatsvertrag HSH aus Drucksache 21/7293 be-
schlie®en mdchte, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann haben wir das mehrheitlich bei einigen Ent-
haltungen so beschlossen.

Wir brauchen auch hier eine zweite Lesung. Ist der
Senat mit einer sofortigen zweiten Lesung einver-
standen?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschlielRen? —
Wer mdchte das nicht? — Und wer enthalt sich? —
Damit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung bei
einigen Gegenstimmen und einigen Enthaltungen
so beschlossen.

Punkt 25 der Tagesordnung, Drucksache 21/7791,
Antrag der Fraktion DIE LINKE: Einrichtung eines
Gebardensprachdolmetscher- und Gebardenspra-
chendolmetscherinnenpools fiir Senatsauftritte und
Burgerschaftstermine.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Einrichtung eines Gebardensprachdolmet-
scher-/-innenpools fiir Senatsauftritte und Biir-
gerschaftstermine

— Drs 21/7791 -]

Diese Drucksache mdchten die Fraktionen der
SPD und der GRUNEN an den Verfassungsaus-
schuss Uberweisen. Vonseiten der Fraktionen der
CDU und der LINKEN liegt ein Antrag auf Uberwei-
sung an den Sozialausschuss vor.

Wer mochte an den Sozialausschuss uberwei-
sen? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann hat
dieses Uberweisungsbegehren keine Mehrheit ge-
funden.

Wer moéchte an den Verfassungsausschuss uber-
weisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann haben wir das einstimmig dorthin Uberwie-
sen.

Tagesordnungspunkt 27, Drucksache 21/7793, An-
trag der FDP-Fraktion: Sanierungsfonds Hamburg
2020 — Sanierung der Hamburger Sternwarte in
Bergedorf sicherstellen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Sanierung
der Hamburger Sternwarte in Bergedorf sicher-
stellen

— Drs 21/7793 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Die Stern-
warte Bergedorf als Forschungsstandort und
Kulturdenkmal starken und schiitzen

— Drs 21/7964 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/7964 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und der
GRUNEN vor.

Wir fangen mit dem Antrag der FDP-Fraktion an.

Wer mdchte ihm zustimmen? — Wer nicht? — Und
wer enthalt sich? — Dann ist der Antrag mehrheit-
lich abgelehnt.

Wer mochte dem gemeinsamen Antrag der Frak-
tionen der SPD und der GRUNEN seine Zustim-
mung geben? — Auch hier die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das einstimmig so beschlos-
sen.

Tagesordnungspunkt 28, Drucksache 21/7794, An-
trag der FDP-Fraktion: Kinder- und Jugendpartizi-
pation starken.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7760
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7791
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7793
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/7964
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[Antrag der FDP-Fraktion:
Kinder- und Jugendpartizipation starken
— Drs 21/7794 -]

Diese Drucksache mochten die FDP-Fraktion so-
wie die Fraktionen der SPD und der GRUNEN an
den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss uber-
weisen.

Wer moéchte das auch? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann haben wir das einstimmig so
Uberweisen.

Wir kommen zu Punkt 35 unserer Tagesordnung,
Drucksache 21/7802, Antrag der Fraktionen der
GRUNEN und der SPD: Hamburger Integrations-
fonds — Foérderung des Projekts "Kita-Eingewo6h-
nungsbroschire fur geflichtete Familien".

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Hamburger Integrationsfonds (XXIV) — Foérde-
rung des Projekts "Kita-Eingewohnungsbro-
schiire fiir gefliichtete Familien"

— Drs 21/7802 -]

Wer schlief3t sich dem Antrag an? — Wer nicht? —
Wer enthalt sich? — Das ist einstimmig beschlos-
sen.

Vielen Dank.

Tagesordnungspunkt 36, Drucksache 21/7803, An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Hamburger Integrationsfonds — Aufstockung der
Mittel zur Férderung der Arbeit freiwillig Engagier-
ter in der Flichtlingshilfe.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburger Integrationsfonds (XXV) - Auf-
stockung der Mittel zur Foérderung der Arbeit
freiwillig Engagierter in der Fliichtlingshilfe

— Drs 21/7803 -]

Wer stimmt diesem Antrag zu? — Wer nicht? — Und
wer enthalt sich? — Dann ist der Antrag mit Mehr-
heit so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 37, Drucksache 21/7804,
das ist ebenfalls ein Antrag der Fraktionen der
GRUNEN und der SPD: Hamburger Integrations-
fonds: In Hamburg ankommen — Umweltbildungs-
angebote fur geflichtete Menschen verstetigen.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Hamburger Integrationsfonds (XXVI): In Ham-
burg ankommen - Umweltbildungsangebote fiir
gefliichtete Menschen verstetigen

— Drs 21/7804 —]

Die FDP-Fraktion méchte das gern im Ausschuss
fur Umwelt und Energie beraten.

Wer méchte Uberweisen? — Wer nicht? — Wer ent-
halt sich? — Dann hat das Uberweisungsbegehren
keine Mehrheit gefunden.

Wir stimmen Uber den Antrag in der Sache ab.

Wer schlie3t sich ihm an? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist der Antrag mehrheitlich
so beschlossen worden.

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, bitte denken Sie daran, lhre personlichen Sa-
chen mitzunehmen. |hr Altpapier kénnen Sie gern
in den dafiir vorgesehenen Behaltern entsorgen.
Vielen Dank und einen schénen Feierabend.

Ende: 19.14 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Jennyfer Dutschke, Martina Friederichs, Dennis
Gladiator, Annkathrin Kammeyer, Joachim Lenders, Brigitta Schulz, Dietrich Wersich und Sylvia Wowretzko
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Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 15. Februar 2017

A. Kenntnisnahmen

Anlage

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

14 7546 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 14. Juli 2016:
"Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendausschusses Uber die Drucksache 21/1963:
Gutachten Uber die Erfolgsquote von Kindesrickfihrungen in ihre Herkunftsfamilien®
— Drs. 21/4952

15 7757 |[Reise einer Delegation der Hamburgischen Bulrgerschaft nach St. Petersburg und
Kaliningrad vom 17. bis 21. April 2016

16 7806 | Tatigkeitsbericht Gber die Arbeit der Blirgerschaft im Jahr 2016

17 7693 | Bericht des Haushaltsausschusses

18 7694 | Bericht des Schulausschusses

19 7759 [Bericht des Gesundheitsausschusses

21 7782 | Bericht der Kommission (G-10-Kommission) zur Durchfiihrung des Gesetzes zur Beschran-

kung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel-10-Gesetz — G 10) geman
§ 2 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausfiihrung des Artikel-10-Gesetzes (G-10-AusfG) Uber
ihre Tatigkeit im Berichtszeitraum vom 1. Januar 2016 bis 31. Dezember 2016

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
16a 7822 Vereinbarung zwischen der Burgerschaft der Freien und | SPD, Europaaus-
Hansestadt Hamburg und dem Senat der Freien und GRUNEN |[schuss
Hansestadt Hamburg Uber die Konsultation der Burger-
schaft im Rahmen der Subsidiaritatsprifung nach Artikel
6 des Protokolls Gber die Anwendung der Grundsatze der
Subsidiaritat und der VerhaltnismaRigkeit (Drs. 19/8560
und 20/3243) — Auswertung des Arbeitsprogramms der
Europaischen Kommission 2017
26 7792 Feinstaubmessung an der Grenze zu Wedel SPD, Ausschuss fur
GRUNEN, |Umwelt und
LINKEN, Energie
FDP,
AfD
31 7797 Ursachen der Obdachlosigkeit umfassend ermitteln SPD, Ausschuss fir
GRUNEN, |Soziales, Arbeit
AfD und Integration
33 7799 Justizvollzugsdienst attraktiver gestalten mit leistungsge- | SPD, Ausschuss fur
rechten und transparenten Beférderungsstrukturen CDhu, Justiz und Daten-
GRUNEN |[schutz
39 7807 Hamburg braucht die Fahrrinnenanpassung SPD, Ausschuss fur
Neuf. GRUNEN, |Wirtschaft,
LINKEN Innovation und
Medien






